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Vorwor t 

Dem letzten für die Jahre 1945/48 erstatteten Tätigkeitsbericht folgt nach­ 
stehend der Bericht über die Tätigkeit der Handwerkskammer Münster 
in der Zeit vom 1. 4. 48 bis 30. 9. 1949. Er soll allen im Dienste des. Hand­ 
werks stehenden Handwerksmeistern und Gesellen sowie allen an den 
berufsständischen, wirtschaftlichen und sozialen Problemen des Hand­ 
werks interessierten Kreisen eine Übersicht über die Lage und Entwick­ 
lung des Handwerks und über die vordringlichen Probleme der Hand­ 
werkspoli tik geben. Daß dieser Bericht in einem Augenblick erstattet wird, 
in dem wir unseren langjährigen verdienten Präsidenten, Baumeister 
Franz Bielefeld, verlieren mußten, ist uns besonders schmerzlich. Es wird 
an anderer Stelle der Persönlichkeit und der Verdienste des Mannes zu 
gedenken sein, der auf allen Gebieten, die der Tätigkeitsbericht behandelt, 
in maßgebender Verantwortung mitgewirkt hat. Wir haben den dringen­ 
den Wunsch, mit diesem Tätigkeitsbericht wenigstens einen kleinen Teil 
unserer Dankesschuld an ihn abzutragen. 
Der Berichtszeitraum umfaßt einen Abschnitt, der 'eine Fülle von bedeut­ 
samen Ereignissen und Entscheidungen für das Handwerk brachte. Im 
Sturm dieser Ereignisse und Entscheidungen hat das Handwerk erneut 
seine Lebensfähigkeit und seine Lebensberechtigung bewiesen. Das Hand­ 
werk sieht deshalb auch der kommenden Entwicklung in dem sicheren 
Bewußtsein seines Wertes und seiner Leistungen entgegen. 
Möge der Bericht mit dazu beitragen, daß die Erkenntnis von der Not­ 
wendigkeit und der Bedeutung eines gesunden Handwerks und einer 
leistungsfähigen Handwerksorganisation auch weiterhin Allgemeingut 
wird. Dieser Wunsch erscheint uns im Hinblick auf die Tatsache, daß mit 
der neuen Verfassung der westdeutschen Bundesrepublik und mit der 
ersten deutschen Bundesregierung ein neuer Abschnitt der deutschen Ge­ 
schichte beginnt, besonders berechtigt. 

Der stellv. Präsident 

gez. Franz Epping 

Der Geschäftsführer 

gez. Dr. Cl. Kahmann 
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, .. ,,1 Nachruf 

. . ,,; 

Baumeister Franz Bielefeld 
Präsident der Handwerkskammer Münster / Vorsitzender des Westdeut­ 
schenHand~erkskammertages/ Vorstandsmitglied des Handwerkskammer­ 
tages der britischen Zone / Mitglied des Landtages ]'f ordrhein-Westfalen 

beendete nach kurzer Krankheit am Abend des 8. August 1949 im Alter 
von 69 Jahren sein von Arbeit und Segen erfülltes Leben. · 

Im deutschen Handwerk war Baumeister. Franz Bielefeld kein Unbekann­ 
ter. Sein bei aller Sicherheit und Festigkeit der äußeren .Form abgeklär, 
tes, ausgleichendes Wesen und die in Charakter, Wissen und Erfahrung 

) 
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gleichermaßen wurzelnde K larheit seiner Haltung und Auffassung hat 
dem deutschen Handwerk mehr als einmal Richtung und Ausweg in 
schwierigen organisatorischen, wi rtschaftli chen und poli tischen Situationen 
gewiesen. Zahlreichen Handwerkskoll egen und persönli chen M itarbeitern 
wurde Franz Bielefeld in jahrelanger Zusammenarbeit vertrauter Freund 
und gütiger Berater. 
Als Sohn einer alten westfälischen Handwerker-Famili e stand er mit der 
ganzen Kraft seiner Persönlichkeit im Dienste des Handwerks. Aus tief­ 
ster christlicher und vaterländischer Verantwortung fühlte er sich trotz 
seines Alters noch dem Dienst am Handwerk und damit auch dem Dienst 
an seinem Volk und Vaterland verpfli chtet. 
Präsident Franz Bielefeld wurde am 11. 4. 1880 als Sohn des Bauunter­ 
nehmers Franz Bielefeld in Gelsenkirchen geboren. 1907 ließ er sich als 
Bauunternehmer in Recklinghausen nieder, wo er in 4 Jahrzehnten eine 
rege und erfolgreiche berufli che und öffentliche Tätigkeit entfaltete. Da3 
Vertrauen seiner Berufskollegen berief ihn i924 zum Vorsitzenden des 
Innungsausschusses Recklinghausen und in den Vorstand der Handwerks­ 
kammer und 1927 zum Präsidenten der Handwerkskammer Münster. Die­ 
ses Amt bekleidete er bis 1933 und ab 1945 unter allseitiger Anerkennung. 
Seine Berufung zum Vorstandsmitglied des Kammertages der britischen 
Zone, zum Mitglied des Handwerksrates der Zentralarbeitsgemeinschaft 
des Handwerks im Vereinigten Wirtschaftsgebiet, zum Vorsitzenden des 
Westdeutschen Handwerkskammertages, zum Vorsitzenden -des Verbandes 
der westfältsch-lipplschen Innungskrankenkassen sind ebenso sehr Be­ 
weise des ihm entgegengebrachten Vertrauens wie auch Ausdruck seiner 
tatkräftigen Arbeits- und Einsatzbereitschaft für das Handwerk. Darüber 
hinaus diente er mit ganzer Hingabe auch der größeren Gemeinschaft des 
Volkes, dem er seine ganze Kraft in zahlreichen öffentlichen und poli ti­ 
schen Ämtern zur Verfügung stell te: Jahrzehnte hindurch als Mitglied der 
Stadtvertretung Recklinghausen, von 1928-1933 als Mitglied des Reichs­ 
tages, seit 1947 als Mitglied des nordrheinisch-wes.tfälischen Landtages 
und als Mitglied verschiedener Landtagsausschüsse. Er wirkte außerdem 
in den Organen der Versicherungsanstalt für Handwerk, Handel und Ge­ 
werbe, des Ruhrsiedlungsverbandes, der Landesbank und der Westfäli­ 
schen Provinzial-Lebensversicherungsanstalt usw. mit. 
So war sein Leben mit dem Dienst an der Gemeinschaft ausgefüll t und im 
wahrsten Sinne des Wortes erfüllt, als ihn der Tod am 8. August aus 
unserer Mitte riß. Seine engeren Freunde und Mitarbeiter bestätigen, daß 
seine Gedanken und Sorgen bis zum letzten Tage dem Handwerk galten. 
Präsident Bielefeld möge allen, die im Dienste des Handwerks stehen, 
Vorbild und Ansporn zu gleicher uneigennütziger und tatbereiter Hingabe 
sein. Nur damit können wir sein Andenken ehren und unsere Dankes­ 
schuld abtragen. 
Dieser Gedanke kam auch in den zahlreichen Ansprachen aus Anlaß der 
Beisetzung des Verstorbenen am 13 .. August in Recklinghausen immer 
wieder zum Ausdruck. Die Beisetzung erfolgte unter außerordentlich 
großer Anteilnahme der Bevölkerung und der Öffentlichkeit, vor allem 
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aber der Organisationen des Handwerks, die selbst von weither ihre Ver­ 
treter entsandt hatten. Am Grabe sprach e n u. a. 
Herr Dompropst Echelll;eyer als Vertreter des Bischofs von Münster und' 
im Namen des Verbandes der katholischen Gesellenvereine, 
Herr Landtagspräsident Gockeln als Vertreter des Landtages und im Auf­ 
tra·ge der Landesregierung, 
der Vizepräsident der Handwerkskammer Münster, Bäckermeister Franz 
Epping, für das Handwerk des Kammerbezirks-und für die Gefolgschaft 
der Handwerkskammer Münster, 
Präsident Uhlemeyer, Hannover, für den britischen Handwerkskammertag 
und im Auftrage der Zentralarbeitsgemeinschaft des Handwerks, 
der Präsident der Handwerkskammer Düsseldorf, Dipl.vIng. Schulhaff als 
stell vertreten.der Vorsitzender des Westdeutschen Hand wer kskarnmertages, 
der Landtagsabgeordnete Brockmann für die ·Zentrumspartei, 
ein Vertreter der Sozialdemokratischen Partei, 
ferner Vertreter des Kirchenvorstandes, der Stadtverwaltung und der 
katholischen Gesellenvereine . 
Präsident Franz Bielefeld hat nunmehr die 'ewige Ruhe gefunden. In· 
Treue und Dankbarke.it in seinem Sinne weiterzuwirken, sei allen, die im 
Dienste. des Handwerks stehen, gern geübte und dem Andenken des Ver­ 
storbenen geweihte Pfli cht. 

9 



Einleitung 

1 

II 

1 

1 

1 

l• l>as Handwerk im Wandel der Wir tschaft 

Die Währungsreform und die Befreiung der· Wirtschaft aus den Fesseln 
des staatlichen Zwanges sind die für· das Handwerk ·bedeutungs.vollsten 
Ergebnisse des vergangenen Berichtsjahres. 
Die fast jeder realen Kaufkraft entbehrende Reichsmarkwährung und die 
Unzulänglichkeit der staatlichen Wirtschaftslenkung hatten die materiel­ 
len und moralischen Grundlagen der gesamten Wirtschaft· schwer erschüt­ 
tert. Die einseitige Bevorzugung der Industrie bei der Rohstoffzuteilung, 
das Abgleiten der wirtschaftlichen 'I'ätigkeit in. die Gebiete des Schwarzen 
Marktes, der Kompensation, der Korruption und der Hortung hatten 
außerdem in. den Jahren nach dem Zusammenbruch zu einer fortschreiten­ 
den Desorganisierung der Wirtschaft geführt. Eines der wichtigsten Er­ 
gebnisse der vergangenen Epoche ist die' Erkenntnis, daß jede Bewirt­ 
schaftung des Mangels· durch den Staat zwangsläufig zu einem Verfall der 
Wirtschaftsmoral und der Wirtschaftsordnung führen muß, zu dessen 
Überwindung die staatlichen Zwangsmittel nicht ausreichen. 
Es muß in diesem Zusammenhang festgestellt werden, daß , d er Kern 
des Handwerks sich gegen die aus der Zwangswirtschaft sich ergebenden 
Zersetzungserscheinungen als immun erwiesen hat. Dort, wo in Einzel­ 
fällen Handwerker bereit waren, Konzessionen an den Geist der Zeit zu 
machen, hat die Kammer Münster als amtliche Vertretung des Handwerks 
solche Erscheinungen klar und eindeutig abgelehnt. Die gleichen sittlichen 
Kraftreserven, die das Berufs- und Wirtschaftsethos des Handwerks seit 
Generationen formten und das Handwerk über die mannigfachen Wirt­ 
schaftskrisen der Vergangenheit hinweg vor dem so oft prophezeiten „Un­ 
tergang" bewahrten, haben auch nach dem Zusammenbruch den materiel­ 
len und moralischen Verfall . des Handwerks verhindert. V e r die n s t 
d e s H a n d w e r k s s e I b s t - und nicht des Staates - ist es, wenn das 
Handwerk auch die mit der Währungsreform und mit dem Übergang zur 
freien Marktwirtschaft entstandenen, zum Teil sehr erheblichen Schwierig­ 
keiten überwinden konnte. 
Diese Feststellung ist deshalb wichtig, weil das Handwerk seinen A n - 
spruch auf eine weitgehende berufl iche, wirtschaft- 
1 i c h e u n d s o z i a 1 e S e I b s t v e r w a 1 tu n g im neuen Bundesstaat , 
gerade auf diesen vor und nach der Währungsreform erbrachten Nachweis 
seiner Lebens- und Leistungsfähigkeit stützt. 
Das Handwerk hatte alle Ursache, den übe r g a n g\ zur freien 
Marktwirts c h a f t zu begrüßen. Knappe Rohstoffzuteilungen hatten 
zwar das Handwerk immer wieder in eine schiefe Lage gegenüber seinen 
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Kunden gebracht, aber. auch die Hortung _:7on. Material und Waren bestän­ 
det! verhindert. Die wider Erwarten ungünstigen Umstellungsquoten und 
l3estirnmu_ngen der. Währungsreform hatten ferner die notwendigen lau­ 
fenden Betriebsmittel des Handwerks aufs äußerste eingeengt. Demgegen­ 
über fand der absolute, durch die Währungsumstellung- unberührte Ar­ 
beitswill e -des Handwerks mit Einführung der freien Marktwirtschaft wie­ 
der seine natürlichen Bedingungen für eine erfolgreiche Betätigung. Zu­ 
nächst kam dem Handwerk in .dieser Situation die ihm eigentümliche 
M a r k t s t e 11 u n g. d e r u n m i t t e 1 b a r e n Ku n d e n n ·ä h e zugute. 
Es zeigte s-ich, daß die den Verbrauchern zur Verfügung gestellten hohen 
Kopfquoten zu einem erheblichen Teil auch in Lieferungen und Leistun­ 
gen des Handwerks angelegt wurden. Dazu kam, daß wie mit einem 
Schlage die leidige Rohstoff- und Materialnot, die so oft den Arbeits- - 
will en des Handwerkers behindert hatte, beseitigt war. Damit fand das 
Handwerk zu den ihm eigenen natürlichen Formen seiner Betätigung zu­ 
rück: E i n s a t z d e r p e r s ö n 1 i c h e n Arb e i t s k r a f t u n d d e r 
persönli~hen Leistung zur Befriedigung der indivi­ 
d u e. 1 i e n Be _d ü r f n iss e de. s Kunde n. 
Dieser Betätigungswill e des Handwerks wurde und wird zum Teil auch 
heute noch durch Fehler der staatlichen Kredit-- und 
s t e u e r p o 1 i t i k , durch Zunahme der Schwarzarbeit, durch Mißstände 
im Verdingungswesen, durch die Tätigkeit der Regiebetriebe und durch 
den schlechten Eingang- der Zahlungen bzw. durch Anwachsen der aus­ 
stehende!?- Forderungen stark gehemmt. 
Damit steheri die Organisationen des Handwerks wieder vor der Aufgabe, 
diese ungesunden Auswüchse, von denen man hoffen, durfte, daß· sie end­ 
gültig der Vergangenheit _angehörten, mit allem Nachdruck bekämpfen zu 
müssen. 
In diesem Zusammenhang muß auch auf die besonderen Prob 1 e m e 
de r B au wir t s c h a f t und damit des Bauhandwerks hingewiesen wer­ 
den. Der auch heute noch gültige Charakter des Baugewerbes als Schlüs­ 
selgewerbe bringt es mit sich, daß die Fehler der staatlichen Kreditpoli tik 
und das Ausbleiben einer umfassenden planvollen staatlichen und priva­ 
ten Investitionspolitik auf dem Gebiet des Bauwesens zu einer in ihren 
Auswirkungen nicht ungefährlichen Stagnation des Baugewerbes führen. 
Unmittelbar nach· der Währungsreform setzte zunächst eine starke Be­ 
lebung vor allem des privaten Baumarktes ein. Nachdem aber bis Ende 
des Jahres 1948 die Währungsgewinne mehr oder . weniger verbaut 
waren, ergab sich eine - rückläufige Entwicklung, die zur Entlassung 
von Arbeitskräften führte und durch das Ausbleiben öffentlicher Auf­ 
träge erheblich verstärkt wurde. Seitdem steht die Frage der B e s c h a f - 
fung und Bereitstellung von· langfristigen Kredi- · 
t e n sowohl für den Wohnungsbau als auch für den Verkehrs-, Industrie­ 
und Verwaltungsbau sehr stark im Vordergrund der öffentlichen Diskus­ 
sion, ohne daß sich beizeiten Ansatzpunkte für eine wirksame Belebung ge­ 
zeigt hätten. Wenn auch nicht verkannt werden soll , daß das Problem der 
Baufinanzierung auf das engte mit den übrigen Wirtschafts- und Kredit- 
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problemen verflochten ist, und daß es außerordentlicl) schwer ist, die Frage 
der Baufinanzierung unabhängig von den übrigen Kreditproblemen zu 
lösen, die ihrerseits wieder in engem Zusammenhang mit dem Marshall ­ 
plan, dem Europäischen Wiederaufbauplan und der Steuerreform stehen, 
so muß doch mit allem Nachdruck auf die verlorene Zeit und auf die be­ 
reits verpaßten Möglichkeiten hingewiesen werden. Daß bei einem ein­ 
wandfrei vorliegenden, zum Teil sehr dringenden Baubedarf, bei einer 
ausreichenden Zahl von Fachkräften und bei einem ausreichenden Ange­ 
bot an Baustoffen nicht in dem notwendigen Ausmaß gebaut wird, bleibt 
am Ende dennoch unverständlich. Ein erheblicher Teil der bestehenden 
Schwierigkeiten und Hemmungen könnte u. E: durch deutsche Initiative 
beseitigt werden, so insbesondere die außerordentlich starken verwaltungs, 

-mäßigen und bürokratischen Hemmungen, die jedes Bauinteresse im 
Keime zu ersticken drohen. · 

Es wurde bereits dargelegt, daß und weshalb das Handwerk den Über­ 
gang von der staatlich gebundenen Zwangswirtschaft zur freien Wirtschaft 
grundsätzlich begrüßt. · Um so drückender werden die noch bestehenden 
Reste der Z w an g s wir t s c h a f t und die noch vorhandenen Eng­ 
pässe in der Rohstoff- und Materialzuteilung empfunden. Das gil t vor 
allem für die noch bestehende Zwangswirtschaft auf dem Ernährungssek­ 
tor. Es ist zugegeben, daß eine voreili ge Marktfreiheit einschließlich einer 
freien Preisgestaltung auf diesem Sektor solange nicht vertreten werden 
kann, als nicht ein ausreichendes Angebot an Lebensmitteln aus eigener 
Erzeugung bzw. aus eigenem Exporterlös gewährleistet ist. Das Handwerk 
ist trotzdem der Auffassung, daß bei Einschaltung aller zur Versorgung 
der Bevölkerung zu treffender Sicherungen eine stufenweise Auflockerung 
der Zwangswirtschaft auch auf dem Ernährungssektor durchgeführt wer­ 
den könnte. Ähnliches gilt auch für die übrigen noch bestehenden Reste 
der Zwangswirtschaft, insbesondere auf dem Gebiete der Kphle -und Treib­ 
stoffversorgung. 

Die Erfahrungen der Währungsreform haben bewiesen, daß eine verant­ 
wortungsbewußte und in stärkstem Konkurrenzkampf um die DM ste­ 
hende Wirtschaft auch in der Preisgestaltung den Gesetzen des freien 
Marktes folgt, solange einerseits die vorhandenen Rohstoffe, Materialien 
und Fertigerzeugnisse , dem Umfang . des Bedarfs entsprechen und um­ 
gekehrt die Nachfrage .seitens der Käufer ihre natürliche Begrenzung in 
den nach wie vor knappen Einkommensverhältnissen der breiten Masse 
findet. Das von der Verwaltung für Wirtschaft in Frankfurt durch­ 
geführte Jedermannprogramm und die zu Beginn des Jahres 
durchgeführten K r e d i t r e s. t r i k t i o n e n haben wesentlich dazu beige­ 
tragen, daß eine ungesunde Preisentwicklung verhindert wurde, und daß 

· mit zunehmender Geldverknappung die Preise für· zahlreiche Warengrup­ 
pen eine sinkende Tendenz zeigten. Darüber hinaus haben die bei Durch­ 
führung des Jedermannprogramms gesammelten Erfahrungen zu der für 
das Handwerk beachtlichen Feststellung geführt, daß der deutsche Kunde 
auch in Notzeiten nicht bereit ist, sich mit typisierten und standardisierten 
Erzeugnissen abfinden zu lassen. • 
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In Zusammenhang mit der freien Marktwirtschaft muß betont werden, 
daß das Handwerk aus wirtschaftlichen und sozialen Erwägungen das 
Recht des Arbeiters auf einen a u s r ei c h e n d e n Lebens­ 
standard, d. h. auf Erhaltung der Kaufkraft und auf Vollbeschäftigung 
und auf ein Mitbestimmungsrecht in wirtschaftspolitischen Fragen aner­ 
kennt. Alle wirtschaftlichen Vorteile der freien Marktwirtschaft finden in 
dieser Fon;lerung und in den Grundsätzen einer berufsständischen Lei­ 
stungs- und Verantwortungsgemeinschaft ihr Begrenzung. Das Handwerk 
selbst k_ann nur in einer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung leben und 
gedeihen, die frei ist von sozialen Spannungen und der arbeitenden Masse 
eine ausreichende Kaufkraft und Lebenssicherheit gewährleistet. 

Die größte Gefährdung dieses im anständigen Handwerk seit Jahren ge­ 
übten Grundsatzes mußte dabei in der für die amerikanische Besatzungs­ 
zone trotz aller Proteste des Handwerks und der deutschen Länderregie­ 
rungen im Dezember 1948 angeordneten völli gen· G e w e r b e f r e i h e i t 
mit dem Fortfall des Befähigungsnachweises gesehen werden. Diese Maß­ 
nahme verkennt völli g die grundlegenden · Unterschiede zwischen der 
deutstj.1.en und der amerikanischen Wirtschaft und in der soziologischen 
Struktur der Bevölkerung. Es ist hier nicht der Raum, das Problem .der 
Gewerbefreiheit und des Befähigungsnachweises in seinem ganzen Umfang 
darzulegen. Es sei jedoch bemerkt, daß das Handwerk im Bereich 
der Handwerkskammer Münster einmütig gegen: die 
Bestrebungen der am er i k an i s c h e n Mi 1 i t ä r r e.g i er u n g 
St e 11 u n g nahm, zumal die Gefahr einer Ausdehnung dieser Grund­ 
sätze auch auf den Bereich der britischen Zone nahe lag. Diese einmütige, 
begründete Ablehnung der schrankenlosen Gewerbefreiheit und die ebenso 
einmütige Forderung der Beibehaltung des großen Befähigungsnachweises 
kam auch in der von der Vollversammlung der Handwerkskammer Mün­ 
ster am 14. 12. 1948 gefaßten Entschließung zum Ausdruck (siehe Seite 34 
des vorliegenden Berichtes). 

In den vorstehenden Ausführungen mußten wir uns darauf beschränken, 
lediglich die durch die Währungsreform und durch die Einführung der 
freien Marktwirtschaft bedingten Wandlungen .der Wirtschaft sowie ihre 
Bedeutung und ihre Auswirkungen für das Handwerk aufzuzeigen. Auf 
die im Zusammenhang damit anfallenden mannigfachen Einzelprobleme 
wird in den einzelnen jeweils zutreffenden Abschnitten unseres Berichtes 
über die Tätigkeit der Handwerkskammer einzugehen sein. , ' 
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2. · Das Handw'erk · im" ·Kammerbezirk 
Geb i et s g r ö. ß e : 7295'·qkm. 
Einwohnerzahl- am ··1: ·4, 1949: 1·il64ooo 
E i n w o h n e r · j -e ci k m : 256.' 

Nach der Beschäftigtenerhebung vom 1. '10. 1947: 
Am 1. 10. 1947 Erwerbstätige insgesamt 553 261, 

Erwerbstätige in Industrie und Handwerk · 342 057, 
Erwerbstätige im Handwerk 112 541. 

Von der Gesamtzahl der Erwerbstätigen sind 20,4 °/o im Handwerk, 
von den in Industrie und Handwerk Erwerbstätigen 32,9 °/o im Handwerk 
beschäftigt.. · · 

Übersicht in den einzelnen Kreisen: 

1 

Zahl Zahl Zahl Hand- Be- Flücht- 
der der der im werks- schäl- Zahl linge 

Stadt- - Ein- Hand- Hand- be- tigte der i.v.H. qm wohner werks- werk triebe auf 
Flücht- der und Landkreise in be- Be- aul1000 1000 Ein- 

1000 triebe schäl- Ein- Ein- linge wohner tigten wohner wohnet 

Stadtkreise: 

Bocholt . 19 32,8 646 2.965 19,4 90,5 657 2,0 
Bottrop 42 83,3 743 4.742 8,9 57,0 3.166 3,8 
Gelsenkirchen . 104 273,5 2.849 16.966 10,4 62,2 9.678 3,5 
Gladbeck 36 62,9 506 3.371 8,1 53,7 2.976 4,7 
Münster 67 92,'9 1.960 10.670, 21,1 114,7 4.647 . 5,0 
Recklinghausen 66 98,8 1.077 5.743 10,9 58,t 7.034 7,2 

Landkreise: 

Ahaus ) 684 93,5 p30 6.419 18,5 68,6 12.102 13,0 
Beckum. 687 129,6 - 2.244 8.291 17,3 63.9 22.335 17,3 
Borken 632 74,0 · 1.289 4.919 17,4 66,5 9.063 12,2 
Coesfeld 612 71,6 _ 1.501 5.203 21,0 72,7 9.322 13,0 
Lüdinghausen . 697 1L3,3 1.767 6.982 15,6 61,6 18.027 15,9 
Münster 793 87,6 1.528 4.963 17,5 56,6 8.397 9,6 
Recklinghausen 714 224,7 2.380 10.400 10,6 46,4 17.427 7,8 
Steinfurt 771 146,0 2.681 10.249 18,4 70,0 19.850 13,6 

1 

Tecklenburg 812 107,511.715 6.1521 15,9 57,2 15.918 14,8 
Warendorf 559 57,2 1:210 4.442 · 21,2 77,6 7.523 13,2 

Kammerbezirk . 17.295 h,749,2125.8261112.4771 14.7 1 64,3 ,168.1221 9,6 

Z a h 1 der Ein wohne r am 1. 9. 1949: = 1880000 
Z a h 1 der Betriebe am 1. 9. 1949: . - 26 853 
Auf -1 O O O Ein wohne r entfallen: 14,3 Betriebe 
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Ber icht 

I . Die Organisation der Handwerkskammer 
1. Voll versammlung und Vorstand 

Mit der am 1. März 1948 getätigten Wahl der Mitglieder zur Vollversamm­ 
lung der Handwerkskammer hat das Handwerk im Regierungsbezirk 
Münster nach dem Zusammenbruch seine den Grundsätzen der beruts., 
ständischen Selbstverwaltung und den Erfordernissen des Gesetzes vom 
6. 12. 1946 entsprechende Vertretung erhalten. 
Die neugewählten Mitglieder der Vollversammlung traten erstmals am 
8. 6. 1948 zur Entgegennahme des von Herrn Präsidenten Baumeister Franz 
Bielefeld .und dem Geschäftsführer Dr. Kahmann erstatteten Geschäfts; 
und Tätigkeitsberichtes und zur Wahl der satzungsgemäß vorgesehenen 
Organe 'der Handwerkskammer zusammen. 
Zum P r ä s i d e n t e n d e r H a n d w e r k s k a m m e r wurde Baumei­ 
ster Franz B i e 1 e f e 1 d , Recklinghausen und zum s t e 11 v e r t r e t e n - 
d e n P r ä s i d e n t e n Bäckermeister Franz E p p i n g , Burgsteinfurt 
gewählt. 
Z u m V o r s t a n d gehören ferner: 
als Vertreter des selbständigen Handwerks die Herren 
Sattler- und Polsterermeister Julius Debus, Gelsenkirchen, 
Tischlermeister Clemens Beeking, Kreishandwerksmeister Recklinghausen, 
Zimmerermeister Theodor· Geringhoff , Kreishandwerksmeister Münster, 
Tischlermeister Wilh. Mühlenbeck, Kreishandwerksmeister Lüdinghausen; 
als Vertreter der Gesellensehaft die Herren 
Polsterergeselle Ewald Lensing, Bocholt, zugleich als 2. stellvertretender 
Präsident, · 
Schlossergeselle Wilhelm Fuchtmann, Gelsenkirchen, 
Schneidergeselle Eugen Gerdemann, Münster. 
(Siehe Anhang 2: Mitglieder des Vorstandes in der Vollversammlung.) 
In einer weiteren Vollversammlung am 14. Dezember 1948 nahm die 
Handwerkskammer Münster zu einer Reihe von wichtigen Gegenwarts­ 
fragen der Handwerkspoli tik und der Handwerkswirtschaft Stellung, nach­ 
dem Geschäftsführer Dr. Kahmann einen eingehenden Bericht über die 
wirtschaftliche Lage des Handwerks, über die Auswirkungen der Wäh­ 
rungsreform und über vordringliche Probleme der Handwerkspoli tik vor­ 
gelegt hatte. Die von der Vollversammlung einstimmig gefaßten Ent­ 
schließungen legten u. a. die Auffassungen der Handwerkskammer zur 
Meisterlehre, zum Großen Befähigungsnachweis, zum Sozialversicherungs­ 
anpassungsgesetz und zur Preisgestaltung ausdrücklich fest: Den Wort- 
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t·der Entschließungen veröffentlichen wir unter dem jeweils zutreffen., 
1au . . . B icht Abschmtt dieses eri . ei. . · cten . 

2. Ständige Ausschüsse 
Die _gemäß Satzung der Handwerkskammer zu bildenden Ausschüsse sind 
wie folgt besetzt: , . · . 

Lehrlingsausschuß: 
a) Meister: 

schuhmachermeister Wilhelm Cornelius, Marl, Loestr., 
schneidermeiste:r Wilhelm Hotte, Telgte, Emsstr. 18, 
Tischlermeister Otto Kemper, Bocholt, Südwall 26. 

b)Gesellen: 
Schmiedegeselle August Limberg, Stockum b. Werne b. Dickmann, 
Maurergeselle Otto Lührmann, Ibbenbüren, Bergkamp 6, 
Bäckergeselle Heinrich Heisterkamp, Gladbeck, Schillerstr. 32. 

Berufungsausschuß: 
a) Meister: 

Uhrmachermeister Heinrich Teigelkötter, Werne, Bonenstr, 4, 
Bäckermeister Paul Hilkenbach, Gelsenkirchen, Florastr, 77, 
Friseurmeister Wilhelm Kock, Ochtrup, Hellstiege 2. 

b) Gesellen: 
Schlossergeselle Wilhelm Fuchtmann, Gelsenkirchen, Virchowstr. 3, 
Friseurgeselle Hermann Gottschalk, Gronau, Kaiserstiege, 
Tischlergeselle Hermann Schneerrnann, Velen Krs, Borken Nr. 16 .. 

Rechnungsausschuß: 
a) Meister: 

Baumeister Heinrich Wewer, Harsewinkel, Bahnhofstr. 39, .. 
Schuhmachermeister Heinrich Jasper, Dülmen, Münsterstr. 86. 

b)Gesellen: 
Maurerpolier Wilhelm Mengelkamp, Recklinghausen W 4, Hertener 
Straße 223. 

Kulturausschuß: 
Goldschmiedemeister Karl Schrage, Münster, Eugen-Müller-Str, 21; 
'I'ischlermeister Heinrich Langela, Münster, Brüderstr. 5, 
Architekt, Tischlermeister W., P, Strupp, Münster, Goebenstr. 11, 
Malermeister Bernd Schlüter, Münster, Flensburger Str. 17, 
Damenschneidermeisterin Elisabeth Krüper, Münster, Kettelerstr, 28, 
Schneidermeister Bernhard Mannefeld, Münster, Langenstr. 32, 
Webmeisterin Herma Blum, Ahlen, Weststr. 86. 

3. K reishandwerkerschaften und Innungen 
Im Bereich der Handwerkskammer bestehen z. Z. 15 Kreishandwerker­ 
schaften mit insgesamt 362 Innungen. (Siehe Anhang 3.) 
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Für den östli chen Teil des Kreises Borken ist mit Wirkung vorri 1. 4. 48 
eine eigene Kreishandwerkerschaft mit dem Sitz in Borken errichtet. Ihr 
sind folgende Innungen angeschlossen: Bäcker-Innung, Damenschneider­ 
Innung, Fleischer-Innung, Herrenschneider-Jnnung, Maler-Innung, Schuh­ 
macher-Irmung, Tischler-Innung, Friseur-Innung. 
Im Berichtszeitraum wurde die N e u e r r i c h t u n g f o I g e n d e r I n - 
n u n g e n genehmigt: 
Mit Wirkung vom 1. April 1948 wurde für die Kreise Bottrop, Gladbeck 
und Kirchhellen eine eigene Kraftfahrzeug-Innung mit dem Sitz bei der 
Kreishandwerkerschaft 'Bottrop errichtet. 
Gleichzeitig wurde für die vorstehenden Kreise eine Elektro-Innung mit 
dem Sitz bei der Kreishandwerkerschaft 'Bottrop errichtet. 
Für die Kreise Borken, Coesfeld, Lüdinghausen und Ahaus wurde mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1948 eine eigene Konditoren-Innung mit dem 
Sitz bei der Kreishandwerkerschaft Coesfeld errichtet. · s 
Am 1. April 1949 wurde für das Vest Recklinghausen einschließlich Gelsen- 
kirchen eine Stricker-Innung mit dem Sitz bei der Kreishandwerkerschaft 1 
Gladbeck errichtet. 
Die I n n u n g stellt die kleinste Zelle im Aufbau der berufsständischen 
Selbstverwaltung dar. Ihr obliegen gemäß Verordnung vom 6. 12. 1946 
vor allem 
die technische und gewerbliche Ausbildung ihrer Mitglieder, 
die Überwachung der Lehr lingsausbildung, 
die Zusammenarbeit mit den Berufs- und Fachschulen, 
die Durchführung der Gesellenprüfungen, 
die Regelung von Lehrlmgsstreitigkeiten, 
die Pflege eines gesunden Verhältnisses zwischen Meistern und Gesellen, 
die wirtschaftliche Förderung der Innungsmitglieder insbesondere auf dem 

Gebiet 'des Genossenschaftswesens, durch-Bildung von Arbeits- und 
Lieferungsgemeinschaften sowie durch wirtschaftliche und technische 
Betriebsberatung, 

die Pflege der Standesehre und des Gemeinschaftsgeistes, 
die Erstattung von Gutachten an Behörden. 
Sämtliche Innungen des Kammerbezirks sind den Kreishandwerkerschaf­ 
ten angeschlossen. 
Au stritt e aus de. n Innungen kamen nur vereinzelt vor, sie 
machten nur 0,2 °/o aller Innungsangehörigen aus. 
Man muß schon die vorstehend aufgeführten Aufgaben zur Zahl von 362 
Innungen in Beziehung bringen, um den ganzen Umfang und den vollen 
Wert dieser großenteils ehrenamtlich geleisteten berufsständischen Ge­ 
meinschaftsarbeit richtig würdigen zu können. Diese bereits seit Jahr­ 
zehnten geleistete Arbeit und die damit gesammelten Erfahrungen stellen 
ohne Zweifel das b e s t e Argument dar, mit dem das Handwerk die 
notwendige N e u g e s t a I t u h g d e r S o z i a 1 - u n d W i r t s c h a f t s - 
o r d ·:n u n g auf der Grundlage der berufsständischen Selbstverwaltung 
und eine weitgehende Übertragung staatlicher Hoheitsaufgaben des wirt- 
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rchen und sozialen Lebens auf die Selbstverwaltungskörperschaften 
schaf~ 1 rufsstandes fordert. (S i e h e h i e r z u An h a n g 1: Aufruf des 
des dr;einisch-westfälischen Handwerks zur Wahl.) 
no_r rfüllen eine selbstverständliche Pfli cht, wenn wir an dieser Stelle 
Wir e:Kreishandwerksmeistern und Obermeistern und allen Vorstandsmit­ 
aJ'.e~ rn der Innungen, die in den bewegten Zeiten des vergangenen Jah­ 
gJie. e Dienste des Berufsstandes erfolgreich gewirkt haben, unseren· herz­ 
r.: 1: Dank und aufrichtige Anerkennung aussprechen. Nur dank der 
11elb:t1osen und ta:tkräf!igen Mi~arbei! dieser Handwerksmeister w~r es 
5 :Kammer möglich, die zahlreichen 1hr gestellten Aufgaben zu erfullen. 
!e\gehend von der Erkenntnis, daß nur eine enge Zusammenarbeit zwi­ 
s;en Kammer, :Kreis~and':"'erkerschaft un_d Innungen Voraussetzung __ für 

. e erfolgreiche Arbeit sem kann, war die Handwerkskammer bemuht, 
~i_n Zusammenarbeit mit den Kreishandwerkerschaften und Innungen be­ 
s~~ders eng und fruchtbar zu gestalten. In regelmäßigen, mindestens mo, 
atlich stattfindenden Besprechungen wurden alle schwebenden recht­ 

~chen, wirtschaffüchen und sozialpoli tischen Fragen und alle Selbstver­ 
waltungsangelegenheiten mit den Kreishandwerkerschaften geklärt. In 
insgesamt 309 Rundschreiben wurden die Kreishandwerkerschaften über 
wichtige Beschlüsse des Wirtschaftsrates, über die das Handwerk interes­ 
sierenden Entscheidungen der Verwaltung für Wirtschaft, der Landesregie­ 
rung oder der Minister-ien, über die Stellungnahme der handwerklichen 
Spitzenorganisationen zu Tagesfragen und über sonstige wichtige Vor­ 
gänge unterrichtet. Diese enge vertrauensvolle Zusammenarbeit der Kam­ 
mer mit den Kreishandwerkerschaften und der Kreishandwerkerschaften 
untereinander sowie die laufende Unterrichtung der im Dienste des Hand­ 
werks stehenden Meister und Geschäftsführer wird auch in der Zukunft 
von der Kammer gepflegt werden. Die Kammer hofft mit der Wieder­ 
instandsetzung des Schlosses Raesfeld als Handwerkerheim eine weitere 
günstige Voraussetzung für dieses Ziel schaffen zu können. 

4. Zusammenarbeit mit den Ver tretern der Gesell en 
Mit dem Ziel, die Gesellen für eine enge Mitarbeit im Rahmen der berufs­ 
ständischen - Gemeinschaftsarbeit des Handwerks zu gewinnen, fand am 
28. 1. 1949 eine besondere Besprechung zwischen den Kreishandwerks­ 
meistern und den Gesellenvertretern in der Vollversammlung statt. In 
dieser Versammlung legte der Geschäftsführer der Kammer, Dr. Kahmann, 
zunächst die rechtlichen Grundlagen für die Mitarbeit der .Gesellen in den 
Organisationen des Handwerks dar. Er umriß ferner die verschiedenen 
Aufgabengebiete, in denen diese Mitwirkung der Gesellen notwendig und 
von besonderer praktischer Bedeutung ist. Die Aussprache, an der sich 
auch die Vertreter der Gesellenschaft Iebhaft beteili gten, ergab wertvolle 
Anregungen für die Aktivierung und Intensivierung der Gesellenarbeft. 
Die Handwerkskammer ist der Auffassung, daß die nunmehr gegebenen 
Möglichkeiten für die Mitwirkung der Gesellen in den Fragen der berufs., 
ständischen Selbstverwaltung voll und ganz ausgeschöpft werden müssen. 
Es wird ihr ein besonderes Anliegen sein, junge Gesellen in alien Berufen 

19 



, , 

und Bezirken der Handwerkskammer für diese Aufgabe zu gewinnen Ul').d 
zu schulen. Sie ist dabei der Überzeugung, daß diese Arbeit wesentliche 
Voraussetzung für die Erha,ltung des sozialen Friedens und für die Ge­ 
winnung eines tüchtigen Nachwuchses in der Handwerksführung darstell t, 
ohne daß damit die Belange der Gewerkschaften geschmälert werden. 

5. Die M itwir kung in den überbezirkli chen Organisationen 
· des Handwerks 

Auch die Handwerkskammer kann nur als Teil eines größeren Ganzen 
gesehen werden, wenn sie die ihr gestellten Aufgaben im wohlverstan; 
denen Interesse des durch sie repräsentierten Berufsstandes lösen will. 
Das bedingt, daß sie zu ihrem Teil auch im Rahmen der überbezfrklichs-, 
Organisationen und Einrichtungen des Handwerks mitwirken muß. Die­ 
ser Verpfli chtung konnte sich die Handwerkskammer Münster schon des, 
halb nicht entziehen, weil die organisatorische Entwicklung des Gesamt­ 
handwerks im Lande Nordrhein-Westfalen, im Vereinigten Wirtschafts­ 
gebiet und in dem jetzt zur Tatsache gewordenen Gebiet der· Westdeut­ 
schen Bundesrepublik noch nicht als abgeschlossen gelten kann. 
Mit· der Gründung des Wes td e u t s c h e n Handwerkskammer - 
tage s, zu dessen Vorsitzenden der Präsident der Handwerkskammer 

··Münster, Baumeister Franz Bielefeld gewählt wurde, hatten die Hand­ 
werkskammern des Landes Nordrhein-Westfalen zwar schon eine Spitzen­ 
vertretung für dieses Land geschaffen. · Entsprechend dem berufsstän­ 
dischen -und dem öffentlich-rechtlichen Charakter der Kammern muß sich 
dieser Zusammenschluß jedoch mehr oder weniger auf einen Meinungs­ 
und Erfahrungsaustausch innerhalb der Kammern und auf die Bearbei­ 
tung solcher Fragen beschränken, die laut Gesetz den Kammern als 
Selbstverwaltungsaufgaben oder als staatliche Auftragsangelegenheiten 
übertragen sind. Eine Ausdehnung dieser Spitzenorganisation des Hand­ 
werks durch Einbeziehung der Fachverbände und durch Ausweitung der 
Aufgaben auf die allgemeinen wirtschafts- · und interessenpoltischen Be­ 
lange des Handwerks erschien deshalb geboten. 
Der unter Führung der · Handwerkskammer Münster gegründete „ V e r - 
band des Westfälisch - Li p pi s c h e n Hand wer ks , dem sämt­ 
liche Kammern und Fachverbände in Westfalen angehören, konnte diese 
Aufgabe nicht erfüllen. Er wurde deshalb, um jede Überorganisation im 
Handwerk zu vermeiden, und um den Weg für eine Gesamtlösung im 
Lande Nordrhein-Westfalen freizumachen, aufgelöst. Die seit Ende 1948 
laufenden Bemühungen in Nordrhein-Westfalen sind inzwischen soweit 
gediehen, daß in einer gemeinsamen Tagung der Kammern und Fachver­ 
bände am 27. 6. 1949 in Düsseldorf die Gründung eines „Rheinisch - 
W.e s t f ä 1 i s c h e n Handwerker - Bundes" beschlossen wurde. 
Am 28. September 1949 trat die Vollversammlung zu ihrer Gründungs-· 
sitzung zusammen, so daß damit die Gesamtorganisation des Handwerks 
in Nordrhein-Westfalen steht. Dieser Gesamtorganisation des Handwerks 
gehören die Handwerkskammern, die Fachverbände des Handwerks 
und sonstige dem Handwerk nahestehende Organisationen und Gemein- 
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eh ftseinrichtungeri. als Mitglieder an. Der Bund hat im wes_entliche,n die, 
8 :gabe, das Gesamthandwerk des Landes gegenüber der Öffentlichkeit, 
J\U allem gegenüber den Organen der Gesetzgebung und Verwaltung - zµ 
vo\reten und dem Handwerk die ihm a:uf Grund seiner Bedeutung, und 
vef.stung zustehende allgemeine Anerkennung zu verschaffen. In den vor­ 
v;eitenden Arbeiten für die Schaffung dieser Spitzenorganisation ,war die 
~e ndwerkskammer Münster wesentlich beteil igt, zumal sie mit dem Ver- 

lcht auf eine Stellung als westfälische Vorortkammer und auf die ihr 
~~ertragene Führung im Verband des Westfälisch-Lippischen Handwerks 
u_ e wesentliche Voraussetzung für das Zustandekommen geschaffen hat . 
;n mit dürfte der Aufbau der handwerklichen Organisationen im Lande 
N'~rdrhein-Westfalen im wesentlichen abgeschlossen sein. . . 
Ahnlich wie der Verband des Westfälisch-Lippischen Handwerks können 
uch die Spitzenvertretungen des Handwerks, die bisher im Bereich der 

~ritischen Zone und im Vereinigten Wirtschaftsgebiet bestanden, d. h. der 
H a n d w e r k s k a m m e r t a g d e r b r i t i s c h e n Z o n e und die 
z e n t r a 1 a r b e i t s g e m e i n s c h a f.t d e s . H a n d w e r k s in Frankfurt 
nur als übergangslösung gelten, die nunmehr, nachdem mit der Entstehung 
der westdeutschen Bundesrepublik, mit der Wahl des Bundestages und 
mit der Bildung einer Westdeutschen Bundesregierung neue staatsrecht­ 
liche Tatsachen geschaffen sind, neuen Lösungen Platz machen müssen. 
An den bisher geführten Verhandlungen für einen Zusammenschluß aller 
Handwerkskammern des westdeutschen Bundesgebietes war die Hand­ 
werkskammer Münster beteili gt. Die Bemühungen haben bisher leider 
noch nicht zu einem Erfolg geführt, weil sich vor allem die bayrischen 
Handwerkskammern mit Rücksicht auf die 'ungeklärten organisations­ 
rechtlichen Verhältnisse in der amerikanlschen Zone noch nicht für einen 
Zusammenschluß aller Kammern entscheiden konnten. 
An den Arbeiten des H an d werk s k a, mm er t a g es der b r i t i - 
s c h e n Z o n e war die Handwerkskammer Münster als Mitglied des 
Vorstandes wesentlich beteili gt; ebenso an den Arbeiten der Z e n t r a 1 - 
a r b e i t s g e m e i n s c h a f t d e s H a n d w e r k s in Frankfurt, dessen 
erweitertem Vorstand - dem Handwerksrat - Präsident Bielefeld bis zu 
seinem Tode angehörte. Ferner wirkt die Handwerkskammer in den 
Hauptausschüssen für Sozialpolitik und Handwerksstatistik mit. Die feder­ 
führende Bearbeitung des Hauptausschusses für Sozialversicherung, der 
sich in den letzten Monaten vor allem mit den besonders dringlichen Fra­ 
gen der Reform der Sozialversicherung und der Altersversorgung des 
Deutschen Handwerks befaßte, la:g in den Händen des Geschäftsführers 
der Handwerkskammer. Für die Übertragung dieser letztgenannten Auf­ 
gabe an die Handwerkskammer Münster waren die Voraussetzungen be­ 
sonders günstig, weil zugleich auch die Geschäfte des V e· r b a n d e s d e r 
westfälische n Innungs kranken k a s s e n in der Handwerks­ 
kammer Münster geführt werden. 
Zu den handwerklichen Organisationen, denen ebenfalls eine überbezirk­ 
liche Bedeutung zukommt, gehören auch die handwerklichen Fachverbände 
(Landesinnungs- und Innungsverbände), Die Handwerkskammer Münster 
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I 
bejaht die Notwendigkeit dieser Fachverbände und die Verpfli chtung zu 
einer engen, freundschaftlichen Zusammenarbeit. Die Voraussetzungen für 
diese Zusammenarbeit sind in sofern besonders günstig, weil folgende 
Fachverbände im Gebäude der Handwerkskammer untergebracht sind: 

Baugewerbeverband Westfalen, Bezirksstelle Münster, 
Irinungsverband des Dachdecker-Handwerks Westfalen, 
Innungsverband des Zimmerer-Handwerks Westfalen, 
Innungsverband des Stukkateur-Handwerks Westfalen, 
Innungsverband des Maler-Handwerks Westfalen, 
Innungsverband des Steinmetz- und Bildhauer-Handwerks Westfalen, 
Innungsverband des Lackierer-Handwerks Nordrhein-Westfalen, 
Innungsverband des Mechaniker-Handwerks Westfalen, 
Innungsverband des Elektro-Handwerks Westfalen. 

Die Handwerkskammer ist außerdem an der Ver 1 a g s ans t a 1 t des 
W e s t d e u t s c h e n H a n d w e r k s G. m. b.H. in Dortmund, in deren 
Verlag die Handwerkszeitung erscheint, und an der W e s· t f ä l i s 'c h e n 
H a n d w e r k s - B a u A. G .. in Dortmund beteil igt. 
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JI. Die Verwaltung der Handwerkskammer Münst~r 

1. Die Geschäftsführung · 
p·e Vollversammlung der Handwerkskammer Münster vom 14. 12. 1948 
b;stätigte den bisherigen Geschäftsführer der Handwerkskamme~; Herrn 
Dr. Kahmann und den stellvertretenden Geschäftsführer, Herrn' Dipl.­ 
Volkswirt Bispinck. Geschäftsführer Dr. Kahmann konnte am 1. 4. -1949 
uf eine 25 jährige Tätigkeit bei der Handwerkskammer Münster und da­ 

~it im Dienste des Handwerks zurückblicken. Außerdem . war Herr In­ 
spektor Muhs am 1. Januar 1949 25 'Jahre bei der Handwerkskammer· tätig . 
Die Handwerkskammer Münster beschäftigt z_ur Zeit 18 männliche 'und 
17 weibliche Angestell te. · · 
Mit Fortfall der Rohstoffbewirtschaftung ist eine erhebliche Entlastung der 
Kammer von verwa:ltungstechnischen Arbeiten eingetreten. Die damit und 
mit dem Ausscheiden des Herrn Dr. Blümer notwendigen. organisatori­ 
schen Umstellungen legten eine Neuordnung der Geschäftsverteilung auf 
Grund des nachstehenden Geschäftsverteilungsplanes nahe. Der Plan zeigt 
msbesondere, daß nunmehr nach Einschränkung der Arbeiten auf dem 
Gebiet der Rohstoffbewirtschaftung die Aufgaben der aktiven Gewerbe­ 
förderung in den Vordergrund treten. 

Geschäftsverteilungsplan der Handwerkskammer Münster 
Präsident: 
stellvertretender Präsident: 
Geschäftsführer: 
stellv. Geschäftsführer: 

Bäckermeister Franz Epping, Burgsteinfurt, 
Dr. Clemens Kahmann, 
Dipl.- Volkswirt Bispinck. 

D e z e r n a t I : A 11 g e m e i n e G e s c h ä f t s f ü h r u n g Dr. Kahmann 
I/0/1 Handwerksrecht und Handwerksorganisation 
I/2 · Allgemeine Wirtschafts- und Handwerkspolitik _ 
I/3 Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten der Handwerkskammer 

Münster 
1/4 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
1/5/6 Rechtswesen 
1/7 Statistik 
1/8 Presse 
1/9 Bücherei 

Dezernat II: 
II /J Schulfragen - . Berufsausbildung 
II /2 Lehrlingswesen - Gesellenprüfungen 
II /3 Meisterprüfungen 
II /4 Sozialversicherung 

Dr. Kahmann 
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Dezernat II I : 

II I /1 Beitragswesen 
III /2 Handwerksroll e 
II I /3 Sozialpoli tik 
III /4 Steuerfragen 
II I /5 Lastenausgleich 
III /6 Verkehrsfragen 
II I /7 Flüchtli ngsfragen 

Dezern.i,i t IV : 

IV /1 Gewerbeförderung 
IV /2 -Bewirtschaftung. 

Die rä~mliche· Unterbringung der K ammer muß ~is ausreichend betrachtet 
werden.· Wenn auch an einen Wiederaufbau des alten Kammergebäudes 
in der Aegldiistraße im Augenbli ck noch nicht zu denken ist, so. hielt · es 
die Kammer trotzdem für ihre Pfli cht, durch Einleitung entsprechender 
Verhandlungen mit der Stadt und den Anli egern des ehemaligen Grund­ 
stücks - wenn auch auf lange Sicht - die Voraussetzung zu schaffen, 
die für einen später in Erwägung zu ziehenden Neubau vorhanden seih 
müssen. Damit, daß seit' dem 1. 1. 1949 nun auch die Kreishandwerker­ 
schaft Münster im 'gleichen Gebäude untergebracht ist, konnte eine beson­ 
ders günstige Vorbedingung für eine enge Zusammenarbeit der örtli chen 
Dienststellen des Handwerks geschaffen werden. Das gleiche gil t auch für 
die bereits erwähnte· Zusammenarbeit mit den Fachverbänden und für die 
Zusammenarbeit mit der Abteilung Wirtschaft des Regierungspräsidenten 
Münster, die aus dem ehemaligen Bezirkswirtschaftsamt entstanden und 
ebenfalls im gleichen Gebäude untergebracht ist. · 

Dipl.-Volkswirt Bispinck 

Ing. Detjen 

2. Haushaltswesen 
Haushaltsplan und Rechnungswesen beruhen auf den unverändert geblie., 
'benen Beitragssätzen des letzten Jahres. Die Beiträge werden nach 
Grundbeiträgen, die pro Betrieb und Jahr 5,- DM betragen und nach 
einem Zusatzbeitrag in Höhe von 10 °/o der Gewerbesteuermeßbeträge er; 
hoben und bewegen sich damit in der niedrigen Stufe der von den übrigen 
Handwerkskammern erhobenen Beiträge. Die Umstellung in der Einzie­ 
hung der Handwerkskammerbeiträge von den Gemeinden auf eine un­ 
mittelbare Erhebung durch die Kammer konnte reibungslos durchgeführt 
werden und hat sich durchaus bewährt, zumal sie ohne Erhöhung des 
Personalaufwandes und damit ohne Kostensteigerung·vorgenommen wer- 
den konnte. · · 

·Im allgemeinen sind die Kammerbeiträge pünktlich eingegangen. In Ein­ 
zelfällen, insbesondere bei erheblichen Kriegsschäden, bei Neugründung 
von Betrieben durch Ostvertriebene und bei alten, nicht mehr arbeitsfähi­ 
gen Meistern wurde Stundung oder Beitragssenkung oder Niederschlagung 
bewill igt. 
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. schwierigkeiten, die sich bis Ende 1948 noch aus der Sperre des Ver­ 
D1.~ ens handwerklicher Organisationen durch die Mili tärregierung er­ rni sind inzwischen fast ganz behoben. 
ga t1

;htsführende Behörde für die Handwerkskammer ist das Wirtschafts­ 
A~ ~~terium des Landes Nordrhein-Westfalen, das im Berichtszeitraum 
11:°in1 

Überprüfung der Kassen- und Rechnungsführung durchführte, ohne m~ , 
ß sich Beanstandungen ergaben., . , . · 

d~ Handwerkskammer selbst führt als aufsichtsführende Dienststelle für 
~-

1
: Kreishandwerkerschaften und Innungen regelmäßig die Überprüfung 

der Ifaushaltspläne so_wie • der Kassep- · und Rechnungsführung bei den 
Kreishandwerkerschaften -durch, _ 

3./ Die Mitteilungen der Handwerkskammer 
erscheinen monatlich in einer Auflage· von 23 OOÖ Exemplaren. Damit wird 

, es möglich, nahezu sämtliche Bet_riebe des Handwerks über wichtige Be­ 
stimmungen und Neuerungen auf wirtschaftlichem, rechtlichem und sozi­ 
alpoli tischem Gebiet zuverlässig und regelmäßig zu unterrichten. · Es ist 
sichergestellt , daß bis Ende des Jahres auch die noch fehlenden Hand­ 
werker erfaßt werden und mit einer Erhöhung der Auflage auf 27 000 auch 
der letzte Handwerker des Bezirks , die Mitteilungen erhält. Darüber 
hinaus.- und darauf kam es dem Vorstand und der Geschäftsführung 
der· Kammer entscheidend an. - stellen die „Mitteilungen" ein festes 
Bindeglied zwischen Handwerksführung und den Handwerksmeistern 'und 
ein Sprachrohr für die handwerkspolitischen Informationen dar, das die 
übrigen Möglichkeiten und 'Mittel· der Handwerksführung (persönliche 
Fühlungnahme, .Innungsversammlungen usw.) glücklich ergänzt. 

4. Hims Raesfeld 

Schloß Raesfeld im Landkreis Borken, in einer idylli schen Umgebung ge., 
legen, erfüllt .alle Voraussetzungen, die an eine Schulungsstätte geknüpft 
werden können. Besitzer des Hauses ist die Vereinigung Handw'erker­ 
heim Raesfeld e. V., deren ·Geschäftsführung· 'bei der Handwerkskammer 
liegt. Den langen Bemühungen der Handwerkskammer ist es endlich 
gelungen, die Räumung des Schlosses, das bislang noch mit einer Schule 
und einigen Familien belegt war, durchzusetzen. Es besteht ferner be­ 
gründete Aussicht auf Beschaffung der für die Instandsetzung des Schlos­ 
ses erforderlichen Mittel. Die Kammer beabsichtigt, das Schloß nach 
seiner Wiederinstandsetzung für die Zwecke der Handwerker-Schulung, 
urrd zwar· sowohl für die allgemeine handwerkspolitische Schulung als 
auch für fachliche Lehrgänge und für 'I'agungen zur Verfügung zu stellen, 
für die nicht nur "im Kammerbezirk Münster sondern auch im Lande 
Nordrhein-Westfalen: ein dringendes Bedürfnis vorliegt. 
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II 

I II . Die Aufgaben der Handwerkskammer 
1. Handwerksroll e 

Die Zahl der in die Handwerksrolle eingetragenen Betriebe betrug am 
31. August 1949 rund 26 850. Die Zahl der Neueintragungen hat sich in 
der Berichtszeit auf insgesamt 3307 belaufen, denen auf der anderen Seite 
2052 Löschungen gegenüberstanden., Eirie eindeutige Erklärung für diese 
starke Strukturwandlung läßt sich aus den Zahlen nicht ohne weiteres 
gewinnen. Bei den Löschungen wird es sich größtenteils um ältere Meister 
handeln, die ihren Betrieb aufgegeben, bzw. auf den Sohn oder Tochter 
übertragen haben. Zu einem Teil handelt es sich auch um -jüngere Be. 
triebe und das gilt in besonderer Weise für die Zeit nach der Währungs. 
reform, bei denen die Betriebsinhaber bei den heutigen schwierigen Ver. 
hältnissen es vorgezogen. haben, die Selbständigkeit wieder aufzugeben 
und als Geselle eine Stelle wieder anzunehmen. 
Das Verfahren zur Eintragung in die Handwerksrolle hat seit dem 
1. Januar 1949 insofern eine Vereinfachung erfahren, als· die früher vor. 
geschriebene Prüfung der Bedürfnisfrage in Fortfall gekommen ist. Diese 
Prüfung, die durch die untere Verwaltungsbehörde, d. h., Kreis- bzw. 
Stadtverwaltung vorgenommen werden mußte, war seinerzeit im Kriege 
eingeführt worden und sollte eine Schutzmaßnahme für die ZU\U Heeres. 
dienst einberufenen Handwerker darstellen. Sie ist dann in der Nach­ 
kriegszeit wiederholt verlängert worden, aber nunmehr erfreulicherweise 
aufgehoben. Dadurch ist in einem vertretbaren Umfange die Gewerbefrei. 
heit wieder hergestellt worden. Die Bestimmungen des sogenannten Gro, 
ßen Befähigungsnachweises, d. h. daß eine Eintragung in die Handwerks. 
rolle erst nach bestandener Meisterprüfung möglich ist, sind im Gegen­ 
satz zu der in der US-Zone getroffenen Regelung im Bereich der briti- 
schen und französischen Zone bestehen geblieben. , 
Die Handwerkskammer konnte in der Berichtszeit feststellen, daß offen­ 
bar in Verkennung der rechtlichen Lage die Anträge auf Zulassung zur 
selbständigen Ausübung eines Handwerks auch ohne abgelegte Meister­ 
prüfung im gewissem Umfange zugenommen haben. In Verbindung mit 
den zuständigen Innungen wurde hier in jedem Falle eingehend geprüft, 
ob die Voraussetzungen zu einer ausnahmsweisen Zulassung gegeben 
waren. Entsprechend einem übereinkommen der westdeutschen Hand­ 
werkskammern wurde nur in ganz besonderen Fällen von der Ausnahme­ 
genehmigung Gebrauch gemacht. 
Die Handwerkskammer v~rtritt den Standpunkt, d·aß, nachdem nunmehr 
seit Jahren schon wieder in allen Berufen Kurse und Ausbildungsmög­ 
lichkeiten bestehen, dem Handwerker durchaus zugemutet werden kann, 
vor einer Betriebsgründung die Meisterprüfung abzulegen. Im übrigen 
sind die Ausnahmegenehmigungen in der Regel nur mit der Maßgabe ge- 
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ben worden, daß die Meisterprüfung innerhalb einer bestimmten fest­ 
g\etzten Zeit nachgeholt wird. Die so festgesetzten Termine wurden vor­ 
gemerkt und die Einhaltung überwacht. Leider mußte wiederholt fest­ 
gestellt werden, daß die Prüfungen nicht fristgerecht abgelegt und Ver­ 
rngerungsanträge gestellt wurden. Es ist verständlich, daß solche "Anträge 
a ·t ganz besonderer Sorgfalt geprüft und entschieden wurden. In den Fäl- f ~ in denen die Handwerkskammer eine Ausnahmegenehmigung nicht 
eeben zu. können glaubte, wurde dem Antragsteller ein formeller Ab­ 
fehnungsbescheid zugestellt , der jeweils eine Rechtsbelehrung dahingehend 
enthäit, daß innerhalb einer Frist von 14 Tagen Beschwerde an den Re­ 
gierungspräsidenten eingelegt werden kann. In den Fällen, in denen die 
Handwerker von dem Beschwerderecht Gebrauch machten, wurden jeweils 
die gesamten Unterlagen zur Entscheidung an den Regierungspräsiden­ 
ten weiter geleitet. Der Regierungspräsident hat sich in vielen Fällen der 
ablehnenden Entscheidung der Handwerkskammer angeschlossen, in ein­ 
zelnen Fällen jedoch meist aus sozialen Gründen eine Ausnahmegenehmi- 
gung gegeben. . 
In denjenigen Fällen, in denen' es sich nicht um eine ausnahmsweise Ein­ 
tragung in die Handwerksrolle handelt, sondern der von der Handwerks­ 
kammer abgelehnte Antragsteller einen Rechtsanspruch auf Eintragung 
bzw. Wiedereintragung in die· Handwerksrolle zu haben glaubt, ist das 
Einspruchs- und anschließend das Verwaltungsstreitverfahren gegeben. 
Hier wird die Entscheidung zunächst vom Beschlußausschuß des Stadt­ 
oder Landkreises gefäll t. Es ist dann eine Klage an das Landesverwal­ 
tungsgericht und schließlich eine Berufung an das Oberverwaltungsgericht 
gegeben. Das Oberverwaltungsgericht hat seinen Sitz für den Bereich 
des Landes Nordrhein-Westfalen in Münster und ist vor einigen Wochen 
eröffnet worden. 
Besondere Schwierigkeiten bereiten stets die Fälle, in denen die Hand­ 
werker angeben, die Meisterprüfung, abgelegt zu haben, darüber aber 
keine Unterlagen beibringen können. In vielen Fällen handelt es sich 
dabei um Ostflüchtlinge, die dann die Hil fe der in Hamburg bestehenden 
Betreuungsstelle für das Ostdeutsche Handwerk bei der Wiederbeschaf­ 
fung bzw. Ergänzung ihrer fehlenden Unterlagen in Anspruch nehmen 
können. Die Ausstellung· von sogenannten Ersatzmeisterbriefen ist durch 
einen Erlaß des Verwaltungsamtes Wirtschaft neu geregelt und lediglich 
den Handwerkskammern als ämtlichen Stellen übertragen. In diesem Er­ 
laß, den wir mit den zugehörigen Richtlinien auch in unseren Mitteilungen 
veröffentlicht haben, heißt es, daß eine Ersatzurkunde dann ausgestellt 
werden kann, wenn der Nachweis der bestandenen Meisterprüfung durch 
die zu bescheinigende Tatsache bestätigt wird und zwar 
a) durch Erklärungen von zwei glaubwürdigen Zeugen zu Protokoll einer 

zur Ausstellung der Bescheinigungen zuständigen Stelle, 
b) oder durch zwei eidesstattliche Erklärungen von glaubwürdigen Per­ 

sonen, deren Unterschriften amtlich beglaubigt sind, 
c) oder durch Bescheinigung einer Person, die auf Grund ihrer früheren 

dienstlichen Stellung im Bezirk des Antragstellers von der zu beur- 

27 

' 

i 

i 



, kundenden Tatsache Kenntnis hat; als solche Personen gelten auch di 
Leiter handwerkli cher Organisationen ~es fr üheren Aufenthaltsgebiete: 

Wir erwähnen jedoch an dieser Stell e, daß die Ausstell ung von Ersatz~ 
urkunden im obigen Zusammenhang insoweit problematisch _ ist, als 
fälschlich abgegebene eidesstattli che Versicherung nicht nach § 156 StGB 
belangt werden können. Der strafrechtliche Tatbestand verlangt nämlich· 
daß die eidesstattliche Erklärung vor, einer zur Abnahme von eidesstatt~ 
liehen Erklärungen zuständigen Behörde abgegeben wird. Dabei gehen 
Rechtslehre und Rechtssprechung dahin, daß diese Zuständigkeit nur dann 
gegeben ist, wenn durch Reichsgesetz die Zuständigkeit der Behörde ab, 
strakt oder konkret bestätigt worden ist. An dieser Voraussetzung man. 
gelt es aber hier, denn der Erlaß der Vf!W. ist einem Reichsgesetz jeden. 
falls nicht gleichzustellen. 
Wir haben im übrigen wegen dieser Frage einen Schriftwechsel mit der 
VfW. geführt, der damit abschloß, daß die VfW. nach rechtstheoretischen 
Erörterungen im Ergebnis zugestand, daß die herrschende Lehre auch 
nach ihrer Meinung die Strafbarkeit ablehnen würde. Bei dieser Saeh, 
lage halten wir es nicht für vertretbar, schlechthin auf Grund der Richt­ 
linien Ersatzurkunden auszustellen. Vielmehr prüfen wir von Fall zu Fall 
ob die betr. 'eidesstattlichen Versicherungen tatsächlich geeignet sind, di~ 
genügenden Unterlagen zu schaffen. ' 
Die Frage, inwieweit andere Prüfungen, z. B. Ingenieurexamen, bei der 
Errichtung selbständiger Handwerksbetriebe anerkannt werden können, 
hat ebenfalls in einem Erlaß des Verwaltungsamts Wirtschaft eine weitere 
Klärung erfahren. In diesem Erlaß heißt es, daß gegen die Gleichstellung 
von Diplomprüfungen an Technischen Hochschulen mit handwerklichen 
Meisterprüfungen keine Bedenken bestehen unter der Voraussetzung, daß 
das Fachgebiet dem der Meisterprüfung entspricht. Das gleiche gilt für 
diejenigen Ingenieure, die nach einem Ausbildungsgang von mindestens 
5-Halbjahren die Abschlußprüfung einer höheren Technischen Lehranstalt 
bestanden haben, sofern das Fachgebiet der Abschlußprüfung dem der 
Meisterprüfung entspricht. Es muß aber ausdrücklich darauf hingewie, 
sen werden, daß dieser Erlaß lediglich für die Eintragung von Ingenieuren 

· in die Handwerksrolle gilt , nicht aber das Recht zur Anleitung von Lehr­ 
lingen in sich schließt. Das Recht zur Lehrlingsanleitung kann im allge­ 
meinen nur durch Ablegung der Meisterprüfung erworben werden. 

Wiederholt sind in der Berichtszeit auch Anträge auf Eröffnung sogenann­ 
ter Fili albetriebe vorgelegt worden. Die Handwerkskammer vertritt den 
Standpunkt, daß solche Fil ialbetriebe im Handwerk nicht üblich und auch 
nicht erwünscht sind. Sie verlangt daher auch entsprechend den Bestim­ 
mungen des großen Befähigungsnachweises, daß auch solche Fili albetriebe 
von einem Meister geleitet werden müssen. Diese Forderung erscheint um 
so berechtigter, als wiederholt der Verdacht bestand, daß durch solche 
Maßnahmen die handwerklichen Bestimmungen umgangen werden soll ten. 

Die Frage der Wiederanerkennung des Buchdruckergewerbes als Hand­ 
werk hat insofern eine Klärung erfahren, als nach einem Erlaß des Ver- 
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waltungsamts für Wirtschaft vom 16. November 1948 die Buehdrucker., 
betriebe, soweit sie handwerklich ausgeübt werden, auf Antrag wieder in 
die Handwerksroll e eingetragen werden müssen. Eine endgültige Ab­ 
gremmng bleibt auf diesem Gebiete noch vorbehalten. 

Auch in der Frage der Anerkennung der sogenannten handwerksähnli chen 
Berufe konnte eine abschließende Regelung noch nicht getroffen werden, 
Die B~triebe dieser Berufe werden von der Handwerkskammer in einem 
besonderen Verzeichnis, das neben der Handwerksroll e geführt wird, er- 
faßt und ihre wirtschaftli che Betreuung übernommen. · 
Nach dem für das Land Nordrhein-Westfalen erlassenen Gesetz über die 
vorläufi ge Genehmigung gewerberechtli .cher Genehmigungen und Schli e­ 
ßungen vom 7. Dezember 1948 können Handwerksbetriebe wegen Unzu­ 
verlässigkeit des Inhabers geschlossen werden. Das kommt in a:11 den 
Fäll en in Betracht, in denen einschlägige gerichtli che Bestrafungen erfolgt 
sind. 
Die Betriebsschli eßung hat durch den Beschluß ausschuß des Stadt- .oder 
Landkreises zu erfolgen. Zur Zeit sind einige Verfahren anhängig. Das Er- 
gebnis steht noch aus. _,, 

In der nachstehenden statistischen Aufstell ung haben wir einen Über:.: 
bli ck über die Anzahl der in den einzelnen Berufen vorgenommenen Neu­ 
eintragungen, unterschieden nach 'ordentlichen Eintragungen (mit Meister­ 
prüfung) und ausnahmsweisen Zulassungen gegeben. In der Gesamtziffer 
stehen 2434 Eintragungen mit Meisterprüfung 653 ausnahmsweisen Ein­ 
tragungen gegenüber. Das sind 19,7 0/o. Bei .dieser hohen Zahl der Aus­ 
nahmen kann kaum .gesagt werden, daß die Handwerkskammer die ge­ 
setzlichen Bestimmungen über den Großen Befähigungsnachweis in zünft­ 
lerischem Sinne zu eng auslege. Auch über den Anteil der Ostvertrie­ 
benen, die wieder zur Selbständigkeit gelangt sind, gibt unsere Aufstel­ 
lung im einzelnen Aufschluß. 

Eine nähere Betrachtung der Zahlen unserer Statistik ergibt, daß mehr 
ads die Hälfte all er Zugänge aus den folgenden Handwerkszweigen 
stammt: Damenschneider (348), Herrenschneider (331), Maler (246), 'I'isch.; 
ler (218), Schuhmacher (194), Friseure (184), Maurer (179), und Bäcker (169). 
Der Anteil der Ostvertriebenen • an der Gesamtzahl. der .Eintragungen 
li egt bei 16,6 0/o. Bei rund 75 0/o handelt es sich um Eintragungen mit 
Meisterprüfung und bei dem Rest um Ausnahmegenehmigungen. Eine 
besonders starke Beteil igung des Osthandwerks ergibt sich bei den· fol­ 
genden Berufen: Weber (61,5 0/o), Steinmetz (50 °/o), Stell macher (35,2 °/o), 
Fotografen (29,6 0/o), Schuhmacher (24,8 0/o), Damenschneider (22,4 0/o) und 
Herrenschneider (24 0/o). 
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Eintr agungen und L öschungen in der Handwerksroll e 
vom 1. 4. 1948 bis 31. 8. 1949 

Eintragungen 
Handwerkszweige § 3,11) § 3,22) Sonstige Zus. Ge- 

dav. dav. dav. dav. löscht 
Ostv. Ostv. Ostv. Ostv. 

Gelbgießer 1 1 1 1 

Gruppe Gießerei 1 1 1 J/ - 
Maschinenbauer 18 3 2 1 1 21 4 4 

I{ U 

Landmaschinenhandw .. 4 2 2 6 2 i 
1VIe 

Mühlenbauer 2 2 lVIe 

Mechaniker 5 3 1 6 3 6 
Gr 

Büromasch.-Mechaniker 7 1 1 1 1 9 2 4 
zts 

Nähmaschin.-Mechaniker 3 2 1 4 2 1 Gr 

Gruppe M aschinenbau 37 11 7 2 4 48 13 
M 

16 
w 

Kraft_fahrzeughandw. 45 8 18 4 4 67 12 23 
Kühlerklempner 1 

Gr 

Karosseriebauer 1 1 2 
Fe 

Fahrradmechaniker 31 8 17 2 7 1 55 11 40 Tö 

Gr uppe, Fahrzeugbau 76 16 36 6 12 1 124 23 64 Po 

Elektromaschinenbauer 
G 

3 1 3 6 1 7 
Elektromechaniker 2 2 4 2 Ti 
Rundfunkmechaniker 22 .3 10 1 3 35 4 12 Pa 

Gr uppe Elektr otechnik 27 4 15 1 3 45 5 21 
Pa 
M 

Feinmechaniker 3 2 5 2 St 
Augenoptiker 14 1 4 18 1 5 
Bandagisten 1 1 1 1 
Orthopädiemechaniker . 1 1 2 1 
Zahntechniker 4 2· 6 2 
Uhrmacher 21 2 3 1 5 1 29 4 14 

Gruppe Optik und 
Feinmechanik 44 4 11 1 6 1 61 6 24 

Musikinstrumentenmacher - 2 2 2 
Orgelbauer 1 1 1 
Geigenbauer 2 1 2 1 
Klavierbauer 4 1 5 
Gold- u. Silberschmiede 3 1 2 1 5 2 2 

Gruppe M usikinstrumente, 
Bu 

Schmuckwaren 10 2 4 1 1 15 3 5 G1 

1) nach Ablegung der Meisterprüfung. - 2) mit Ausnahmegenehmigung. ') 
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Eintragungen 
Zus. {E Handwerkszweige § 3,11) § 3,22) Sonstige 

dav. dav. dav. dav. löscht 
Ostv. Ostv, Ostv. Qstv. 

e- _./ 

cht schmiede 40 6 4 5 49 6 44 
Schlosser 41 8 12 1 1 54 9 41 
preher 2 
Schweißer 3 1 1 5 3 
I(upferschmiede 6 1 6 1 2 

4 rvresserschmiede 1 1 1 1 1 

i rvretallschlelfer 2 2 1 
Graveure u. Gürtler 2 1 1 3 1 

6 Ziseleure 1 1 1 

4 Gruppe Eisen- und 
1 Metallwarenfertig,ung 93 17 18 1 10 121 18 95 

l6 Wachsmodell eure 1 1 

23 Gruppe Chem.-technisch.e 
1 Fertigung . 1 1 

Töpfer 4 4 
40 Porzellanmaler 2 2 
64 Gruppe Feinkeramik 4, 2 6 

7 Tischler 160 20 39 4 19 218 24. 148 
2 Parkettleger 1 1 

12 Parkettschleifer 1 1 
21 Modellbauer 2 2 

2 Stellmacher 13 6 4 17 6 19 

5 Drechsler 1 1 4 
Schirmmacher 1 

1 Böttcher 5 2 1 6 2 6 

2 Korbmacher 4 1 1 5 1 4 

14 Bürsten- u. Pinselinacher 13 2 9 l 22 ~ 9 
Spielzeughersteller 2 4 3 1 9 1 9 

24 Holzbildhauer 4 2 1 5 2 2 

Holzschuhmacher 21 3 1 25 66 
2 Rolladenbauer 1 1 
1 Bilderrahmer 1 1 

Bootsbauer 1 1 

Gruppe Holzverarbeitung 2Z5 33 62 5 28 1 315 39 268 
2 

Buchbinder 13 2 1 1 16 1 11 

5 Gl'uppe Papierverarbtg, 13 2 1 1 16 1 11 
') nach Ablegung der Meisterprüfung. - 2) mit Ausnahmegenehmigung. 
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Eintragungen 

Handwerkszweige § 3,11) '§ 3,22) Sonstige Zus. Ge- 
dav. dav. dav. dav. löscht 

Ostv- Ostv. Ostv. Ostv. 

Buchdrucker 3 1 1 4 1 
Fotografen 16 5. 4 3 7 27 .8 7 
Gru ppe Druck und / 
Vervielfälti gur. ~9 6 5 3 7 31 9 7 
Glaser .. ! " • • • • • 5 5 5 5 3 
Glasbläser 2 1 3 1 
Glasschleifer 2 4 3 6 3 

-- -- -- ~ 
Gruppe Glas 9 5 5 3 14 8 4 - 
Vulkaniseure 5 1 2 1 8 1 5 
Gummidreher 1 1 1 
Gruppe Gummi- und 
Asbestverarbeitung 5 1 3 1 9 1 6 

Gerber ·, 1 1 1 3 

Gruppe L edererzeugung 1 1 1 3 --- --- 
Schuhmacher 135 31 47 13 12 1 194 48 171 

· Orth.-Schuhmacher 1 1 - 
Pantoffelmaeher 6 2 2 1 8 3 1 
Täschner 2 1 1 3 1 1 
Sattler 24 5 4 6 1 34 6 31 
Tapezierer 32 2 1 1 34 2 1 
Polsterer .. 14 3 - 5 1 3 22 .4 10 
Dekorateure 1 1 

---- 
Gr uppe L ederverarbtg. 208 41, 65 17 24 3 297 64, 215 

Herrenschneider 266 61 52 10 13 2 331 73 197 
Damenschneider 223 39 97 35 28 4 348 78 320 
Wäscheschneider 8 5 1 2 15 1 15 
Sticker 6 2 1 9 3 
Kunststopfer 1 4 5 i 
Korsettmacher . 1 2 3 
Putzmacher 28 5 8 2 2 38 7 20 
Kürschner 6 2 6 2 1 
Hut- u. Mützenmacher. 1 1 1 1 1 
Färber-ehern. Reiniger . 2 1 2 1 
Wäscher-Plätter 4 1 1 5 1 4 

Gru ppe Bekleidung 
- ---- 

562 545 110 169 48 49 6 763 164 
1) nach Ablegung der Meisterprüfung. - 2) mit Ausnahmegenehmigung. 
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Eintragungen 
Ge- }e- 

Bandwerkszweige § 3, 11) § 3, 22) Sonstige Zus. 
seht dav. dav. dav. dav. löscht 

Ostv. Ostv. Ostv. Ostv. - Weber 6 5 6 3 1 13 8 2 

7 - Gardinenknüpfer 7 1 7 1 
\ 

Stricker 15 3 21 2 5 2 41 7 9 

7 Seiler 2 2 
Gruppe Textili en 23 8 34 6 6 2 63 16 11 

3 
1 Bäcker 148 11 12 1 9 169 12 98 

I{ onditoren 35 4 11 3 1 47 7 17 
-~ zuckerwarenhersteller . 1 1 1 2 1 1 4 

Fleischer 107 22 25 1 11 143 23 84 
5 Roßschlachter 5 1 1 1 7 1 
1· Müller 16 2 7 2 25 2 25 

Gruppe Lebensmittel 312 40 57 6 24 393 46 225 
6 

Brauer und Mälzer 1 
~ Gruppe Genußmittel 1 
"-- 

Maurer 135 16 38 5 6 179 21 100 
1.71 Zimmerer 22 5 5 2 29 5 30 
- Dachdecker 38 9 8 1 1 47 10 17 

1 Stukkateure 7 2 1 10 · 6 
1 Straßenbauer 10 4 1 1 15 1 4 

31 Brunnenbauer 1 1 2 
1 Beton- u. Kunststein- 

10 herstell er 13 1 6 1 .19 2 17 
Gerüstbauer 1 1 

215 Isolierer 1 3 1 4 1 3 
Plattenleger 7 2 1 1 10 1 5 

197 
Gruppe Hoch~, Tief- 

320 
15 

und Straßenbau 233 31 70 10 13 316 41. 182 . 
3 Schornsteinbauer 1 1 1 
i. Gruppe Schornsteinbau 1 1 1 

20 Bauklempner 45 8 10 1 3 58 9 25 

1 Rohrleitungsleger 1 1 

1 Zentralheizungsbauer 12 2 14 2 
Elektroinstallateure 103 10 5 6 114 10 36 

4 Bli tzableitungsbauer 1 1 

562 Gruppe Bauinstallation 160 18 19 1 9 188 19 63 
1) nach Ablegung der Meisterprüfung. - 2) mit Ausnahmegenehmigung. 
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Eintragungen 

Handwerkszweige §3,Pl § 3,22) Sonstige Zus. Ge- 
dav. dav. dav. dav. löscht 

Ostv. Ostv. Ostv. Ostv. 

Maler u. Schildermaler 206 16 3i 3 9 246 . 19 138 
Lackierer 2 1 1 3 1 2 
Ofensetzer 2 2 2 2 6 2 2 
Schornsteinfeger 10 4 10 4 2 
Glas- u. Gebäudereiniger 3 1 1 2 6 1 4 
Stein metze, Steinbildh. 17 10 2 1 20 10 5 
Gruppe Baunebengewerbe 240 32 37 5 14 291 37 is3 
Bierleitungsreiniger . 1 1 
Friseure ... 149 31 29 5 6 184 36 118 
Gruppe Gesundheit s- 
wesen und Hygiene 149 31 30 5 6 ~ 185 36 118 
Insgesamt 2434 •, 413 653 122 220 14 3307 549 2052 
1) nach Ablegung der Meisterprüfung. - 2) mit Ausnahmege~ehmigung. 

2. Berufsausbil dung und Prüfungen 
a) Lehrtingswesen 

Im Hinblick auf die Bedeutung der Heranbildung eines qualitativ ein­ 
wandfreien Nachwuchses im Handwerk hat die Handwerkskammer immer 
wieder Gelegenheit genommen, die Handwerksmeister auf die Erfüllung 
ihrer wichtigen Ausbildungsaufgaben hinzuweisen. Die ordentliche M e i _ 
s t er 1 ehre hat sich im Laufe der Jahrhunderte als vorteilhaft. für Volk 
und Wirtschaft erwiesen, und es konnte deswegen auch nicht ohne weiteres 
vom Handwerk hingenommen werden, daß erneut in mehr oder weniger 
versteckter Form von dritter Seite versucht wird, die Meisterlehre zu­ 
gunsten der Lehrwerkstätten zu beseitigen. Die Vollversammlung der 
Handwerkskammer hat am 14. 12. 1948° die nachfolgende Entschließung 
angenommen und sie den Innungen und Handwerksmeistern zur Kenntnis 
gebracht: 

,,Die Vollversammlung der Handwerkskammer Münster, der durch Ge­ 
setz (Reichsgewerbeordnung) die Förderung und Überwachung des 
Lehrlingswesens zugewiesen ist, ist von der Überzeugung durchdrun­ 
gen, daß die gute Meisterlehre in Verbindung mit der Berufsschule die 
bestbewährte Form der handwerklichen Berufsausbildung ist. Sie ist 
entschlossen,- die durch Kriegsfolgen hervorgerufenen Schäden in der 
Ausbildung der Lehrlinge mit allen Mitteln zu beheben. Sie weist 
daher die Innungen an: 
L Durch zusätzlichen e r g ä n z e n d e n p r a k t i s c h e n U n t e r - 

· r ich t auf der Grundlage der Gemeinschaftslehrwerkstatt des be­ 
treffenden Handwerksberufs erforderlichenfalls die umfass ende 
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praktische Ausbildung der Lehrlinge im Sinne der erlassenen „Fach­ 
lichen iVorschriften" absolut sicherzustellen. 

2. Die Lehrlinge zur Führung- des W e r k s t a t t wo c h e n b u c h e s 
oder des Berichtsheftes zu verpfli chten. Die Lehrherren sind gehal-. 
ten, wöchentlich die Eintragungen der Lehrlinge im Berichtsheft zu 

·unterschreiben. Die · Lehrlingswarte sind angewiesen, die Führung 
desselben zu überwachen. Dem Antrag auf Zulassung zur Gesellen­ 
prüfung ist das Berichtsheft beizufügen. 

3. zum Zweck der besseren Ausbildung der Lehrlinge die Z w i - 
s c h e n p r ü f u n g e n während der Lehrzeit wieder in allen In­ 
nungen durchzuführen. 

4. Bei der Abnahme der Ge s e 11 e n p r ü f u n g e n den Maßstab an­ 
zulegen, der im Interesse der Ertüchtigung des handwerklichen 
Nachwuchses unbedingt angelegt werden muß. 

Die Handwerkskammer ist entschlossen, mit aller Konsequenz die 
Ausbildung der Lehrlinge zu überwachen und insbesondere den Lehr­ 
herren, die den erlassenen Ausbildungsvorschriften nicht genügen, die 
Anleitungsbefugnis zu entziehen. Deshalb haben die Innungen die 
Lehrbetriebe zu melden, von denen erwiesen ist, daß sie 
1. nicht in der Lage sind, Lehrlinge gründlich und allseitig auszu- 

bilden, · 
2. die Lehrlinge zu Arbeiten heranziehen, die nach Art und Umfang 

nicht mit dem Wesen der Berufsausbildung vereinbar sind. 
Ebenso entschieden weist die Vollversammlung alle Bestrebungen, die 
Meisterlehre bzw. den Erziehungscharakter der Meisterlehre zu be­ 
seitigen, zurück. Sie ist der Auffassung, daß die Meisterlehre auf der 
bisherigen bewährten Grundlage <eine wesentliche Voraussetzung zur 
Erhaltung und Sicherung des Handwerks als. sozial und wirtschaftlich 
bedeutsamen Berufsstand darstellte" 

Bei der Durchführung dieser Entschließung und bei der Intensivierung 
der Lehrlingsausbildung fällt den L e h r 1 in g s w a r t e n · der Innungen 
eine besondere Aufgabe zu. Die Handwerkskammer hat deshalb in Tagun­ 
gen und Veröffentlichungen darauf hingewiesen, daß die Lehrlingswarte 
einerseits selbst gute Lehrmeister sein müssen und andererseits auch 
Verständnis. für die Jugend und eine enge Verbindung mit ihr haben 
müssen. Dabei ist .es selbstverständlich, daß die· Lehrlingswarte einen 
Überblick über die Lehrbetriebe ihrer Innungen haben und da aktiv ein­ 
greifen und Mißstände aufdecken, wo Lehrmeister ihre Pfli chten den 
Lehrlingen gegenüber nicht erfüllen. Den Lehrlingswarten ist zur Er­ 
leichterung ihrer Aufgaben eine umfassende Arbeitsanweisung an die 
Hand gegeben worden. · 
Nachdem die mißlichen Verhältnisse der Wirtschaft in der Nachkriegszeit 
sich nach der Währungsreform in normale Bahnen zu lenken beginnen, 
ist es notwendig, daß die „Fa,chlichen Vorschriften zur Regelung des Lehr-. 
lingswesens" der Nachwuchsausbildung wieder zu Grunde. gelegt werden. 
Das trifft vor allem für die ordentliche Berufsauslese, die Führung der 
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Werkstattwochenbücher und die Durchführung der Zwischenprüfungen zu 
Es ist deswegen zu begrüßen, daß mit einer Überarbeitung der „Fach: 
li ehen Vorschriften" für die einzelnen Berufe begonnen ist und die Vor, 
schriften zum Teil schon herausgegeben sind, damit sie den Lehrherren in 
die Hände gegeben werden können. . 
Obwohl die Handwerkskammer bisher grundsätzlich den Standpunkt ver, 
treten hat, daß im Handwerk im allgemeinen für jugendliche Hilfsarbeiter 
kein Platz ist, um eine Umgehung von Lehrverhältnissen zu vermeiden 
hat die Kammer eine Prüfung der Frage vorgenommen, ob speziell i~ 
Serienmöbel herstellenden Tischlerbetrieben die Beschäftigung von jugend, 
liehen Hil fsarbeitern ebenso wie in gleichgelagerten Industriebetrieben 
ermöglicht werden soll. Nach Anhörung .des Fachverbandes hat die Karn. 
mer der Einstellung von jugendlichen Hilf sarbeitern in Serienmöbel her. 
stellenden Betrieben zugestimmt, wenn die Befugnis zur Lehrlingsaus­ 
bildung vorhanden ist, die Einstellung von Hilfsarbeitern nicht zur Uni. 
gehung eines ordentlichen Lehrverhältnisses führt und eine Anrechnung 
der Tätigkeit der Hilfsarbeiter auf die Lehrzeit nicht erfolgt. 
Durch eine Anordnung der Verwaltung für Wirtschaft vom 22. 3. 49 ist 
der Anlernberuf der Gewerbegehil finnen im Färber- und im Chemisch. 
reiniger-Handwerk anerkannt. Der Anlernberuf der Uhrenfachgehil fin 
und Rundfunkinstandsetzer dagegen ist in Fortfall gekommen. 

Berufslenkung und Lehrlingshöchstzahl 
Jede noch so geordnete Lehrlingsausbildung muß scheitern, wenn nicht 
geeignete Jugendliche als Lehrlinge zum Handwerk kommen, die den 
Anforderungen eines Qualitätshandwerks entsprechen. Aus diesem Grunde 
hat die Kammer den Lehrbetrieben nahegelegt, sich die sorgfältige Aus. 
wahl der einzustellenden Lehrlinge ,besonders angelegen sein zu lassen, 
Andererseits ist es nach' wie vor ein Wunsch des Handwerks, daß seitens 
der Berufsberatungsstellen eine schärfere Auslese geeigneter Kräfte für 
das Handwerk erfolgt und ggfls. eine Einschaltung der handwerklichen 
Organisationen bei den Eignungsprüfungen erfolgt. Diese sorgfältige Aus. 
lese ist auch aus dem Grunde unbedingt notwendig, Weil die Leistungen 
der Volksschulabgänger nach den Berichten der gewerblichen Berufs­ 
schulen mit Rücksicht auf die mißlichen Schulverhältnisse der letzten 
Kriegsjahre bei weitem unter dem Durchschnitt der Vorkriegsverhältnisse 
liegen. Es muß von den Handwerksmeistern gefordert werden, daß sie 
von der Anforderung bestimmter namentlicher Lehrlinge absehen, wenn 
die Berufsberatungsstellen solche Jugendliche als ungeeignet ablehnen. 

/ Eine persönliche Fühlungnahme der Lehrherren mit den Berufsberatungs. 
· stellen ist deswegen dringend zu empfehlen. 

Der Andrang von Jugendlichen zum Handwerk war auch in der Berichts­ 
zeit verhältnismäßig groß. Das ist zum Teii darauf zurückzuführen, daß 
viele Jugendliche durch die Kriegsverhältnisse und die Währungsumstel­ 
lung aus finanziellen Gründen ursprünglich vorgesehene Berufspläne auf­ 
geben mußten. Berücksichtigt man, daß in den kommenden Jahren bis 
1953 ein ständiges Anwachsen der Schulentlassungen und damit eine ver­ 
stärkte Zunahme des Lehrltngsangebotes zu erwarten ist, andererseits die 
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zahl der irr:1 Handwerk z. Z. beschäft!gten Lehrl inge sich_ geg~nüber der 
vorlniegszeit fast verdoppelt hat, so 1st der besondere Hinweis auf eine 
charfe Auswahl geeigneter Lehrlinge durchaus berechtigt. Es wird not­ 

~endig sein, die Zahl der Lehrlinge auf einen normalen Stand zu bringen, 
rn den Berufsangehörigen eine Existenz und Beschäftigungsmögli chkeit 

~u erhalten. Der Erlaß des Kultusministeriums des Landes Nordrhein­ 
Westfalen vom 9. 10. 48, wonach im Frühjahr. 1949 keine Schüler und 
Schülerinnen aus den Volksschulen zur Entlassung kommen und infolge­ 
dessen für diesen Zeitpunkt Lehrli nge für die gewerbli che Wirtschaft nicht 
oder nur im geringen Umfange zur Verfügung stehen, ließ zunächst be­ 
fürchten, daß eine große Zahl von offenen Lehrstell en im Handwerk nicht 
besetzt werden könnte. Diese Befürchtungen sind jedoch, wie wir festge­ 
stellt haben, nicht eingetroffen, da die meisten off enen Lehrstell en besetzt 
werden konnten. Schwierig dagegen war es für die Mangelberufe, insbe., 
sond~re das Bau- und Baunebengewerbe und das Malergewerbe, den geeig­ 
neten Nachwuchs zu erhalten. Jugendli che auf die Berufsaussichten in die­ 
sen Mangelberufen besonders hinzuweisen und sie für die Berufe zugäng­ 
li cher zu machen, ist mit eine besondere Aufgabe der Berufsberatungs­ 
stell en. 
Einige Arbeitsämter unseres Bezirks haben zusammen mit den örtli chen 
Kreishandwerkerschaften und Innungen einen ausführli chen Plan über 
den Bedarf an Lehrli ngen in den einzelnen Berufen und über die Zahl 
der Berufsanwärter aufgestell t und somit in Gemeinschaftsarbeit all e 
Schwierigkeiten zu überbrücken versucht. In diesem Zusammenhange 
muß auch auf die Bedeutung einer Berufsaufk lärung der Schüler und 
deren Eltern hingewiesen werden, damit die Jugendli chen den Problemen 
des Handwerks näher gebracht und ggfl s. falsche Vorstell ungen und Vor­ 
eingenommenheiten aus dem Wege geräumt werden. In dieser Hinsicht 
ist eine Beteili gung von Vertretern handwerklicher Organisationen neben 
den Berufsberatungsstell en an Elternabenden in den Schulen wünschens­ 
wert und erfolgreich, wie bereits einzelne Fäll e erwiesen haben. 
Außerordentli ch nachteili g für die Besetzung von Lehrstell en wirkte sich 
in zahlreichen Fäll en die Beschlagnahme von Wohnräumen, die früher 
durchweg der Unterbringung von Lehrli ngen und Gesell en in der Famil ie 
der Meister gedient hatten, durch die Wohnungsämter aus. Aus diesen 
Gründen konnten, wie uns berichtet wurde, in unserem Bezirk mehrere 
hundert Lehrstell en nicht besetzt werden. Diese Tatsache ist um so bedeu­ 
tungsvoll er, als gerade Kinder aus Flüchtli ngsfamili en auf Lehrstell en 
mit Kost und Wohnung vielfach angewiesen sind. Die auf Grund einer 
Vorstell ung beim Minister für Wiederaufbau an die Wohnungsämter er­ 
gangene Empfehlung, den Wünschen des Handwerks nach dieser Richtung · 
mögli chst entgegenzukommen, ist durchweg' ohne Erfolg geblieben. 
Infolge der hohen Zahl der im Handwerk beschäfti gten Lehrlinge hat 
die Handwerkskammer grundsätzli ch davon Abstand genommen, Anträge 
auf Einstell ung zusätzlicher Lehrli nge zu genehmigen. Ledigli ch in Ein­ 
zelfäll en konnte zur Vermeidung von Härten Anträgen Rechnung getragen 
werden. Verschiedentli ch haben Innungen der Modeberufe und solcher 
Handwerkszweige, in denen die Unterbringung und Beschäftigung von 
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Gesellen große Schwierigkeiten verursacht, den Innungsmitgliedern nah 

-gelegt, vorübergehend von einer Einstellung von Lehrlingen ganz A.bst e 
zu nehmen. Eine grundsätzliche Anderung der Vorschriften über i 
Höchstzahlen der zu haltenden Lehrlinge hat sich bisher nicht als 
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Lehrbefugnis 1 

Außerordentlich zahlreich waren wiederum die Anträge auf Erteilung d 
Befugnis zur Ausbildung von Lehrlingen. Unter Berücksichtigung de 
Grundsatzes, daß nur solche Handwerker zur Lehrlingsausbi1dung 

2 
e 

gelassen werden sollen, die ihre Befähigung durch Ablegung der Meisteu 
prüfung bewiesen haben, hat die Kammer bei Prüfung der vorgelegt: 
Anträge strenge Maßstäbe angelegt und ist dayon ausgegangen, daß de 
Antragstellern die Befugnis nur dann erteilt werden soll , wenn ihnen in 
folge ihres Alters die Ablegung der Meisterprüfung nicht mehr zugemute' 
werden kann, oder in besonderen :V:ällen die Ablehnung des Antrage 
eine Härte bedeutet, ferner die fachlichen und persönlichen Voraus~ 
setzungen, die an einen Lehrmeister bei der Ausbildung und Erziehun 
des Nachwuchses zu tüchtigen Fachleuten und, charakterlichen Mensche 
zu stellen. sind, vorliegen. Von der Vielzahl der Anträge konnten 48 An 
träge genehmigt werden. Darüber hinaus sah sich die Kammer veranlaßt 
zur Vermeidung von Härten und Zeitverlusten, z. B. bei Angehörige' 
kinderreicher Famili en, Flüchtlingen, Heimkehrern oder älteren Personen 
die vorübergehende Unterbringung in Betrieben ohne Lehrberechtigung z 
gestatten, bis eine Umbesetzung in eine ordentliche Lehrstelle erfolgen 
kann. Hierbei konnte es sich jedoch nur um Ausnahmen, die durch di 
Zeitverhältnisse bedingt sind, handeln. 
Wiederholt ist festgestell t worden, daß Handwerker ohne Lehrberechti 
gung und ohne Genehmigung Jugendliche als Lehrlinge eingesteli t haben, 
Die Kammer hat die Anrechnung dieser Zeit auf die Lehrzeit abgelehnt, 
die Lehrlinge aufgeklärt und auf die Möglichkeit einer Schadensersatz 
forderung für die ihnen verlorene Zeit hingewiesen. In einigen Fällen 
mußten Strafmaßnahmen durchgeführt werden. 
Drei Handwerksmeistern hat die Kammer die Berechtigung zur Ausbil­ 
dung von Lehrlingen entziehen müssen, nachdem sie einwandfrei ihr 
fachlichen und erzieherischen Pfli chten den Lehrlingen .gegenüber gröbli 
verletzt hatten. 

Lehrzeitdauer 
Die Frage der Wiedereinführung der vor dem Kriege für die einzelnen 
Berufe maßgebenden Lehrzeitdauer ist in der Berichtszeit von einigen 
Handwerkszweigen wieder aufgegriffen worden. zweifellos liegt ins­ 
besondere für diejenigen Handwerkszweige, an die besonders hohe tech 
nische Anforderungen gestell t werden müssen, eine Berechtigung vor, di 
aus kriegsbedingten Gründ.en seinerzeit herabgesetzte Lehrzeit wieder au 
den alten Stand zu bringen, wenn der Friedensstand· der Ausbildung er­ 
reicht werden' soll . Das trifft vor allem auch dann zu, wenn gewisse Be­ 
strebungen auf Verlängerung der "Berufsschulzeit verwirklicht werden 
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nten. Die Kammer ist sich klar darüber, daß die Frage einer Verlängs., 
~ng der Lehrzeitdauer noch _einer genauen Prüfung bedarf . 

ple zahl der Ant~äge auf Verkürzung der 1:'.ehrzeit w.ar. außerorde_ntli ch 
poch, Im wesentlichen wurden solche Antrage von alteren Lehrlingen, 
die durch die Kriegsverhältnisse erst im vorgerückten Alter zur Berufs­ 
ausbildung kamen bzw. ihren eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten haben, 
oder von Flüchtli ngen gestellt . Die Mehrzahl der Anträge ist von der 
J(arnmer genehmigt worden, wenn eine einwandfreie Beurteilung der Lei­ 
stungen und des Ausbildungsstandes des Lehrlings seitens des Lehrherrn· 
vorlag und die erfolgreiche Ablegung der Gesell enprüfung zu erwarten 
war. Die Kammer steht auf dem Standpunkt, daß für die Zukunft . in 
verstärktem Maße auf die . Innehaltung einer normalen Lehrzeit hin­ 
gewirkt werden muß. 

urnsch u 1 u n gsma ß nahmen 

J.V!it den Organisationen des Handwerks hat die. Arbeitsverwaltung von 
Nordrhein-Westfalen die Auff assung vertreten, daß besondere Um­ 
schulungsmaßnahmen nur in solchen Berufen durchgeführt werden sollen, 
in denen kein ausreichender Nachwuchs zur Verfügung steht. In all en 
anderen Berufen wird die ordentli che Meisterlehre die Grundlage der 
Ausbildung bilden. Demzufolge sind 'im Handwerk ledigli ch im Bau­ 
gewerbe zweijährige Umschulverträge zugelassen. Im Laufe des Jahres 
sind praktisch zwei Umschulungsmethoden eingeführt und zwar auf der 
einen Seite die betriebsnahe Umschulung für die Dauer von zwei Jahren 
und auf der anderen Seite die schuli sche Unterweisung von Umschülern 
in Lehrwerkstätten im ersten halben Jahr und die Fortsetzung der prak­ 
tischen Ausbil dung für die folgenden 1112 Jahre in _Lehrbetrieben. Da­ 
durch, daß die Umschüler während der Ausbil dungszeit bereits Hilf's­ 
arbeiterlohn erhalten, ist der grundsätzli che Charakter des Lehrverhält­ 
nisses in einem wesentli chen Punkte durchbrochen, so daß vor allem in 
solchen Fäll en Schwierigkeiten aufgetreten sind, wenn Lehrherren infolge 
Witterungseinflüsse oder Auftragsmangel ihre Betriebe still zulegen ge­ 
zwungen waren. Infolgedessen ist vom Standpunkt· der Bauwirtschaft die - 
Mögli chkeit, die Umschulverhältnisse in solchen Fällen zu unterbrechen, 
angestrebt worden. In mehreren Sitzungen des beim Landesarbeitsamt 
für das Baugewerbe gebildeten Umschulungsausschusses, an denen die 
Handwerkskammer teilgenommen hat, ist eine entsprechende Regelung 
erfolgt, so daß eine Unterbrechung des Umschulverhältnisses mögli ch ist. 
Des öfteren ist festgestellt worden, daß von Umschülern der Weg der 
Umschulung im Baugewerbe nur deswegen gewählt wurde, um möglichst 
schnell in den Besitz des Gesellenprüfungszeugnfsses zu kommen und eine 
Zulassung zur Staatsbauschule zu erreichen. Der mit der Einführung der 
Umschulverhältnisse im Baugewerbe verbundene arbeitsmarktpoli tische 
Zweck der Heranbildung von Facharbeitern in Mangelberufen wurde da­ 
durch nicht erreicht. Der aus diesem Grunde bekanntgegebene Erlaß des 
Arbeitsministeriums von Nordrhein-Westfalen, wonach nur solche Um­ 
schüler gefördert werden soll en; bei denen die ernste Absicht unterstellt 
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werden kann, daß sie in der Bauwirtschaft als Facharbeiter verbleiben, 
• konnte deswegen begrüßt werden. 
Erzie~ungsbeihilfen 
Nach der Währungsreform hat die wirtschaftliche Entwicklung in ein­ 
zelnen Berufszweigen, vor allem im kunstschaffen.den Handwerk, zu 
Schwierigkeiten geführt, so daß manche Lehrherren sich außerstande 
sahen, die in der Anordnung vom 25. _2. 43 festgesetzten Erziehungsbei­ 
hil fen zu zahlen. Während in einigen Berufen die Tendenz vorhanden 
war, die Erziehungsbeihil fen in Anlehnung an die Lebenshaltungskosten 
heraufzusetzen, waren in anderen Gewerben gegenteili ge Bestrebungen 
erkennbar. 
Im allgemeinen konnte festgestellt werden, daß die Unterbringung älterer 
oder körperbehinderter Lehrlinge in Lehrstellen auf große Schwierigkei­ 
ten gestoßen ist, nachdem durch Anordnung des Landesarbeitsamtes vom 
14. 6. 46 für über 21 Jahre alte Lehrlinge erhöhte Erziehungsbeihil fen 
festgesetzt wurden, die für viele Handwerksbetriebe untragbar waren. Da 
die festgesetzten Erziehungsbeihil fen Mindestsätze sind, verzichten viele 
Lehrbetriebe auf die Einstellung älterer Lehrlinge. Auch der Verzicht 
der Lehrlinge auf die erhöhten Sätze konnte eine Unterbringung in Lehr­ 
stellen nicht ermöglichen, da seitens der Lehrherren die nachträgliche 
Forderung der vorgeschriebenen Sätze befürchtet wird. Im Interesse der 
älteren Lehrlinge oder Umlerner wäre es wünschenswert, wenn mit Rück­ 
sicht auf die außergewöhnlichen Fälle die Möglichkeit einer freien Ver­ 
einbarung der vertragsschließenden Parteien geschaffen würde oder aber . 
aus öffentlichen Mitteln den älteren Umlernenden bzw. Schwerbeschädigten 
Beihil fen gezahlt würden. 
Nach einem Erlaß des Finanzministers vom 27. 1. 44 ist die Herabsetzung 
der Ausbildungsbeihil fen für Lehrlinge auf DM 39,- zulässig; wenn der 
Lehrling in einem Betriebe der öffentlichen Verwaltung in Ausbildung 
steht und der Vater gleichfalls im öffentlichen Dienste tätig ist. In zahl­ 
reichen Fällen sind Väter von Lehrlingen an die Kammer herangetreten 
mit der Bitte, die gleiche Regelung auch dann zu gestatten, wenn die 
Lehrlinge in privaten Betrieben in einem Lehrverhältnis stehen, damit sie 
auch weiterhin in den Besitz der Kindergelder und Steuerermäßigungen 
gelangen. -Im Interesse der Erziehungsberechtigten wäre eine Regelung 
im vorstehenden Sinne zu begrüßen. 
Der Berufsausbildungsausschuß des Kammertages hat sich mit der 
Neuregelung der Erziehungsbeihil fen eingehend beschäftigt und Be­ 
sprechungen mit den zuständigen Verwaltungsstellen, den übrigen Orga­ 
nisationen der gewerblichen Wirtschaft und den Arbeitnehmerorgani­ 
sationen geführt. Die Kammer hat wiederholt Gelegenheit genommen, 
sich dafür einzusetzen, daß der Charakter des Lehrvertrages als- Aus­ 
bildungs- und Erziehungsvertrag nach wie vor anerkannt bleibt und des­ 
wegen in tarifli chen Vereinbarungen 'für Erziehungsbeihil fen kein Platz 
ist. Dem Standpunkt der Arbeitsverwaltung, wonach nach Aufhebung des 
Lohnstops einer Regelung von Ausbildungsbeihil fen durch Tarifverträge 
nichts im Wege stehe, hat die Kammer sich nicht anschließen können. 

40 



iben, 

ein­ 
r, zu 
ande 
sbei­ 
nden 
osten 
ngen 

.terer 
gkei., 
vom 

rilfen 
n. Da 
viele 

rzicht 
Lehr­ 
gli che 
e der 
Rück- 
Ver­ 
aber 

igten 

tzung 
h der 
ldung 
zahl­ 
reten 
n die 
iit sie 
ingen 
elung 

; der 
Be­ 

Jrga­ 
·gani­ 
unen, 
Aus- 

1 des­ 
Platz 

,g des 
:träge 
~n. 

r.,ehrlingsstreitigkeiten 
obwohl in erster Linie die Innungen und die Ausschüsse für Lehrli ngs- · 
streitigkeiten für die Regelung von Meinungsverschiedenheiten zwischen 
:tVIeistern und Lehrli ngen zuständig sind, sind in der Berichtszeit doch 
zahlreiche mündli che und schri_ftli che Anfragen und Beschwerden von ver­ 
tragsschHeßenden Parteien an die Kammer gerichtet worden, die einen 
umfangreichen Schriftwechsel verursachten. Die Kammer hat des - öfteren 
sowohl Lehrherren auf die Erfüll ung ihrer Pfli chten; insbesondere auch 
auf die Beachtung des Jugendschutzgesetzes hinweisen, als auch Lehrlmge. 
ermahnen müssen, sich der Berufsausbildung zu widmen. Die zum Teil 
in diesen Verhandlungen zum Ausdruck gekommene Verwahrlosung 
der Jugendli chen findet ihre Stütze vielfach darin, daß die Lehrmeister · 
nicht immer die erforderli che Unterstützung seitens der Eltern der Lehr­ 
li nge haben. 

Gesellenprüfungen 

Die Durchführung von Gesell enprüfungen ist eine den Innungen und 
Handwerkskammern gesetzlich übertragene Aufgabe, die auch von den 
Organisationen ·bisher in eigener Verantwortung erfüllt ist. Verschie­ 
dentli ch sind Bestrebungen erkennbar geworden und öff entli ch diskutiert 
worden, die gewerbli chen Berufsschulen mit zu Trägern der_ Gesell enprü­ 
fung zu machen. Die Kammer hat sich gegen eine solche Teil ung der 
Trägerschaft der Prüfungen ausgesprochen, dagegen sich wiederholt da­ 

. für eingesetzt, daß eine Beteili gung der Berufsschulkräfte an den Prü- 
fungen erfolgt. Der Westdeutsche Kammertag hat sich ebenfall s mit die- 

• ser Frage beschäfti gt und folgenden Beschluß herbeigeführt: 
„Die Berufsschule stellt eine wertvoll e und unerläßliche Ergänzung und 
Vertiefung der Meisterlehre dar. Eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Handwerk und Berufsschule bzw. Berufsschull ehrerschaft sieht der West­ 
deutsche Kammertag als notwendig an. 
Die Verantwortung für· die Abnahme der Gesell enprüfung li egt beim Be­ 
rufsstand. Es ist erwünscht, daß Gewerbelehrer bei den Gesell enprüfun­ 
gen mitwirken und zwar mit Sitz und Stimme. Voraussetzung ist, daß 
sie Mitgli eder der Innung und von der Innung als Mitgli eder der Ge­ 
sell enprüfungskommission gewählt sind. 
Eine Vermischung der Abschlußprüfung der Berufsschule mit der Ge­ 
sell enprüfung wird abgelehnt, da die Gesell enprüfung nicht nur als fach­ 
li chl-technische Prüfung, sondern als Prüfung eines dem handwerkli chen 
Berufsstand Angehörigen betrachtet wird." 
In unserem Bezirk findet durchweg eine vertrauensvolle und enge Zu­ 
sammenarbeit der Gewerbelehrerschaft mit den Innungen statt, die auch 
dadurch bereits zum Ausdruck kommt, daß an Berufsschulen größerer 
Städte all e Gewerbelehrer geschlossen den verschiedenen Innungen als 
Mitgli eder angehören. Die Beteili gung von Meistern und Schulkräften 
an den Prüfungen dürfte einer objektiven und gerechten Durchführung 
von Prüfungen am besten dienen. 
Die Kammer hatte über eine Reihe von Beschwerden gegen Ergebnisse von 
Gesell enprüfungen zu entscheiden. In erster Linie waren diese Beschwer- 
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den von Prüfli ngen nach bestandener· Prüfung zum Zwecke der Erlan­ 
gung eines besseren Ergebnisses · eingelegt worden. Nach Prüfung der 
Sachlage- sah sich die Kammer nicht in der Lage, den Beschwerden statt, 
zugeben, da die Beurteil ung der Leistungen Sache der Prüfungsaus­ 
schüsse und nicht der Prüfli nge ist. 

An einer Reihe von feierli chen Lossprechungen haben Vertreter der Hand­ 
werkskammer teil genommen. 

Nachdem durch Erlaß der Verwaltung für Wirtschaft vom 15. 2. 49 die 
Ausstell ung von Ersatzbescheinigungen über Gesell en- , und Meisterprü­ 
fungen den Handwerkskammern übertragen ist, hat die Kammer für 
verlorengegangene Geseflenprüfungszeugnisse 26 Ersatzurkunden und 68 
Ersatzbescheinigungen ausgestellt . Vielfach konnten vorgelegte Bescheini­ 
gungen nicht anerkannt werden. Die Kammer hat eine Klärung der Frage, 
wieweit die erforderlichen eidesstattlichen Erklärungen eine Bedeutung, 
im Sinne des Strafgesetzbuches haben, bei der Verwaltung für Wirtschaft 
beantragt. 
In der Berichtszeit haben bei· den Prüfungsausschüssen der Innungen 
unseres Bezirks die nachstehenden Prüfungen stattgefunden: ' 

Gesellenprüfungen im Geschäftsjahr 1948/49 im Bereich der Handwerks- 
kammer Münster 

Handwerkszweige abgelegt bestanden nicht 
bestanden 

. Bäcker 456 ,4 37 19 
Bandagisten 18 18 
Bildhauer und Steinmetze 39 38 
Böttcher 11 10 
Brauer und Mälzer 2 2 
Buchbinder 17 . 17 
Büchsenmacher 2 2 
Bürstenmacher 12 12 
Dachdecker, 158 144 14 
Damenschneider 808 776 32 
Drechsler 5 5 
Elektroinstallateure 545 493 52 
Elektromaschinenbauer 16 16 '- 
Färber 
Fleischer 119 114 5 
Fotografen 13 13 
Friseure 498 450 . 48 
Gold- und Silberschmiede 14 12 2 
Graveure und Gürtler 2 2 

Übertrag: 2 736 . 1 2 562 174 

42 



an- 
nicht der Handwerkszweige abgelegt bestanden bestanden 

latt- 
aus- Übertrag: 2 736 2 562 ' 174 

Herrenschneider~ 374 358 16 
and; Holzschuhmacher 67 65 2 

:Klempner 399 363 36 
die :Konditoren 48 47 

prü- :Korbmacher 1 1 
für :Kraftfahrzeughantlwerker 360 332 28 

d 68 
sini., :Kürschner 10 10 

·age, Lackierer· 2 2 
tung , Landmaschinenhandwerker 51 41 10 
:haft Maler 551 483 68 

Maurer 1 573 1 448 125 
igen Mechaniker 146 137 9 

Müller 70 70 
Musikinstrumentenmacher 4 - 4 

F 
Optiker 9 9 
Pflasterer 28 28 
Putzmacher 178 170 8 

n Roßschlachter 2 2 
Rundfunkmechaniker 43 39 4 
Sattler und Tapezierer 124 120 4 
Schlosser 457 398 59 
Schmiede 397 366 31 
Schornsteinfeger 8 8 
Schuhmacher 289 265 24 
Seiler 3 3 
Stellmacher 126 118 8 
Stricker 24 24 
Stukkateure 50 41 9 
Tischler 1 162 1 099 63 
Töpfer 4 4 
Uhrmacher 65 62 3 
Vulkaniseure 17 16 
Wäscher und Plätter 10 10 
Wäscheschneider 53 48 5 
Weber 12 12 
Zahntechniker 10 10 
Zimmerer 230 211 19 

Insgesamt: 9693 8 986 707 
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Gemischte Prüfungsausschüsse für Zechenwerkstattlehrli nge bestehen für 
Schlosser, Schmiede, Dreher, Elektriker und Tischler. Die Überprüfuno­ 
und Neufassung der Vorschriften zur Ausbildung und Prüfung vo~ 
Zechenwerkstattlehrlingen ist zusammen mit der Kohlenbergbau-Leitung 
in Angriff genommen. Vor den bestehenden Prüfungsausschüssen haben 
die Prüfung abgelegt: 

bestanden: nicht bestanden: 
Schmiede 45 9 
Schlosser und Dreher 217 19 
Elektriker 196 24 
Tischler 45 1 - - - - - - - - - - - - Sa. 503 53 

b) Berufs- und Fachschulen 

Im Zuge der beabsichtigten S c h u 1 r e form ist das Handwerk infolge 
der Bedeutung der Berufs- und Fachschulen für die Ausbildung eines 
tüchtigen Nachwuchses an der Neugestaltung der wir t s c h a f t s - 
b e ruf 1 i c h e n S c h u 1 e n besonders interessiert., An den umfangrei­ 
chen Beratungen im Gutachterausschuß der Landesschulkonferenz, der der 
Geschäftsführer der Handwerkskammer als Mitglied angehört, und im 
Bildungsausschuß des Westdeutschen Kammertages hat die Kammer teil­ 
genommen. Der Verlängerung der Volksschulzeit um½ Jahr für die schul; 
pfli chtigen Jahrgänge von 1941 bis 1944 konnte mit Rücksicht auf die 

, Unterbrechung des Unterrichts während der Kriegszeit seitens des Hand; 
werks zugestimmt werden, dagegen steht das Handwerk auf dem Stand­ 
punkt, daß die generelle Einführung des neunten Schuljahres nicht ohne 
weiteres zu befürworten ist, sondern die dafür und dagegen sprechenden 
Gründe noch einer eingehenden Prüfung bedürfen. Die Interessen der 
Wirtschaft können aus arbeitsmarktpolitischen Gründen nicht übersehen 
werden. 
Bei der Stellungnahme des Handwerks zur Neugestaltung der B er u f s - 
s c h u 1 e n hat sich die Kammer vor allem gegen eine Erweiterung des 
Pfli chtstundenmaßes an Berufsschulen über 8 Stunden hinaus ausgespro­ 
chen, da eine Erhöhung der Stundenzahl praktisch die Einführung eines 
zweiten Berufsschultages in der Woche bedeuten würde. Das Handwerk 
.ist nicht in der Lage, so sehr auch der Berufsschulunterricht geschätzt 
wird, bei Einführung eines zweiten Berufsschultages in der Woche in drei 
Lehrjahren die praktische Ausbildung der Lehrlinge, die den Handwerks­ 
meistern in ihren Betrieben obliegt, sicherzustellen. 

Der Unterricht an den Gewerblichen Berufsschulen kann sich nur dann 
voll auswirken, wenn er auf der Grundlage des Fachunterrichts erfolgt. 
Deshalb hat der Regierungspräsident von Münster auf Antrag der Hand­ 
werkskammer durch Verfügung vom 12. März 1949 für die weniger stark 
vertretenen Handwerkszweige für Münster und das Münsterland folgende 
Be z i r k s f a c h k 1 a s s e n errichtet: 
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Um eine mögli chst hochwertige Berufsausbil dung des handwerklichen 
:Nachwuchses zu erreichen, ist die Errichtung von Fachklassen erforderli ch, 
damit die Erteil ung des Fachunterrichts unbedingt gewährleistet ist. Ich 
habe mich daher entschlossen, für Berufe, die an den einzelnen Schulen 
nur schwach vertreten sind und an 'denen reine Fachklassen nicht gebil det 
werden können, Bezirksfachklassen einzurichten. Um unnötige Fahrten 
der Schüler und nicht unbedingt notwendige Kosten der Beteili gten zu 
vermeiden, können Schüler von Berufen, die besonders bestimmt sind, im 
ersten Schuljahr die Heimat-Berufsschule besuchen. Dazu ist jedoch er­ 
forderli ch., daß die Klassenleiter der Bezirksfachklassen den Lehrplan für 
das erste Jahr so aufstell en, daß der Stoff auch in den Schulen mit mehr­ 
berufli chen Klassen behandelt werden kann. Die Klassenleiter der Be­ 
zirksfachklassen haben den Berufsschulen, die die Lehrli nge im zweiten 
Lehrjahr an die Bezirksfachklassen abgeben, einen entsprechenden Lehr­ 
plan durch die Hand des Schull eiters zuzuleiten. Die Heimatberufsschule 
hat diesen Rahmenlehrplan dem Unterricht des ersten Schuljahres zu 
Grunde zu legen. Der Unterricht muß vom Beginn des zweiten Lehrjahres 
gleich ordnungsmäßig durchgeführt werden. In einer Reihe von Klassen 
haben jedoch die Schüler vom ersten Lehrjahr an die Bezirksfachklasse 
zu besuchen, wenn die Klassen zahlenmäßig zu schwach sind, und wenn 
es sich um Berufe handelt , deren Eigenart eine besondere· Beschulung im 
ersten Lehrjahr erforderli ch macht. 

Auf Grund des § 10 des Reichsschulpfli chtgesetzes vom 6. 7. 1938 (RGBl. I 
S. 739) erkläre ich hiermit die nachstehend aufgeführten Fachklassen zu 
Bezirksfachklassen. 

Elektrogewerbe 

1. Elektromaschinenbauer und Ankerwickler 
Bezirksfachklasse in Münster/Westf.-Stadt für Lehrli nge des zweiten 
und dritten Lehrjahres für die Schulbezirke Münster Stadt und Land, 
Ahaus, Beckum, Bocholt , Borken, Coesfeld, Lüdinghausen, Burgstein­ 
furt, Rheine, Tecklenburg und Warendorf . 

2. Rundfunk m e c ha ni k er 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für Lehrlinge des zweiten und 
dritten Lehrjahres für die Schulbezirke Münster Stadt und Land, 
Ahaus, Beckum, Bocholt , Borken, Coesfeld, Lüdinghausen, Burgstein­ 
furt, Rheine, Tecklenburg und Warendorf . 

3. F e r n m e 1 d e t e c h n i k e r 
Bezirksfachklasse in .Münster Stadt für Lehrli nge des ersten, zweiten 
und dritten Lehrjahres für die Schulbezirke Münster Stadt und Land, 
Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, Coesfeld, Lüdinghausen, Burgstein- 
furt, Rheine, Tecklenburg und Warendorf . \ 

Metallgewerbe 
4. U h r m a c h e r 

Bezirksfachklasse in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Bocholt, Borken, Coesfeld, 
Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine und Tecklenburg. 
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5. U h r m a c h e r 
Bezirksfachklasse Warendorf für alle Lehrjahre für die Schulbezirke 
Beckum und Warendorf. 

6. G o 1 d s c h m i e d e 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für alle Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, 
Coesfeld, Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und , 
Warendorf. 

7. Optiker 
Bezirk_sfachklasse in Münster Stadt für alle Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster -Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, 
Coesfeld,· Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und 
Warendorf. 

8. Kle m p ne r 
Bezirksfachklasse in Coesfeld für alle Lehrjahre für die Schulbezirke 
Kreis Coesfeld und Ahaus. 

9. Kraftfah.rzeughandwerker 
Bezirksfachklasse in Coesfeld für alle Lehrjahre für die Schulbezirke 

· Kreis Coesfeld und Ahaus. 
10. Vu 1 k an i s eure 

Bezirksfachklasse in Münster Stadt für alle Lehrjahre für die 'Schul­ 
bezirke Münster -Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, 
Coesfeld, Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und 
Warendorf. 

Bau- und Holzgewerbe 
11. Schornsteinfeger 

Bezirksfachklasse· in Münster Stadt, für alle Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Coesfeld,_ Lüding­ 
hausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und Warendorf. 

lla.Bezirksfachklasse in Gladbeck für alle Lehrjahre für die Schulbezirke 
Gladbeck, Gelsenkirchen, Bottrop, Bocholt, Recklinghausen Stadt und 
Land. 

12. St e 11 m a c her 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt' für alle Lehrjahre Iün die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land und Lüdinghausen östlicher Teil. 

13.' S t e 11 m a c h e r 
Bezirksfachklasse in Burgsteinfurt für alle Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Steinfurt und Rheine. 

14. St e 11 mache r 
Bezirksfachklasse in Coesfeld für alle Lehrjahre für _g.ie Schulbezirke 
Coesfeld, Ahaus; Lüdinghausen westlicher Teil. 

15. D ach deck er 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für das zweite und dritte Lehr­ 
jahr für. die Schulbezirke Münster Stadt und Land, Burgsteinfurt, 
Rheine und Lüdinghausen östlicher Teil. 
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16. Dach decke r 
Bezirksfachklasse in Coesfeld für das zweite· und dritte Lehrjahr für 
die Schulbezirke Coesfeld, Ahaus, Lüdinghausen westli cher Teil , Bor­ 
ken und Bocholt. 

17. Dach decke r 
Bezirksfachklasse in Beckum für das: zweite' und dritte Lehrjahr für 
die Schulbezirke Beckum und Warendod. '. 

1a. ·Zimmerer 
Bezirksfachklasse in Burgsteinfurt für das zweite und dritte Lehrjahr 
für die Schulbezirke Burgsteinfurt und Rheine. 

19. Ver m e s s u n g s - Te c h n i k er 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg, 
Lüdinghausen, Ahaus und Coesfeld. 

20. V e r m e s s u n g s - T e c h n i k e r 
Bezirksfachklasse in Neubeckum für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Beckum und Warendorf. 

21·. H,o 1 z s c h u h mach er 
Bezirksfach)dasse in Coesfeld für all e Lehrjahre für die Schulbezirke 
Coesfeld, Münster Stadt und Land. 

Kunstgewerbe 
22. B u c h b i n d e r 

Bezirksfachklasse in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, 
Coesfeld, Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und 
Warendorf. 

23. B i 1 d h a u e r u n d S t e i n m e t z e 
· Bezirksfachklassen in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Staat und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, 
Coesfeld, Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und 
Warendorf. 

24. D r u c k e r ' u n d S e t- z e r 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Bocholt, Borken, Coesfeld, 
Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine und Tecklenburg. 

25. D r u c k e r u n d S e t z e r 
Bezirksfachklasse in Neubeckum für all e Lehrjahre für ·die Schul­ 
bezirke Beckum und Warendorf: 

26. F o t o g r a f e n u n d F o t o 1 a b o r a n t e n 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, 
Coesfeld, Lüdinghausen; Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und 
Warendorf . 
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Bekleid un g s g e werbe 

27. Sattler und Po 1 s t er er 
Bezirksfachklasse in Burgsteinfurt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Steinfurt und Rheine. 

28. K ü r s c h n e r u n d P e 1 z n ä h e r i n n e n 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt 'für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt , Borken, 
Coesfeld, Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und 
Warendorf. 

29. Putz m a c h e rinnen 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land. 

30. Kellner und Köche 
Bezirksfachklasse in Münster Stadt für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Münster Stadt und Land, Ahaus, Beckum, Bocholt, Borken, 
Coesfeld, Lüdinghausen, Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg und 
Warendorf. 

Nahrungsgewerbe 
J 

31. Konditoren 
Bezirksfachkla,sse in Münster Stadt für das zweite und dritte Lehr­ 
jahr für die Schulbezirke Münster Stadt und Land, Burgsteinfurt, 
Rheine, Tecklenburg, Lüdinghausen östli cher Teil , Warendorf und 
Beckum. 

32. K o n d i t o r e n 
Bezirksfachklasse in Coesfeld für das zweite und dritte Lehrjahr für 
die Schulbezirke Coesfeld, Ahaus, Borken, Bocholt , Lüdinghausen west­ 
li cher Teil. 

33. Mü 11 er 
Bezirksfachklasse in Münster Land für das zweite und dritte Lehr­ 
jahr für die Schulbezirke Münster Stadt 1md Land, Coesfeld, Ahaus, 
Burgsteinfurt, Rheine, Tecklenburg, Lüdinghausen. 

34. Müll er 
Bezirksfachklasse in Neubeckum für all e Lehrjahre für die Schul­ 
bezirke Beckum und Warendorf. 

Ich weise darauf hin, daß von Pfli chtschülern kein Schulgeld erhoben 
werden darf. 

Bei Erhebung von Ansprüchen auf Leistungen zu den Kosten seitens des 
Schulträgers am Schulort gegenüber dem Schulträger am Arbeitsort ist 
nach dem GBG. vom 1. 4. 28 (GS Seite 89) § 16 Abs. 10 zu verfahren. Ich 
verweise auf die Ziffer 71 der Ausführungsanweisung zum GBG vom 
6. 6. 28. 
Die Unterrichtszeiten für die einzelnen Bezirksfachklassen werden den 
Leitern der Heimat-Berufsschulen von den Leitern der Berufsschulen, an 
denen die Bezirksfachklassen gebil det sind, bekanntgegeben werden." 
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:Eine ähnliche Regelung hat die Handwerkskammer für den industriellen 
'feil des Kammerbezirks beim Herrn Regierungspräsidenten beantragt. 
pie endgültige Errichtung dieser Bezirksfachklassen ist noch nicht erfolgt. 
inzwischen sind weitere Wünsche bezüglich der Bildung von Bezirksfach­ 
J{lassen oder auf Umgliederung der bestehenden Klassen an die Kammer 
berangetragen, die z. Z. 'noch geprüft werden. 
Nachdem die Verkehrsverbindungen sich im Laufe der Zeit gebessert haben, 
sind zum Teil insofern noch Schwierigkeiten aufgetreten, als Schüler 
und deren Erziehungsberechtigte nicht in der Lage sind, die für den Be­ 
such der Klassen erforderlichen Fahrkosten zu bestreiten. Aus diesem 
Grunde hat die Kammer den Lehrherren; die an einer guten Schulung der 
Lehrlinge ebenso wie die Lehrlinge selbst interessiert sind, empfohlen, 
eine Vereinbarung mit den Lehrlingen zu treffen und sich an den Fahr­ 
J{Osten zu beteiligen. - In einzelnen Fällen waren Gemeinden dazu über­ 
gegangen, von über 18 Jahre alten Lehrlingen, die die Berufsschule frei­ 
will ig besuchen, Schulgelder zu erheben. Die Kammer hat sich aus sozia­ 
len Erwägungen gegen diese Maßnahme gewandt, da es nicht vertretbar 
ist, ältere Lehrlinge, die vielfach aus kriegsbedingten oder sonstigen nicht 
in ihrem Verschulden liegenden Gründen erst verspätet zur Berufsaus­ 
bildung kommen und deswegen bereits im Nachteil sind, noch finanziell 
zusätzlich zu belasten. 
Im Rahmen der Arbeiten der Landesschulkonferenz ist vom Westdeutschen 
Kammertag eine .ausführliche Stellungnahme zur Frage der Umgestaltung 
der M e i s t e r s c h u 1 e n d e s g e s t a 1 t e n d e n H a n d w e r k s be­ 
kanntgegeben, die von dem Grundsatz ausgeht, daß die Meisterschulen 
der handwerklichen Fortbildung und einem echten wirtschaftlichen und 
kulturellen Bedürfnis dienen. Dabei muß den Erfordernissen einer gründ; 
liehen betriebswirtschaftlichen Ausbildung Rechnung getragen werden. 
Vor allem ist zu vermeiden, daß die Meisterschulen ein Künstlerproletariat 
heranzüchten, dem die handwerkliche Grundausbildung fehlt und das. in 
Zeiten wirtschaftl icher Not der Verelendung preisgegeben ist. Voraus­ 
setzung für die Aufnahme in die Schulen muß die bestandene Gesellen­ 
bzw. Facharbeiterprüfung sein, und es ist erwünscht, daß 2 Gesellenjahre 
nachgewiesen werden können. An die Lehrkräfte der Meisterschulen ist 
die Forderung zu stellen, daß sie neben ihren schöpferischen Fähigkeiten 
mindestens eine gediegene handwerkliche Grundausbildung besitzen, da, 
mit Handwerk und Kunst sich gegenseitig befruchten. Den Absolventen 
der Meisterschulen soll der Weg zur Meisterprüfung und bei. besonderer 
Begabung auch der Weg zur Hochschule offen stehen. 
Von der im Januar 1948 ins Leben gerufenen Meisterschule für das Be - 
t o n s t ein - und Terrazzo - Handwerk sind. bisher insgesamt 
drei Grundlehrgänge und drei Meisterlehrgänge durchgeführt worden. 
In der Berichtszeit fanden zwei Grundlehrgänge mit 47 Schülerri.und zwei 
Meisterlehrgänge mit 30 Teilnehmern statt. Der erste starke Andrang zur 
Schule hat durch die Währungsreform und durch die wirtschaftliche Ent­ 
wicklung auf dem Baumarkt eine gewisse Abschwächung erfahren. Von 
den 30 Teilnehmern des Meisterlehrganges haben 23 die Meisterprüfung 
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p~sta,nden. .Es hat sich hier eindeutig erwiesen, daß eine ausreichende 
praktische Tätigkeit unbedingt· Vorbedingung für den Besuch von Fach­ 
schulen ist und daß Schüler mit größeren Berufserfahrungen die besseren 
Erfolge erzielen konnten. Z. Zt. befindet sich die Schule in einer Um­ 
organisation, mit der gleichzeitig eine Verlegung nach Münster angestrebt 
wi rd. . 

Wegen der Neugestaltung der Tisch 1 er fach s c h u 1 e in Beckum ha­ 
ben unter Beteili gung der Handwerkskammer verschiedene Besprechun­ 
gen stattgefunden und es ist zu erwarten, daß, nachdem die vorhandenen 
Schwierigkeiten beseitigt sind, die Schule jetzt ihren Aufgaben bezüglich 
der Schulung des handwerklichen Nachwuchses bestens gerecht werden 
kann. - Die M e i s t e r s e h u 1 e d e s g e s t a 1 t e n d e n H a n d wer k s 
i n M ü n s t e r hat unter der neuen Leitung des Herrn Schrage nach 
Überwindung großer Schwierigkeiten, die auf die - völli ge Zerstörung der 
Werkstätten und des Inventars während .des Krieges zurückzuführen sind, 
Fachabteilungen für das Maler-, Bildhauer-, Graphiker-, Tischler-, Metall ­ 
und Textil-Gewerbe eingerichtet., Erhebliche Mittel sind noch erforderlich, 
um die Schule wieder zu einem vollgültigen Bildungsinstrument für den 
handwerklichen Nachwuchs zu machen. Dadurch, daß der Geschäftsführer 
der Handwerkskammer dem Kuratorium der Schule angehört, ist eine 
enge Verbindung zwischen der Schule und der Handwerkskammer sicher­ 
gestell t. 

c) Fortbildungslehrgänge. 
Den allgemeinkundlichen und fachlichen Fortbildungslehrgängen hat die 
Kammer ebenso wie in den früheren Jahren besondere Bedeutung bei­ 
gelegt. Das Bedürfnis und die Nachfrage nach solchen Lehrgängen, ins­ 
besondere nach Lehrgängen zur Vorbereitung auf die Meisterprüfung ist 
nach wie vor sehr groß. Leider sind die nach dem Kriege aufgetretenen 
Raumschwierigkeiten in demselben Umfange bestehen geblieben, so daß 
die Kammer in ihren Maßnahmen manchen Beschränkungen unterworfen 
ist. Bei der Überlastung der in Münster bestehenden berufskundlichen 
Schulen kann sich die Kammer nur in geringem Maße auf diese Schulen 
stützen. Lediglich für das Friseurgewerbe ist an der Gewerblichen Be­ 
tufsschule in Münster in Zusammenarbeit mit der Stadt Münster und der 
Frfseurinnung eine Fachklasse mit allen technischen Einrichtungen und 
Geräten ausgestattet worden, zu der die Handwerkskammer erhebliche 
Zuschüsse geleistet hat und die jetzt für die fachlichen Lehrgänge für das 
Friseurgewerbe .und für die Durchführung -der Meisterprüfungen zur Ver­ 
fügung steht . 
. Die Kammer hat in mehreren Fällen gegen Personen, die an Meisterprüf­ 
.Iinge Privatunterricht erteilten, ohne im Besitze der Unterrichtserlaubnis 
zu sein, und die sich dafür außerordentlich hohe Entschädigungen zahlen 

-ließen, Maßnahmen bei der Schulaufsichtsbehörde unternehmen müssen . 
. Es ist nicht zu vertreten, daß Prüflinge auf diese Weise wirtschaftlich 
ausgenutzt werden. Der Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen 

-hat durch Erlaß vom -26. Januar 1949 die Regierungspräsidenten beson- 
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,gemaAchft. h "f ' b · D hfüh V b 't 1 h .. . ple u na mepru .ungen e1 urc u rung von or erei ungs e rgangen 
auf die, Meisterprüfung haben ergeben, daß die Kenntnisse im Rechnen 
und Rechtschreiben vielfach große Lücken aufweisen. Die Kammer hat 
sich bereits mit der Frage .befaßt, durch Fördererlehrgänge die zwischen 
cter Gesellen- und Meisterprüfung sich ergebende Bildungslücke zu schlie­ 
ßen. Mit dieser Frage eng verbunden ist gleichzeitig das Bestreben der 
Bangwerkskammer, die Gesellen mehr und mehr für handwerkspoli tische 
und berufsständische Fragen zu interessieren und sie zur aktiven Mit­ 
arbeit heranzuziehen. Die Kreishandwerkerschaften sind aufgefordert, 
sich der allgemeinen Schulung und der Heranziehung der Gesellen zu 
berufsständischen Aufgaben besonders anzunehmen. 
Ein Mittel zur Förderung der fachlichen Leistungen sieht die Handwerks­ 
kammer in der Wiederbelebung des Ge s e 11 e n wandern s. In den 
früheren Jahren und Jahrhunderten .war das Gesellehwandern eine der 
besten Möglichkeiten, das fachliche Blickfeld zu erweitern und zusätzliche 
Ber~fserfahrungen zu sammeln. Obwohl ctie heutigen Schwierigkeiten 
beim Wohnungswechsel und der Wohnraumbeschaffung nicht verkannt 
werden, dürfte es angebracht sein, evtl. durch einen Austausch von 
Ar~eitsplätzen ein Wandern zu ermöglichen. 
Im einzelnen sind während der Berichtszeit von der Handwerkskammer 
folgende Lehrgänge durchgeführt worden: 

Bezeichnung der Lehrgänge: 
Zahl der Zahl "der 

t die Lehrgänge: Teilnehmer, · 
bei- 
ins- I. Fachlehrgänge: 

1g ist Bäcker 2 59 
enen Bauschlosser 2 23 
daß Dachdecker 1 35 

orfen Damenschneider 2 54 
ichen Elektro-Installateure 6 131 
nulen Fleischer 1 25 

Be- Fahrradmechaniker 1 18 
d der Friseure 2 37 

und Herrenschneider 3 78 
rl iche Walzschuhmacher 1 12 
r das Installateure 2 51 
Ver- Klempner 2 60 

prüf- Kraftfahrzeughandwerker 2 53 
Maler 3 97 

bnis Maurer 1 31 
ahlen 

Maschinenbauer 4 108 
issen. 

Müller 1 7 
ftl ich 

Putzmacher 1 13 
alen 

eson- zu übertragen 37 892 
\ 
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Bezeichnung der Lehrgänge Zahl der Zahl der 
Lehrgänge: Teil nehmer: 

Übertrag 37 892 
Rundfunkmechaniker 1 14 
Sattler und Polsterer 1 18 
Schmiede 2 34 
Schuhmacher 4 72 
Stell macher 1 17 
Tischler 3 78 
Uhrmacher 1 18 
Zentralheizungsbauer 1 17 
Zimmerer 1 7 

II. Z u ,s c h n e i d ~ 1 e h r g ä n g e : 
Damenschneider 2 58 
Herrenschneider 2 42 

II I. a 11 g e m e i n k u n d 1 i c h e Lehr- 
gänge 6 241 

Insgesamt 62 1508 
Außer den von der Kammer durchgeführten Lehrgängen sind von den 
Kreishandwerkerschaften 32 allgemeirikundliche Lehrgänge mit 1085 Teil ­ 
nehmern und 10 fachliche Lehrgänge mit 225 Teilnehmern durchgeführt 
worden. 

d) die Meisterprüfungen. 
Wider Erwarten hat der Andrang zu den Meisterprüfungen in unver­ 
mindertem Umfang angehalten. Mit insgesamt 2826 Prüfungen ist der 
Durchschnitt aus den Jahren 1945 bis 31. 3. 1948 mit insgesamt 3 207 abge­ 
legten Prüfungen weit überschritten. Das beweist, daß weder die seit der 
Währungsreform beobachteten finanziellen Schwierigkeiten noch die An­ 
kündigung der vollen Gewerbefreiheit den allgemeinen und besonders 
auch vom Handwerk selbst anerkannten Wert des Großen Befähigungs­ 
nachweises herabsetzen und die jungen Handwerker von der Prüfung 
abhalten konnten. Diese Feststellung bestätigt, daß Sinn und Zweck der 
Meisterprüfung vom Handwerk, vor allem auch vom handwerklichen 
Nachwuchs voll und ganz verstanden worden· sind. 
Die Ergebnisse der Prüfungen lassen erkennen, daß es den jungen Hand­ 
werkern auch im vergangenen Jahr noch nicht möglich war, allen Anfor­ 
derungen an das praktische und das fachlich-theoretische Können voll 
und ganz zu erfüllen. Demgegenüber ist die Kammer der Auffassung, 
daß im Interesse des Handwerks selbst und im Sinne einer verantwor­ 
tungsbewußten Selbstverwaltung daran festgehalten werden muß, daß 
die Prüflinge den Nachweis eines wirklich meisterhaften Könnens und 
Wissens· erbringen. 
Eine Aufgliederung der so z i a 1 e n He r k u n f t von 2131 jungen Hand­ 
werkern, die in der Berichtszeit die Meisterprüfung bestanden, bestätigt, 
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aaß die Durchführung der Meisterprüfungen durch die Handwerkskammer 
J{eineswegs dazu führt, um jungen Handwerkern, die nicht handwerk­ 
lichen Kreisen entstammen, von dem wirtschaftlichen und sozialen Auf­ 
stieg im Handwerk fernzuhalten. Von den 2131 Gesellen waren 

Söhne von Arbeitern . 634 29,8 0/o 
Söhne von Bauern 195 9,2 0/o 
Söhne von Beamten und Angestellten 294 13,8 0/o 
Söhne von Angehörigen sonstiger Berufe 133 6,2 ¾ 
Söhne von Handwerkern 875 4,1,0 9/o 

Eine Aufgliederung der abgelegten Meisterprüfungen nach Berufen zeigt 
folgende Übersicht: 

J.VI eiste r prüf u n gen in der Zeit vom 1. 4. 1948 bis 31. 8. 1949 

" 
Handwerkszweige 

Autosattler 1 1 - 
Bäcker 318 260 58 
Bandagisten 3 2 1 
Bauschlosser 38 27 11 
Betonstein- Terrazzohersteller 48 40 - 8 u. 
Bleiglaser 1 1 - 
Böttcher ·. 4 4 - 
Brauer und Mälzer 4 4 L- - 
Brunnenbauer 1 1 - 
Buchbinder 10 10 - 
Büromaschinenmechaniker 1 1 - 
Bürstenmacher 

' 5 5 - 
Dachdecker 4t 26 15 
Damenschneider 163 129 1 34 
Drechsler 3 .3 1 - 
Dreher 5 5 - 
Elektroinstallateure 197 125 72 
Elektromaschinenbauer 5 3 2 
Elektromechaniker 2 2 - 
Fahrradmechaniker 6 4, 2 
Fahrrad- und Nähmaschinen- 
' mechaniker 1 1 - 
Feinmechaniker 7 7 - : 

Feintäschner 2 2 - 
Fleischer 126 98 28 

1 abgelegte I b t d I davon mit I nicht 
1 Prüfungen es an en sehr gut bestanden 

zu übertragen 1 992 I · 761 2 231 
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Handwerkszweige+- 1 abgelegte I b t d I davon mit 

1

1 nicht · 

1 
P .. f . es an en h b ru ungen se r gut estanden 

Übertrag 992 761 2 231 
' Former 2 2 - 

Fotografen · . .• 6 5 1 
Friseure 82 49 33 
Glas- und Gebäudereiniger 5 3 2 
Glasschleifer 2 2 ' - 
Glockengießer 1 1 1 - 
Geigenbauer 1 - 1 
Goldschmiede ... 7 6 1 
Herrenschneider ·-. 219 160 59 
Holzbildhauer 4 3 1 
Holzschuhmacher 25 20 5 
Installateure .8 6 2 
Karosseriebauer . '· 1 1 - 
Klavierbauer 1 - 1 
Klempner - ·4 3 1 
Klempner und Installateure 

r 44 32 12 
Konditoren 36 29 7 
Korbmacher 3 3 - 
Kraftfahrzeughandwerker 36 22 14 
Kürschner 2 1 . 1 
Kupferschmiede 1 1 - 
Lackierer 8 6 ,. 2 -- 
Landmaschinenhandwerker 7 6 1 
Maler 206 146 60 
Maschinenbauer 108 87 21 
Maurer 163 123 40 
Mechaniker 6. 5 1 
Mühlenbauer 10 5 5 
Müller 23 19 4 
Optiker ,. 1 1 - 
Orthopädiemechaniker 10 6 4 
Parkettleger 1 1 - 
Platten- und Fliesenleger 5 4 1 
Porzellanmaler ~ 3 1 
Putzmacher 31 21 10 
Roßschlachter 5 '4 1 
Rundfunkmechaniker 12 10 2 

zu übertragen 1 2 082 1 1 557 3 525 
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1 1 1 - Handwerkszweige ab_gelegte besta~den davon mit nicht ·_ 
Prufungen se~ gut_ bestanden 

Übertrag 2 082 1557 3 1 525 

sattler 16 15 
,· - 

1 1 
schrniede 82 59 23 ,. 

Schornsteinfeger 18 13 5 
schuhrnacher 125' 76 49 
Schweißer 16 7 9 
Seiler 1 1 - 
Steinbildhauer 1 1 - 
steinrnetz 4 2 2 
Stellmacher 28 24 4 
ticker 5 5 - 
traßenbauer 18 12 6 
tricker ·-. 35 34 1 
tukkateure 9 9 - .. 
apezierer 49 43 6 
ischler ' 

231 206 25 
öpfer 1 1 
hrmacher 33 22 11 

ulkaniseure - 2 2 - 
äscheschneider ' 6 5 1 ,., 

eber ., 2 2 - - 
erkzeugmacher 1 1 - ,· 

entralheizungsbauer 9 8 1 
immerer 52 32 20 ~ 

Insgesamt 1 2 826 1 2 137 
" 

4. 689 

.l 

Die von der amerikanischen Mili tärregierung für die Länder der ameri­ 
kanischen Besatzungszone befohlene Einführung der Gewerbefreiheit,· d_. h. 
der Fortfadl des Großen Befälii gungsnachw:eises als Voraussetzung für die 
selbständige· Führung eines Betriebes, war naturgemäß geeignet, auch ·im 
Bereich der britischen Zone Verwirrung anzurichten und die Gemüter zu 
beunruhigen. Es lag deshalb nahe, daß die Vollversammlung der Hand-, 
werkskammer Münster zu dieser Frage Stellung nahm. Ebenso einmütig 
und spontan; wie dieses in zahlreichen Versammlungen der Innungen und 
Kreishandwerkerschaften geschah, lehnte auch die Vollversammlung "in 
ihrer Sitzung am 14. 12. 48 die Tendenzen ab, die seitens der amerikani­ 
schen Mili tärregierung mit der Aufhebung des Großen Befähigungsnach­ 
weises verfolgt wurden. Die nachstehende Entschließung legt den vom 
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Handwerk des Regierungsbezirks M ünster zu dieser Frage vertretenen 
Standpunkt klar und eindeutig fest. 

Entschließung der Vollversammlung der Handwerkskammer Münster 
zum Großen Befähigungsnachweis 

Die am 14. Dezember 1948 tagende Vollversammlurrg der Handwerks. 
kammer Münster, der die satzungsgemäß gewählten Handwerksmeister 
und Gesellen aus 26 000 Betrieben mit 115 000 Beschäftigten im Regie. 
rungsbezirk Münster angehören, hat sich u. a. auch eingehend mit der 
Frage des Großen Befähigungsnachweises im Handwerk befaßt. 
Zu den Bestrebungen, den Großen Befähigungsnachweis zu beseitigen, 
gibt sie einstimmig folgende Erklärung ab: 
Sie bejaht und fordert nach wie vor die Meisterprüfung als unerläßliche 
Voraussetzung für die selbständige Ausübung eines Handwerks. Die Tat. 
sache, daß in den Monaten_ Januar bis November 1948 insgesamt 2055 Be. 
triebe in die Handwerksrolle eingetragen wurden, beweist, daß das Hand. 
werk von einer engherzigen, zünftlerischen Anwendung der gewerbe­ 
rechtlichen Bestimmungen weit entfernt ist. 
Die Beseitigung des Großen Befähigungsnachweises im Zeichen einer 
hemmungslosen Gewerbefreiheit bei gleichzeitiger Zerschlagung der be­ 
währten Formen der berufsständischen ·selbstverwaltung des Handwerks 
bedeutet": 
1. eine krasse Verletzung des dem Handwerk seit Jahrzehnten eingeräum­ 

ten Rechtes einer wahrhaft demokratischen Mitbestimmung und Selbst­ 
verwaltung, 

2. einen völli gen Verzicht auf den Schutz des Verbrauchers gegen Pfu­ 
schertum und Unlauterkeit, 

3. die Entstehung zahlloser, kümmerlicher Existenzen, deren Einkommen 
kaum zur Sicherung der eigenen Existenz, noch weniger aber zu einem 
nennenswerten Beitrag zu_ den öffentli chen und sozialen Lasten aus- 
reicht, · 

4. die Gefahr der Abwanderung zahlreicher Facharbeiter aus den bereits 
ohnehin an Facharbeitermangel leidenden Betrieben der Industrie und 
des Handwerks, 

5. die Demontage und Radikalisierung eines bisher sozial und wirtschaft­ 
lich gesunden Berufsstandes, der mit seiner engen Verbundenheit zwi­ 
schen Meistern, Gesellen und Lehrlingen, mit seiner glücklichen Ver­ 
knüpfung zwischen Besitz und Arbeit die beste Gewähr gegen jede 
Proletarisierung und Bolschewisierung bietet. 

Die der Vollversammlung der Handwerkskammer Münster angehörenden 
Meister und Gesellen erklären, daß sie mit der gleichen Entschlossenheit 
und Zähigkeit wie die früheren Generationen des Handwerks den Kampf 
um den Großen Befähigungsnachweis wieder aufnehmen werden. Sie 
sehen bei gewissenhafter Prüfung aller mit dem Großen Befähigungs­ 
nachweis zusammenhängenden Fragen keinerlei wirtschafts- oder sozial­ 
polit ische Notwendigkeit, die den Verzicht auf den Großen Befähigungs- 
nachweis rechtfertigen könnte. · · · 
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I)aS Handwerk erstrebt, wie die obengenannten Zahlen und die Zahl von 
insgesamt 1427 Teilnehmern an den Vorbereitungslehrgängen für die 
]1.1'.eisterprüfung und die 1991 im Jahre 1948 durchgeführten Meisterprüfun­ 
gen beweisen, weder eine Monopolstellung noch eine Beschränkung des 
freien Wettbewerbs noch eine Absprechung der jungen vorwärts streben­ 
den Gesellen von der Selbständigkeit. 
nie Mitglieder der Vollversammlung der Handwerkskammer Münster 
wissen sich mit diesem Bekenntnis zum Großen Befähigungsnachweis 
nicht nur einig mit dem Gesamthandwerk ihres Bezirkes, sondern mit dem 
gesamten deutschen Handwerk. 

3. Die Handwerkswir tschaft 

a) Die wirtschaftliche Lage des Handwerks 
I)ie wirtschaftliche Entwicklung des Handwerks in der Berichtszeit vom 
1. 4. 1948 - 30. 9. 1949 ist durch besondere Vielfalt und schnellen Wechsel 
der wirtschaftlichen Verhältnisse gekennzeichnet. Auf die Schlußperiode 
der Zwangs- und Verwaltungswirtschaft folgt die Währungsreform mit 
Kursschwenkung auf die Marktwirtschaft, die sich im unmittelbaren An­ 
schluß an die· Währungreform bis etwa zum Jahresende 19.48 für das 
Handwerk ganz anders auswirkte als die mit dem Jahresanfang einset­ 
zende und bis heute in der gleichen Richtung weiterverlaufende Entwick­ 
lung. 
Da sich unser Bericht für die Vollversammlung vom 14. 12. 1948 mit der 
Lage des Handwerks im Jahre 1948 bereits eingehend befaßt hat, können 
wir uns hier auf die notwendigsten Feststellungen über das Jahr 1948 
beschränken und uns desto eingehender den nächstgelegeneren und daher 
aktuellen Problemen des Jahres 1949 widmen. 

1. In den Monaten vor der Währungsreform konzentrier­ 
ten sich die der Zwangswirtschaft eigenen Erscheinungen auch in der Hand­ 
werkswirtschaft. Alle Betriebe hatten unter empfindlichem Material­ 
mangel zu leiden· und konnten eine nennenswerte Produktion lediglich 
dadurch aufrecht erhalten und damit die Beschäftigung ihrer Arbeitskräfte 
sicherstellen, daß sie sich auf dem Wege der Selbsthil fe durch Kompen­ 
sationen oder Beanspruchung des Schwarzen Marktes die benötigten Roh­ 
und Hil fsstoffe• entweder selbst oder durch Einschaltung der Kunden be­ 
sorgten. Demgegenüber gehörte es zu den besonderen Kennzeichen dieser 
Lage, daß eine ausgesprochen gute Geldflüssigkeit der Betriebe mit relativ 

. hohen Umsatzziffern, hohem Auftragsbestand, aber Mangel an Arbeits- 
kräften zusammentraf. 
Unmittelbar vor der Währungsreform steigerten sich die Kundenaufträge 
in einem Maße, die nur zu geringem Teil zu bewältigen waren. Anderer­ 
seits drängten alle Stellen darauf, ihren Geldverpfl ichtungen in RM 
schnellstens nachzukommen. 

2. Die Währungsreform und ihre unmittelbare Auswirkung 
bis Ende 1948 entsprach durchaus den Wünschen des Handwerks, da durch 
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sie ein besseres Verhältnis von Angebot und Nachfrage hergestellt wor-, 
den ist und das Geld seinen Charakter 'als Wertmesser und Rechenmittel 
in der Wirtschaft wieder erhalten hat. 

Die Währungsreform ist damit der bedeutsamste und die wirtschaftl iche 
Existenzgrundlage des Handwerks berührende Vorgang des Jahres 1948. 
Die gemäß Anweisung der Mil.-Reg. festgelegten Grundlagen für die 
Währungsreform brachten es mit sich, daß zunächst zahlreiche, vor all em 
größere Handwerksbetriebe in erhebliche Geldschwierigkeiten gerieten 
weil das Handwerk in der Freigabe der verbli ebenen Guthaben gegen: 
über den in das Handelsregister eingetragenen Großbetrieben sowie , in 
den Mögli chkeiten der Kreditbeschaffung stark benachteili gt war. Zudem 
war das Handwerk ohne große Vorräte an Rohstoff en und Fertigwaren 
in die Währungsreform gegangen und daher auch nicht in der Lage, sich 
die notwendigen Betriebsmittel durch den Verkauf gehorteter Waren zu 
beschaffen. Das Handwerk geriet durch die Währungsreform daher zu _ 
nächst in das Stadium einer bedenklichen Unsicher­ 
h e i t u n d H e m m u n g. 
Die Handwerkskammer Münster hat in engster Zusammenarbeit mit den 
übrigen handwerklichen Stell en sofort und mit größtem Nachdruck auf 
diese unglückli che Auswirkung der Währungsgesetze hingewiesen. Durch 
eine Reihe von Entschli eßungen und fortlaufenden Verhandlungen mit 
den zuständigen Ministerien und der Landeszentralbank konnten wirk­ 
same Erleichterungen sowohl für die Freigabe der Konten als auch für 
die Kreditgewährung erzielt werden. Es wurden zunächst die unglück­ 
li chen Folgen der Währungsreform infolge der schnell en Anpassung an die 
neuen Verhältnisse, der verantwortungsvoll en Einsatzbereitschaft des 
Handwerks für· den Dienst am Verbraucher und der· gesunden sozialen 
und wirtschaftli chen Struktur seiner Betriebe verhältnismäßig bald über­ 
wunden. Schon badd fl ossen aus den Kopfquoten erhebli che Teil e dem 
Handwerk zu, womit sich die unmittelbare Bedeutung und Unentbehrli ch­ 
keit des Handwerks für die Bedarfsdeckung 'der Verbraucher bestätigt. 

Um die Einwirkungen der Währungsreform auf das 
Ha n d werk näher zu erfassen und damit· Unterlagen für Angaben an 
die zuständigen Stell en, aber auch für die eigenen Maßnahmen zu erhal­ 
ten, führte die Kammer zum 1. 12. 1948 eine Betriebsbefragung durch, 
die ~ine begrenzte Anzahl von Handwerksbetrieben all er Berufe erfaßte. 

Die wichtigsten Ergebnisse sind: , 1 

Die P r e i s s t e i g e r u n g für eigene Erzeugnisse oder Dienstleistungen 
hielt sich in engen Grenzen. Nur 13 v. H. all er Betriebe gingen über eine 
Preissteigerung von. 40 0/o hinaus, obschon die Roh- und Hil fsstoffe eine 
Steigerungsquote von 50 bis über 100 0/o aufwiesen. Preiserhöhungen im 
Handwerk betrafen vor all em Betriebe des Bauhandwerks, der Leder­ 
und Holzhandwerke, bei denen ebenfall s die Roh- und Hil fsstoffe eine 
große Verteuerung erfahren hatten .. 
Andererseits erfuhr die Handwerksproduktion eine Verteuerung 
durch die Lohnerhöhungen, von denen 63 % all er Handwerksbetriebe be­ 
troffen waren. Zum damali gen Zeitpunkt wurden die Löhne vornehmli ch 

'\ 
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In den Bau- und Ausbauhandwerken, den holz- und metallverarbeitenden 
Handwerken erhöht. ·E in u n mit t e 1 b a r er Zu s am m e n h a n g 
zwischen Erhöhung der handwerklichen Preise und 
,der Erhöhung der Preise für Roh- Hilfsstoffe und 
den Lohnerhöhungen war statistisch einwandfrei 
f e s t z u s t e 11 e n. 
Die allgemeine Zurückhaltung gegenüber neuen Auf t r ä gen , die un­ 
mittelbar nach der Währungsreform· geübt wurde, 'wurde durch den spä­ 
ter einsetzenden Aufschwung zum größten Teil wieder ausgeglichen. Im­ 
merhin klagten das Bau-, Maler-, Zimmerer-, Dachdecker-, Kradtfahr­ 
zeug-, Mechaniker-, Schlosser- und Stellmacher-Handwerk über einen 
Rückgang der öffentlichen Aufträge, während die Privataufträge lediglich 
bei den Bauhandwerken, Malern und den •Elektrobetrieben nachgelassen 
hatten, 
Infolge der hohen U in s a t z z i ff e r n unmittelbar vor der Geldreform 
mußten Umsatzzahlen nachher bei einer Reihe von Handwerkszweigen 
niedriger bleiben, so bei Damenschneidern, Putzmachern, Holzschuh­ 
machern, Friseuren und Schmieden. Andere Handwerkszweige, wie Bau­ 
und Ausbauhandwerke, Ernährungshandwerke und auch noch die Be­ 
kleidungshandwerke konnten ihren Umsatz steigern. 
Auch der B es c h ä f t i g t e n s t a n d blieb unverändert groß und nahm 
bei vielen Handwerkszweigen weiter zu, so bei Sattler- und Polsterern, 
Wäscheschneidern, Zimmerern, Herrenschneidern, Tischlern, Dachdeckern, 
Bäckern, Kraftfahrzeughandwerkern, Maurern, Buchbindern und Klemp­ 
nern. Nur Friseµre, Holzschuhmacher, Fleischer, Schuhmacher, Schmiede, 
Maler und Mechaniker mußten damals bereits die ersten Arbeitskräfte 
freisetzen. 
Nach übereinstimmenden Aussagen hatte sich die Arbeitsbereitschaft und· 
Arbeitsleistung des einzelnen erheblich verbessert. 
Bezeichnend waren die Feststellungen über d i e f i n a n z i e 11 e L a g e 
der Handwerksbetriebe. Danach mußten rund 43 0/o aller Betriebe seit 
dem 20. 6. 1948 zur Aufrechterhaltung ihrer Betriebe Kredite aufnehmen, 
besonders Elektriker, Buchbinder, Baubetriebe und Zimmerer: Der Liefe­ 
rantenkredit rangierte vor Kontokorrentkredit, Wechselkredit und Dar­ 
lehen. Diese Zahlen kennzeichnen die Kreditfrage als dringendstes Pro­ 
blem der Handwerkswirtschaft bereits gegeri Ende 1948. 
Wir haben schon damals dringend die Beschaffung . langfristiger und 
rentabler Kredite speziell für den Bau von Wohnungen und für den Wie­ 
deraufbau der öffentlichen Gebäude gefordert, ebenfadls für den Wieder­ 
aufbau der durch Kriegseinwirkung ganz oder teilweise zerstörten hand- 
werklichen Betriebe. ' 
Konnte bis zum Jahresende 1948 die wirtschaftliche Lage des Handwerks 
noch als durchaus zufriedenstellend bezeichnet und durchaus belebende 
Einflüsse der Währungsreform verzeichnet werden, so wurden· doch gegen 
Ende des Jahres bereits die Zeichen für einen Umschwung sichtbar. 

3. D i e E q t w i c k 1 u n g i m J a h r e 1 9 4 9. 
Gleichgültig, ob man die Verschlechterung der wirtschaf'tlichen Verhält­ 
nisse als Konjunkturumschwung und beginnende Krise oder als Bereini- 
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gungsprozeß bezeichnen will , jedenfall s hat sich die Lage des Handwerks 
bis heute zum Teil bedrohli ch verschlechtert. Dabei fehlt es weniger an 
Programmen, Versprechungen und Kundgebungen für belebende wirt­ 
schaftspolitische Maßnahmen aller Art, als vielmehr an deren Verwirk­ 
lichung und an einer fühlbaren Entspannung. 
Die von der Kammer zu erstattenden vierteljährlichen Wirtschaftsberichte 
an die Verwaltung für Wirtschaft enthalten neben der Schilderung der 
Schwierigkeiten im Handwerk auch entsprechende Vorschläge für Maß­ 
nahmen zu einer baldigen Besserung. 
Gegen w'ä r t i g s t e 11 t sich die Lage des Handwerks wie . 
f o 1 g t dar : Die P rod u kt i o n blieb· durchweg unter der betrieb­ 
lichen Kapazität, da die geringe kaufkräftige Nachfrage eine volle Aus­ 
nutzung der Betriebe verhindert und zum anderen die Liquidität der mei­ 
sten Betriebe erschreckend gesunken ist. So wird die Ertragslage und Ren­ 
tabili tät vieler Handwerksbetriebe immer kritischer. 
Das Baugewerbe hat eine leichte Belebung erfahren, die bedenklicher­ 
weise aber erst zu einem Zeitpunkt einsetzte, an dem die Bauwirtschaft 
gewöhnlich auf vollen Touren läuft. Zudem ist die Beschäftigungslage 
uneinheitlich. Während im Industriegebiet durch aktivere Förderung des 
Wohnungsbaues und auch in manchen Städten durch öffentliche Bauten die 
Lage relativ günstig "ist, liegen die Baubetriebe auf dem Lande außerhalb 
dieses Aufschwungs. Dieselben Erscheinungen sind bei den Ausbauhand­ 
werken und übrigen Zweigen des Baugewerbes festzustellen. Unverän- 
d~rt kri:!sch ist dagegen die Lage ~in Tiefbau. . 1 .. 
Die Ernährungshandwerke haben ihre Produktion durchweg halten kön­ 
nen. Allerdings setzt im Bäcker-Handwerk ein fühlbarer Rückgang ein. 
Von den Metallhandwerken sind besonders nachteili g die Schmiede- und 
Landmaschinenhandwerker auf dem Lande betroffen. Auch das Kraft­ 
fahrzeug- und das Mechaniker-Handwerk kann die Produktion im bis­ 
herigen Umfange nicht halten. Im Bekleidungshandwerk zwingt die Kon­ 
kurrenz der Konfektion bereits teilweise zu Einschränkungen. 
Die Notlage der holzverarbeitenden Handwerke vor allem der Möbel­ 
tischler ist unverändert, wenn auch die Organisierung von Teilzahlungs­ 
geschäften in größerem Rahmen hier eine Besserung verspricht. 
Ferner sind Schuhmacher, Holzschuhmacher, Fotografen und Friseure 
wegen ihres Produktionsrückganges hervorzuheben. 
Die V e r s o r g u n g m i t R o h - u n d H i 1 f s s t o ff e n sowie Be­ 
triebsmaterialien stößt heute auf keine Schwierigkeiten mehr. Der einzig 
gültige Bezugschein ist die Mark geworden. Die Versorgung ist nur 
dadurch beeinträchtigt, daß die Lieferanten Vorausbezahlungen oder un­ 
mittelbare Barzahlung verlangen, während der Handwerker erst nach 
Fertigstellung und Verkauf seiner Erzeugnisse die Unkosten für Mate- 
rialien aller Art erstattet erhält. · 
Au f t r a g s b e s t a n d u n d A u f t r a g s e i n g a n g sind durchweg 
rückläufig. Viele Kunden halten mit dem Kauf in Erwartung weiterer 
Preissenkungen zurück. Zum anderen wirkt sich auch die Arbeitslosig­ 
keit und damit geringere Geldausstattung der breiten Bevölkerung in der 
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Auftragsschrumpfung aus. Besonderen Auftragsmangel verzeichnen die 
Bau- und Ausbauhandwerke, Bau- und Möbelschreiner, Holzschuhmacher, 
Schuhmacher und Vulkaniseure. Die Schwierigkeiten der 

1
Holzschuh­ 

macher stammen aus den Importen belgischer Holzschuhe. Steinbildhauer 
sind nur im Bau beschäftigt, während die Erzeugung von Grabsteinen 
nicht mehr ihren Mann ernährt. Lackierer vermissen vornehmlich Auf­ 
träge einmal wegen der zahlreichen Neuanschaffungen von Kraftwagen, 
andererseits wegen der Tätigkeit von „Auchlackierern" in größeren Repa­ 
raturwerkstätten. Ihnen fehlen auch die Mittel für die Rationalisierung 
ihrer Betriebe und damit die Verbill igung ihrer -Arbeit, Die Buchbinder 
machen eine ausgesprochene Flaute durch, auch die L~istungen der Foto­ 
grafen werden nicht in nennenswertem Maße beansprucht. 
Wir haben vorstehend nur die Handwerkszweige herausgegrif fen, bei 
denen sich die Lage besonders schwierig gestaltet. 
Bei den schwierigen Verhältnissen der überwiegenden Zahl von Betrieben 
bleibt es nicht aus, daß durch! die allgemein w a c h s e n d e K o n k u r - 
r e n z die handwerklichen Preise weiter nach unten tendieren, jedoch 
ihre Grenze in der K o s t e n 1 a g e d e r B e t r i e b e finden: Dennoch 
ist es bei dem allgemeinen Wettlauf um Aufträge keine Seltenheit mehr, 
daß handwerkliche Erzeugnisse und Leistungen unter Selbstkosten offe­ 
riert werden, das sind häufig Notverkäufe, die die dringend benötigten 
Gelder hereinbringen sollen. Es käme nicht so weit, wenn alle privaten 
und öffentlichen Kunden des Handwerks die Verpfli chtung verspürten, 
die handwerkliche Leistung auch durch sofortige Bezahlung zu entgelten. 
Viele der notleidenden Betriebe wären allein durch den Eingang der aus­ 
stehenden Forderungen zu sanieren. 
Andererseits findet die Bereitschaft bzw. Notwendigkeit zu Preissenkungen 
ihre Grenze in den Lieferantenpreisen, aber auch in den Löhnen, die zum 
Teil weiter steigen. 
Verbrauchsregelungs- und Bewirtschaftungsvor­ 
s c h r i f t e n spielen praktisch keine Rolle mehr. Auch auf den wenigen 
Gebieten, in denen sie noch in Kraft sind (Nahrungsmittel und Eisen) 
bereitet es keine Schwierigkeiten, die betreffenden Güter auch ohne Be­ 
zugscheine zu erhalten, so daß von dieser Seite keine Behinderung der 
Produktion erfolgt. 
Die B e s c h ä f t i g u n g s 1 a g e im Handwerk ist entsprechend dem 
sinkenden Absatz rückläufig. Wenn diese Bewegung auch zahlenmäßig 
nicht genau zu erfassen ist, so lassen die Berichte der Arbeitsämter jedoch 
erkennen, daß mit der wachsenden Zahl von Arbeitslosen sich ebenfalls 
die Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter, Maler, Kraftfahrzeughandwerker, 
Tischler und Schuhmacher - um nur die wichtigsten zv nennen - er­ 
höht hat .. 
Diese Schwierigkeiten sind eine direkte oder indirekte Folge der mangel­ 
haften Kreditausstattung. Dabei liegt es weniger an der Bereitschaft der 
Kreditinstitute, das Handwerk mit den benötigten Geldern auszustatten - 
diese Bereitschaft wird von allen Kreishandwerkerschaften bejaht - ais 
vielmehr in den begrenzten Möglichkeiten der;: Institute selbst. Zwar sind 
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von Frankfurt Zusagen über die Kreditausstattung des Handwerks ge, 
macht worden. Sie haben sich bisher jedoch noch nicht ausgewirkt. 
Neben den allgemeinen wirtschaftlichen Hemmungen müssen aber an 
dieser Stelle a u s g e s p r o c h e n h a n d w e r k s s c h ä d 1 i c h e E i n _ 
f 1 ü s s e erwähnt werden,· die. durch den guten Will en und entsprechende 
Mitwirkung der verantwortlichen Stellen beseitigt werden können. An 
erster Stelle ist die Schwarzarbeit zu erwähnen, die gerade irn 
Baugewerbe, bei den Malern, Elektrikern, Friseuren und Damenschneidern 
an der Tagesordnung ist. Hier wird nicht nur häufig Material in unver; 
antwortlicher Weise verwirtschaftet und der Ruf der guten Handwerks­ 
arbeit geschädigt, sondern ebenso der öffentlichen Hand Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge hinterzogen. Trotz dieser Erkenntnis kommen 
behördliche Maßnahmen, wenn überhaupt, nur langsam zum Zuge, so daß 
die gewerblichen Schwarzarbeiter praktisch unbehelli gt ihrem Treiben 
nachgehen können. Wir wiirden es begrüßen, wenn dieselbe Energie der 
Behörden bei Preisprüfungen auch bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit 
zu spüren wäre. 
Nicht weniger schädlich wirkt sich der Umstand aus, daß zahlreiche Be­ 
hörden und Betriebe handwerkliche Arbeiten in e i g e ri er Regie aus­ 
führen. Behörden und Bet~iebe gehen sogar vermehrt dazu über, Werk­ 
stätten für Buchbinder, Kraftfahrzeugreparatur," Tischler und vereinzelt 
sogar Bauarbeiten selbst einzurichten: Die dem Handwerk dadurch ent­ 
zogenen Summen sind erheblich. Die Ersparnisse der Betreffenden gehen 

.auf Kosten der Steuerzahler, da auch von diesen Betrieben keine Steuern 
entrichtet werden. · 
Die S c h 1 e u der k o n k u r r e n z mancher handwerklicher Betriebe, die 
sich dadurch zu retten versuchen, bringt die Meister der ordentlichen Be­ 
triebe in den Verruf, unangemessen hohe Preise zu fordern. Vor allem im 
Verdingungswesen zeigen sich wieder die bekannten Submissions - 
b 1 ü t e n. Hier muß auf strikte Einhaltung der VOB gedrungen werden. 
Letztlich trägt zu der kritischen Lage die Z a h 1 u n g s s ä u m i g k e i t 
a 11 e r K u n d e n d e s H a n d w e r k s bei. Am wenigsten ist sie zu 
verstehen bei öffentlichen Auftraggebern, die sich gegenüber Einsparun­ 
gen in der eigenen Verwaltung außerordentlich zurückhaltend erweisen, 
dafür aber den Handwerker ein Vierteljahr und ·länger auf die Bezahlung 
seiner Rechnung warten lassen. Zur Beseitigung dieser übelstände bedarf 
es der Aktivität aller handwerklichen Dienststellen und der steten Auf­ 
klärungsarbeit in der Öffentlichkeit. Wie wir gezeigt haben; benachteili gen 
diese Auswüchse nicht nur das Handwerk, sondern sie stellen ebensosehr 
e i n e a 11 g e m e i n e w i r t s c h a f t 1 i c h e Ge f a h r dar. 

b), Schwarzarbeit 

Die Schwarzarbeit hat sich seit der Währungsreform in immer steigendem 
Maße soweit entwickelt, daß sie· heute für das Handwerk eine ernstliche 
Bedrohung darstell t. Zunächst stand das Handwerk beinahe allein in dem 
Bemühen, der Gefahr Herr zu werden. Eigene Machtmittel zur Be­ 
kämpfung stehen unserer Organisation nicht zur Verfügung. Die Be- 
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kämpfung der Schwarzarbeit seitens der Behörden scheiterte in vielen 
Fällen daran, daß hier keine klaren Vorstellungen über die Mittel herrsch­ 
ten, die tatsächlich gegeben sind. Erfreulicherweise werden in letzter Zeit 
aucbi seitens der Behörden, und zwar der höchsten und mittleren Instanzen 
Stimmen laut, die zur Bekämpfung der Schwarzarbeit aufrufen. In diesem 
Sinne ist nachstehender Erlaß des Wirtschaftsministers vom 31. 8. 1949 
Bedeutung zu schenken, der gerichtet ist 

L An den 
" Herrn Innenminister des Landes Nordrhein/Westfalen 

Düss_eldorf 
·2. An· den 

Herrn Justizminister des Landes Nordrhein/Westfalen 
Düsseldorf 

Betr.: Verhinderung der Schwarzarbeit gemäß §§ 19 Abs. 2, 16 Abs. 3 
der Dritten Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deut­ 
schen Handwerks vom 18. 1. 35 (RGBL I S. 15) i. Verb. mit § 30 
Abs. 1 Ziff. 2 der Verordnung über den Aufbau des Handwerks 
vom 6. 12. 46 (G. u. VB!. NRW 1947 S. 21). 

In immer stärkerem Maße wird seit. einiger Zeit von de~ Organisationen ' 
des Handwerks auf die in bedenklichem Umfange um sich greifende 
Schwarzarbeit hingewiesen. Der immer noch riesige Bedarf der Bevöl­ 
kerung an Handwerksleistungen drängt nach Befriedigung. Da der 
Schwarzarbeiter keine Geschäftsunkosten hat, dem Staat die• Steuern 
vorenthält und die sozialen Abgaben ignoriert, erweckt er bei der großen 

. Masse stets den Anschein besonderer Bill igkeit -und Preiswürdigkeit. Aus 
diesem Grunde wird er vom Auftraggeber bevorzugt zu Arbeitsleistungen 
in Anspruch genommen. Wenn diese Entwicklung im bisherigen Tempo 
weitergeht, müssen für einen großen Teil . der steuerehrlich gebliebenen 
Handwerksbetriebe schwere Schädigungen oder völli ges Erliegen befürch­ 
tet werden. Es wird mir berichtet, daß in einzelnen Kreisen und Berufen 
die Schwarzarbeit 30~50 0/o der gesamten handwerklichen Leistung an 
sich gerissen hat. Diese Erscheinung tritt besonders augenfälli g im Bau­ 
hauptgewerbe, Ausbauhandwerk, Bekleidungshandwerk und Friseurhand­ 
werk auf. Die dadurch bedingten steuerlichen. Ausfälle rund die Schädi­ 
gung weiter Wirtschaftskreise lassen es als unumgänglich erscheinen, gegen 
die überhandnehmende Schwarzarbeit nachdrücklich einzuschreiten, Ob­ 
wohl die o. a. Bestimmungen eine Untersagung und Bestrafung der 
Schwarzarbeit vorsehen, scheint, wie die Organisationen berichten, die 
Praxis der unteren Gerichts- undVerwaltungsbehörden vielfach von einer 
recht· duldsamen Einstellung gegenüber der Schwarzarbeit bestimmt zu 
sein . 

Ich bitte, die Gerichte und .Staatsanwaltschaften bzw. Polizeibehörden 
anzuweisen, der bedenklichen Entwicklung ihre besondere Aufmerksam­ 
keit zu widmen und ein Umsichgreifen der teilweise anscheinend recht 
toleranten Haltung der zuständigen Behörden zu unterbinden. Ich bitte, 
mich von Ihren Maßnahmen zu unterrichten." 
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Im, übrigen halten wir es· für zweckmäßig, im folgenden all e g e s e t z "' 
1 i c h e n· B e s t i mm u n g e n zusammenzufassen, die für das Vorgehen 
der Behörden bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit in Betracht kommen. 

I. S c h l i e ß u n g i m V e r w a 1 t u n g s s t r e i t v e r f a h r e n. 
1. Nach § 16 Abs. 3 der Dritten Handwerksverordnung. 

Hiernach kann ein Handwerksbetrieb, der ohne Eintragung in die 
Handwerksrolle, bzw. -ohne Ausnahmegenehmigung geführt wird, poli ­ 
zeili ch geschlossen werden. Das kann geschehen 
a) nach § 132 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung durch 

die Ortsbehörde, und zwar im Wege der Untersagung der Fort­ 
führung des Betriebes bei Vermeidung eines Zwangsgeldes (Höchst­ 
betrag 1000,- DM, ersatzweise Haft); notfalls kann unmittelbarer 
Zwang angewendet werden. 
Rechtsmittel: Formloser Einspruch an die erlassende Behörde, wenn 
diese nicht abändern will , Anfechtung im Verwaltungsstreitverfahren 
vor dem Landesverwaltungsgericht (§ 133 Abs. 1 des Gesetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung in Verbindung mit den §§ 22, 25 
der Verordnung Nr. 165 der Mili tärregierung. Gegen die Festsetzung 
und Ausführung eines Zwangsmittels Beschwerde igi Aufsichtswege 
binnen 2 Wochen (§ 133 Abs. 2 LVG). 

b) nach den§§ 14, 41, 55 des Polizeiverwaltungsgesetzes wiederum durch 
Untersagung und Auferlegung von Zwangsgeld, ab~{ nur bis 50,- DM. 
Ferner durch unmittelbaren Zwang. Zuständig ist die Ortsbehörde. 
Rechtsmittel; Beschwerde binnen 2 Wochen an den Oberkreisdirektor 
bzw. Regierungspräsidenten, anschließend Anfechtung im Verwal­ 
tungsstreitverfahren (§§ 45, 47, 49, 57 PVG in Verbindung mit den 
§§ 22, 25 der Verordnung Nr. 165 der Mil.-Reg.). 

2. Nach § 4 Abs. 2 des Gewerbezulassungsgesetzes vom 7. 12. 1948 in Ver­ 
bindung mit § 8 (1) b der- Durchführungsverordnung durch den Be­ 
schlußausschuß der Stadt- und Landkreise mit der Maßgabe, daß die 
Schließung des Betriebes angeordnet wird. 
Rechtsmittel: Anfechtung beim Landesverwaltungsgericht. 
Durchführung der Schließung nach § 132 des L VG, bzw. PVG wie unter 
a) und b). 

II. B e s t r a f u n g i m · O r d n u n g s s t r a f v e r f a h r e n. 
Maßgebend ist ,§ 5 des Gewerbezulassungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 8 (1) c der D.V. Hiernach Bestrafung bei unerlaubter Gewerbeausübung 
nach dem Bewirtschaftungsnotgesetz (§§ 17-24 und 27-31) mit Geldstrafe · 
bis zu 10 000,- DM oder Gefängnis bis zu 3 Monaten oder aber beiden 
Strafen. 
Zuständig ist die Verwaltung der Stadt- und Landkreise. 
Rechtsmittel: Antrag auf gerichtliche Entscheidung (zuständig Amtsgerichte 
bei Ordnungsstrafen bis 10 000,- DM; bei Ordnungsstrafverfahren über 
10 000,- DM. die Strafkammer der Landgerichte. 
Die Anwendung dieser Maßnahmen war jedoch begrenzt bis zum 30. 9. 
1949, da mit dem Inkrafttreten des Wirtschaftsstrafgesetzes die genannten 
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vorschriften (§§ 17-24 und 27-31 des Bewirtschaftungsnotgeset'zes in 
wegfall gekommen sind. 

III . B e s t r a f u n g d u r c h d i e J u s t i z b e h ö r de n. 
1. Nach §· 19 der Dritten Handwerksverordnung mit Geldstrafe und zwar 

als Mindestmaß 3,- DM, als Höchstmaß 10 000,- DM, ersatzweise Haft 
von höchstens 6 Wochen. 

2. Nach § 148 Abs. 1 der Gewerbeordnung wegen unterlassener Anzeige 
des Gewerbes, jedoch streitig, da nach u. E. nicht verlangt werden kann, 
ein verbotenes Gewerbe (ohne Genehmigung nach der Dritten Hand­ 
werksverordnung) anzumelden . 

Welche Zwangsmittel w er d e n zweckmäßigerweise 
bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit angewendet? 
1. Die schnellste und durchschlagendste Möglichkeit bietet das Verfahren 

unter I 1 a). Hier werden die Ermittlungen durch die Ortsbehörde ge~ 
troffen, die nach Abschluß unverzüglich die Untersagung aussprechen 
und gleichzeitig für den Fall weiterer Zuwiderhandlungen Zwangsgeld 
in angemessener Höhe -anordnen kann. Das Rechtsmittel der Anfech­ 
tung im Verwaltungsstreitverfahren hat grundsätzlich keine aufschie­ 
bende Wirkung, so daß der Erfolg sofort eintreten kann. 
Es empfiehlt sich vor allem dieses Verfahren immer dann anzuwenden, 
wenn es sich um reine Schwarzarbeit, d. h. Arbeiten von Personen han­ 
delt, die gelegentl:ich und ohne eingerichteten Gewerbebetrieb arbeiten. 
Zu bemerken ist allerdings, daß nach unseren Erfahrungen örtliche Be­ 
hörden vor der Anwendung von Zwangsmitteln eine gewisse Scheu 
haben und sich auch tatsächlich schlecht durchsetzen können. Hierzu 
wäre die Polizeibehörde (Chef der Polizei) jedenfalls besser geeignet. · 
Analog dem Verfahren nach dem Landesverwaltungsgesetz ist das Ver­ 
fahren nach dem PVG unter I 1 b), das jedoch dadurch minder wir­ 
kungsvoll ist, als Zwangsgeld durch die . Ortsbehörde nur bis zu 
50,- DM festgesetzt werden kann. 

2. Neben den genannten Verfahren vor den Ortsbehörden kann das 
Straf verfahren über die Staatsanwaltschaft eingeleitet werden. Be­ 
kanntlich dauert dies Verfahren immer eine geraume Zeit wegen der 
Überlastung der Gerichte und der Termine. Eine schnelle und durch, 
greifende Handhabe hätte das Ordnungsstrafverfahren vor der unteren 
Verwaltungsbehörde geboten. Wir haben aber noch keinen Fall erlebt, 
in dem dieses Verfahren, das ohnehin mit dem 1. 10. 1949, wie bemerkt, 
außer Anwendung gelangt, zum Zuge gekommen wäre. 

3. Das Schließungsverfahren nach dem Gewerbezulassungsgesetz, wie 
unter I 2; beschrieben, ist schließlich immer dann angebracht, wenn es 
si<:h um unzulässige Arbeiten von Personen handelt, die einen regel­ 
rechten Gewerbebetrieb mit investiertem Kapital unterhalten, ohne in 
die Handwerksrolle eingetragen zu sein. Oft arbeiten derartige Betriebe 
schon seit Jahren, haben teilweise eine befristete aber abgelaufene Aus­ 
nahmegenehmigung gehabt und sind auch gewerbepolizeili ch gemeldet. 
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· Die' Behörden lehnen es vielfach ab, derartige Personen als Schwarz, 
arbeiter zu bezeichnen, weil sie an sich ihren Unternehmerverpfli chtun, 
gen nachkommen und möchten daher die unzulässige Führung solcher 
Betriebe als Gewerbevergehen angesehen wissen. Es leuchtet ein, daß 
solche Fäll e besser vor einem Gremium, den Beschlußausschüssen, als 
vor einem einzelnen Gemeindebeamten verfolgt werden. 

Nach all dem sind, wie gezeigt wurde, M ittel zur- Bekämpfung der 
Schwarzarbeit vorhanden, wobei nicht einmel auf die Mögli chkeiten der 
Verfolgung durch die Finanzämter, Krankenkassen und Berufsgenossen, 
schaften eingegangen worden ist. ·Es gil t als nur, die gegebenen M ittel 
tatsächli ch auch durchzusetzen. 

c) Steuerfragen 
Seit der Währungsreform vom Sommer 1948 kommt den Steuerfragen 
im Handwerk wieder eine ganz besondere Bedeutung zu. Während die 
frühere Reichsmark immer mehr ihre . Eigenschaft, Wertmesser zu sein, 
einbüßte, hatte sie zuletzt ihre Funktion, als Zahlungsmittel .zu gelten, 
praktisch gesprochen, nahezu gänzlich verloren. Nur hieraus war es über, 
haupt zu erklären, daß die Wirtschaft in Sonderheit das Handwerk die 
gewaltig üb e r h ö h t e n St e u e r b e t r äg e überhaupt aufbringen 
konnte. Es war daher eine dringende und auch von keiner Seite. betritteno 
Notwendigkeit, im Zeitpunkt der Währungsumstellung gleichzeitig eine 
fühlbare Senkung der Steuersätze auf der ganzen Linie durchzuführen, 
wenn anders die Reform überhaupt zu einem Erfolge führen sollte. In 
diesem Sinne hatte sich auch der bei der Handwerkskammer bestehende 
Steuer aus s c hu ß ausgesprochen. Auch das seinerzeit im Auftrage des 
westfälischen Handwerks an die damalige Finanzleitstelle Hamburg er­ 
stattete Gutachten hatte diese Gedanken in besonderer Weise herausge­ 
stellt . Unsere Vorschläge sind dann als Material an den Deutschen Aus­ 
schluß für die Steuerreform weitergeleitet worden. Leider sind die .Deut., 

.sehen Vorschläge bei der sogenannten ersten Kleinen. Steuerreform aus 
Anlaß der Währungsumstellung nur zum Teil berücksichtigt worden. Es 
kann aber festgestellt werden, daß die vom Handwerk gewünschten Er­ 
leichterungen wenigstens im Prinzip, wenn auch nicht im notwendigen 
Ausmaße, eingeführt worden sind. \ 

Die .sogenannte zweite Kleine Steuerreform vom Frühjahr .1949 ist auf 
diesem Wege einen Schritt weitergegangen. Über die Einzelheiten der 
neuen steuerlichen Bestimmungen hat die Kammer laufend in ihren Mit­ 
teilungen berichtet. Dabei wurde insbesondere auf die verschiedenen neu 
eingeführten Steuererleichterungen hingewiesen und an Hand von prak­ 
tischen Beispielen dem Handwerk, Meister und Gesellen die geschaffenen 
Möglichkelten zur Steuereinsparung aufgezeigt. 

· Wir haben aber dabei stets die Auffassung vertreten, daß mit all den klei­ 
hen Mitteln und Mittelchen das Gesamtproblem der Befreiung der Wirt­ 
schaft von dem lähmenden unerträglichen Steuerdruck nicht gelöst werden 
kann, Vor allem muß das heute nachgerade üblich gewordene System 
die V e r a n 1 a g u n g s - u n d B e r e c h n u n g s a r b e i t z u m g r ö ß - 
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t e n Teil v o.n der F in am z ver w a 1 t u n g auf den s t e u e r , 
p flicht i gen s e l b s t ab zu 'f ä l z e n und jede Steuererleich., 
terung von einem besonders zu stellenden Antrag abhängig zu machen, 
abgelehnt werden. Bei der Unübersichtlichkeit des derzeitigen Steuer­ 
systems ist es vollkommen unmöglich, daß der normale . Steuer­ 
pflichtige alle diese Möglichkeiten kennt und in Anspruch nehmen kann. 
Wir sind aber der Auffassung, daß eine klare und verständliche Gestal­ 
tung der Steuergesetze nicht 1zuletzt auch aus Gründen der heute so viel 
genannten Steuermoral gefordert werden muß. Man kann die Steuer­ 
rnoral nicht stets nur vom Steuerzahler fordern, sondern · wir sind der 
Auffassung, daß diese Moral auch bei der Ausgestaltung. der steuerlichen 
Bestimmungen beachtet werden muß. Es gil t überhaupt, die Unübersicht., 
lichkeit und Mannigfaltigkeit des Steuerrechts zu beseitigen. Die seiner­ 
zeit für das Gebiet der britischen Zone bestehende Finanzleitstelle in 
:Hamburg ist inzwischen formell aufgelöst worden und an ihre Stelle ist 
die gemeinsame Steuer- und Zollabteilung der Finanzminister getreten, 
die die Aufgabe hat, die Arbeiten- der einzelnen Länder in der britischen 
zone zu koordinieren. Eine ähnliche Stelle gibt es in der US-Zone nicht 
und hat es auch nicht gegeben. Vom Standpunkt der Wirtschaft und ins­ 
besondere des Handwerks haben wir aber den dringenden Wunsch, daß 
eine weitgehende Vereinheitlichung auch bis zu den Einzelmaßnahmen 
der Verwaltung, Festsetzung und Erhebung der Steuern sowie Anwen­ 
dung von Bill igkeitsmaßnahnien durchgeführt wird. In einem einheit­ 
lichen Wirtschaftsgebiet kann es auch nur eine einheitl iche Anwendung 
der Steuergesetze geben. Es ist dringend zu wünschen, daß, nachdem 
nunmehr der Bund in's Leben getreten ist und mit seinen gesetzgeberi­ 
schen Arbeiten beginnt, hier bald ein gesunder Ausgleich geschaffen wer­ 
den kann. Der Einfluß der Steuern auf die Wirtschaft ist heute so weit­ 
gehend, daß rein steuerliche Gesichtspunkte bei der Gestaltung von wirt., 
scha,ftlichen Maßnahmen oft eine ausschlaggebende 'Rolle spielen. An 
diesem Zustand hat man sich nachgerade so . gewöhnt, daß das Paradoxe 
kaum noch empfunden wird. Es geht heute um die grundsätzliche Frage, 
ob die Steuer die Wirtschaft beherrschen soll , wie es zur Zeit in weitem 
Maße zweifellos der Fall ist oder die Steuer der Wirtschaft untergeordnet 
sein . soll . Heute sind viele wirtschaftliche Fehlleitungen daraus zu er­ 
klären, daß die Wirtschaft sich in weitgehendem Maße nach dem Prinzip 
des geringsten steuerlichen Widerstandes ausrichtet. Ein Beispiel dafür 
ist die Flucht in und aus den Kapitalgesellschaften. Es müssen daher 
die Unterschiede zwischen Einkommensteuer und der Körperschaftssteuer 
beseitigt werden, da das Handwerk im allgemeinen praktisch keine Mög­ 
lichkeit hat, aus steuerlichen Gründen in die Form der Körperschaft aus­ 
zuweichen. 
Mit dieser grundsätzlichen Frage hat sich auch der bei der Handwerks­ 
kammer bestehende F i n a n z - u n d S t e u e r aus s c h u ß in längeren 
Beratungen befaßt. Es wurde dabei nachhaltig die Notwendigkeit einer 
unbedingten · Steuersenkung betont und darauf hingewiesen, daß der 
Wirtschaft auf die Dauer mit kleinen Ermäßigungen und Freibeträgen 
nicht gedient sei. Auf der anderen Seite war man sich aber auch darüber 
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klar, daß es nur Zweck.habe, die sogenannte große Steu.erreforrn_ 
in Angriff zu nehmen, wenn die staatlichen Verhältnisse in Deutschlanc1 
sich einigermaßen konsolidiert hätten. Es muß -vor allem auch einmal die 
Möglichkeit bestehen, einen übersichtlichen Haushaltsplan aufzustellen 
und einen v e r n ü n f t i gen .Finanzau s g 1 eich zu schaffen. Dann 
muß aber auch der Zustand beseitigt werden, daß die einzelnen Länder 
und Oemeinden immer neue Steuern erfinden. 
Die Handwerkskammer ist auch der Auffassung, daß die vom Handwerk 
geforderte Ermäßigung der Steuersätze noch lange nicht ein Absinken des 
Steueraufkommens bedeuten wird. Die Steuermoral kann auf der Seite 
der Steuerzahler erst dann wirksam und nachhaltig gehoben werden 
wenn eine vernünftige Relation zwischen Wirtschaftsertrag und Steue; 
sichergestellt ist. Die derzeitig starke Progression des Steuertarifs führt 
'heute frühzeitig zu einer sogenannten Steuerschwelle, von der ab· ein 
zusätzliches Einkommen uninteressant ist, da es zum größten Teil dern 
Finanzamt zufli eßt. Der immer wieder gehörte Hinweis auf die in Eng­ 
land und Amerika bestehenden Steuersätze kann aber in dieser Forrn 
als Vergleich gar nicht angewandt werden, da der entscheidende Unter­ 
schied bei der· Gewinnermittlu-ng berücksichtigt werden muß. , 
Der Steuerausschuß hat sich vor allem auch mit der Frage befaßt, ob in 
der Ausgestaltung der Steuergesetze die Förderung der S e 1 b s t f i n a n _ 
z i e r u n g oder der Fremdkap i t a 1 b Hd u n g der Vorzug zu geben 
ist. Vom Standpunkt des Handwerks müssen in erster Linie alle Maßnah­ 
men zugunsten einer E i g e n k a p i t a 1 b i 1 d u n g begrüßt werden. Das 
gil t besonders deshalb, weil die Zinssätze für Fremdkapital heute so über­ 
höht sind, daß sie die Rentabili tät der handwerklichen Betriebe auf's 
Äußerste gefährden. Die Handwerkskammer hat sich daher für einen Aus- 

.. bau der Bestimmungen hinsichtlich der Bewertungsfreiheit sowohl für be­ 
wegliche als auch unbewegliche Güter und für eine Verlängerung des zeit­ 
Iichen Geltungsbereiches eingesetzt. Auch das Problem der Schaffung einer 
sogenannten Betriebssteuer und der Vorschlag einer Lohnumsatzsteuer 
wurde besprochen. Gegen die letztere Steuer bestehen vom Handwerk aus 
gesehen erhebliche Bedenken, zumal eine gerechte Erfassung der lohn­ 
intensiven Betriebe gegenüber den kapitalintensiven sehr schwer ist. 

· Solange die Gewerbesteuer das finanzielle. Rückgrat der Gemeinden sein 
wird und damit ist nach Lage der Dinge ja zu rechnen, hält es die Hand­ 
werkskammer für erforderlich, daß das Anhörungsrecht der Berufs­ 
vertretungen bei der Festsetzung der Realsteuerumlagesätze wieder ein­ 
geführt wird. Die Kammer hat in den früheren Jahren unter der Gel­ 
tung des Preuß. Gewerbesteuerrechtes die besten Erfahrungen mit dem 
Anhörungsrecht gemacht. Sie hat es daher sehr bedauert, daß im Zuge 
der totali tären Staatsführung das Anhörungsrecht seinerzeit beseitigt 
worden ist: Der eigentliche Sinn besteht darin, eine tragbare und gesunde 
Relation zwischen den Zuschlägen zur Grundsteuer und zur Gewerbe­ 
steuer festzulegen. Die Beratung der Kommunaletats gab der Handwerks­ 
kammer auch wiederholt Gelegenheit, auf gewisse Einsparungsmöglich­ 
keiten hinzuweisen. Wenngleich dem Anhörungsrecht im Augenblick 
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eine besondere praktische Bedeutung nach Lage der Dinge kaum zukom­ 
rnen mag, so ist die Handwerkskammer doch der Auffassung, daß es nach 
endgültiger Schaffung des Finanzausgleichs von besonderer Bedeutung 
sein wird. Es gibt der Handwerkskammer einen wertvollen Einblick in 
die Finanzstruktur der Gemeindeh und· in verschiedener Richtung die 
1VIöglichkeit, ihren Einfluß in handwerkspolitischem Sinne geltend zu 
machen. 
lVI it Wirkung vom 1. Juli 1949 ist die Verw a 1 tun g und Erhebung 
der Gewerbe s t e u e r, die seit 1943 beim Finanzamt gelegen hatte, 
wieder den Gemeinden rückübertragen worden. Die Handwerkskammer 
hatte sich gegen diese Regelung ausgesprochen, da sie sich keine Ver­ 
waltungsvereinfachung davon versprach, wenn bei den Gemeinden wieder 
besondere Stellen für dieses Aufgabengebiet geschaffen werden müssen. 

Auf Grund einer Verlautbarung der Gemeinsamen Zoll- und Finanzabtei­ 
lung in Hamburg hat der Oberfinanzpräsident Westfalen eine Anordnung 
dahingehend erlassen, daß die handwerklichen Organisationen das Recht, 
ihre Mitglieder in steuerlichen Fragen zu beraten und zu vertreten nur 
dann haben soll ten, wenn der zuständige Sachbearbeiter als Helfer in 
Steuersachen zugelassen sei. Die Handwerkskammer ist der Auffassung, 
daß die Betreuung der Mitglieder auf steuerlichem Gebiete seit jeher zu 
den ureigenen Aufgaben der Kreishandwerkerschaften und deren Buch­ 
stellen gehört und damit gemäß § 107 a der Reichsabgabenordnurig ohne 
weiteres übernommen werden kann: In Verhandlungen mit dem Ober­ 
finanzpräsidenten wurde erreicht, daß die handwerklichen Organisitionen 
ihre Arbeiten auf steuerlichem Gebiete zunächst bis zum 31. 12. 1949 fort­ 
setzen können. Es steht zu hoffen, daß es bis dahtn gelingen wird, in 
den Spitzenorganisationen eine Klärung dieser Frage zu erreichen. Die 
übrigen westfälischen Handwerkskammern wurden von dem Ergebnis 
unserer Verhandlungen mit dem Oberfinanzpräsidenten verständigt. In 
unseren Besprechungen mit dem Oberfinanzpräsidenten wurde die gute 
und . ersprießliche Zusammenarbeit der handwerklichen Organisationen 
mit den jeweils zuständigen Finanzämtern bestätigt. Um diese Zusam­ 
menarbeit zu fördern, wurde der Oberfinanzpräsident gebeten, auch. je­ 
weils den Handwerkskammern, Kreishandwerkerschaften und handwerk­ 
lichen Buchstellen die Rundschreiben und Mitteilungen zugehen zu' lassen, 
die an die Steuerberater und Helfer in Steuersachen herausgegeben werden. 
Aus den gleichen Erwägungen, die Zusammenarbeit, zwischen Finanzver­ 
waltung und berufsständischer Organisation zu fördern hat es die Hand­ 
werkskammer auch begrüßt, daß bei den einzelnen Finanzämtern wieder 
besondere Beiräte aus Vertretern der Wirtschaft gebildet werden sollen, 
die den Finanzämtern bei der Durchführung ihrer Arbeiten beratend 
zur Seite stehen. Wir glauben, daß hierdurch eine ersprießliche Gemein­ 
schaftsarbeit erreicht und manche Härten und Ungerechtigkeiten ver­ 
mieden werden können. 
Das vom Wirtschaftsrat im Juni 1949 verabschiedete Gesetz über die Er­ 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung - das 
sogenannte D M - B i 1 a n z g e setz - sollte nach seiner ersten Fassung 
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nur für die in das Handelsregister eingetragenen Firmen Geltung haben 
Das hätte eine erhebli che Benachteili gung des Handwerks bedeutet. Er~ 
freuli cherweise ist es dann den Bemühungen der handwerkli chen Organi, 
sationen gelungen, zu erreichen, daß die Bewertungsvorschriften des 0€, 
setzes auf alle Steuerpfli chtigen angewandt werden, die ihren Gewinn 
durch Bestandvergleich im Rahmen einer ordnungsmäßigen Buchführung 
ermitteln. Dagegen ist es bislang leider nicht gelungen, die handwerj-; 
liehen' Betriebe hinsichtlich! der Möglichkeit der V e. r 1 ä n g e r u n g de s 
Ge s.c h ä f t s j a h r es den Handelsregisterbetrieben gleichzustellen. Diese 
haben die Möglichkeit, das vom 21. 6. 1948 in der Regel bis zum 31. 12. 1948 
laufende Rumpfgeschäftsjahr mit dem ganzen folgenden Geschäftsjahr 
- wenn dies spätestens am 31. Dezember 1949 abläuft - zu verbinden. 
Es ist nicht einzusehen, weshalb die hiermit verbundenen Steuervorteile 
(größere Ausgleichsmöglichkeiten) dem Handwerk versagt bleiben sollen 
soweit es ebenfalls eine ordnungsmäßige Buchführung besitzt. Auf Grund 
der Vorstellung des Handwerks hat der Direktor für Finanzen in der 
Sitzung des Finanzausschusses des Wirtschaftsrates vom 8. August wört, 
lieh 'erklärt: 

„daß Gewerbetreibende mit ordnungsmäßiger Buchführung im Sinne 
der Steuergesetze, die nicht unter die 17. Durchführungverordnung 

. in der Fassung der 26. Durchführungsverordnung zum Umstellungs­ 
gesetz fallen, aus der Notwendigkeit, sowohl zum 31. 12. 1948 als auch 
31. 12. 1949 zu bilanzieren, s t e u er 1 ich e Nachte i 1 e nicht 
e n t s t e h e n sollen. Die Frage wird im Zusammenhang mit den Ge­ 
setzen zur Veranlagung des 2. Halbjahres 1948 und zur Vey-anlagung 
des Kalenderjahres 1949 zu behandeln sein. Die Regelung muß im Ein­ 
vernehmen mit den Ländern getroffen werden." 

Nunmehr wird sich der Bundestag mit dieser Regelung befassen. Die 
Handwerkskammer ist der Auffassung, daß bis zur endgültigen Klar­ 
stellung dieser Frage den betroffenen Betrieben des Handwerks zunächst 
mit einer St u n dun g der in Betracht kommenden Steuerbeträge gehol­ 
fen werden muß. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Verordnung über die Buch - 
führ u n g d e r H a n d w e r k e r , Kleingewerbe betreibenden und freien 
Berufe zu erwähnen, die die Verwaltung für Finanzen unter dem 5~ Sep­ 
tember 1949 veröffentlicht hat. Diese neue Buchführungsverordnung soll 
den handwerklichen Betrieben die Möglichkeit bieten, auch die Ver - 
günstig u n gen in Anspruch zu nehmen, die das zweite Gesetz zur 
vorläufigen Neuordnung von Steuern vom 20. April 1949 den steuer­ 
pfli chtigen einräumt, die ihren Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln. Hierbei handelt es sich um die B e wert u n g s - 
frei h e i t f ur Er s atz b es c h a ff u n g beweglicher Güter, um die 
F ö r de r u n g d e s W oh n u n g s b au e s sowie um die A b z u g s - 
fähigkeit des nicht entnommenen Gewinns und frü­ 
h e r e r V e r 1 u s t e. 
Auf Grund der Verordnung Nr. 175 der Mili tärregierung sind mit Wir­ 
kung vom 1. Februar 1949 wieder besondere F Ln an z g er ich t e ins Le­ 
ben getreten. Für den Bereich des Oberfinanzpräsidiums Westfalen besteht 
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das Finanzgericht Münster. Die einzelnen Kammern, die sich jeweils mit 
aen Steuerstreitfällen zu befassen haben, bestehen aus 2 unabhängigen 
peamteten Mitgliedern und 3 Vertretern der Wirtschaft. Auch das Hand~ 
werk ist in diesen Finanzgerichten vertreten. · 
l]m -die gemeinsamen Erfahrungen auszutauschen und die Wünsche und 
Forderungen des Handwerks auf einer breiteren Grundlage vertreten· zu 
können, ist im, vergangenen Sommer auch im Rahmen des Westdeut­ 
schen Handwerkskammertages ein Finanz- ~nd Steuerausschuß gebildet 
worden. in dem der Steuersachbearbeiter der Handwerkskammer und 'ein 
Geschäftsführer einer Kreishandwerkerschaft mitarbeitet. Dieser Steuer­ 
ausschuß hat zunächst die grundsätzliche Linie der Forderungen 'des 
Handwerks auf dem Steuergebiet festgelegt und ist dabei, auf dieser 
Grundlage die Wünsche des Berufstandes im einzelnen zu formulieren. 

d) Buchstellen des Handwerks 
Die Handwerkskammer hat stets die Auffassung vertreten, daß den 
Buchstellen zwar eine wichtige steuerliche Aufgabe zufällt ,· ihre eigent­ 
liche Bedeutung aber weit darüber hinaus auf betriebswirtschaftlichem 
Gebiete liegt. Im Bezirk der Handwerkskammer bestehen insgesamt 11 
Buchstellen, bei denen es sich zum Teil um handwerkseigene und zum 
Teil um sogenannte Vertragsbuchstellen handelt. Der sich in der gesamten 
Handwerkswirtschaft in den kommenden Jahren zweifellos geltend 
machende Wettbewerb wird alle betriebswirtschaftlichen Fragen 'des 
Handwerks in besonderer Weise in den Vordergrund. rücken. Die Hand~ 
werkskammer wird sich daher dieser Fragen in verstärktem Umfange 
annehmen müssen. Die Buchstellen werden hier eine entscheidende Pio­ 
nierarbeit zu leisten haben. Es besteht die Absicht, in besonderen Vor­ 
tragsreihen die betriebswirtschaftlichen Fragen des Handwerks zu bear­ 
beiten. Zur Einleitung dieser Maßnahmen hatte die Handwerkskammer 
einen alten Vorkämpfer der handwerklichen Betriebswirtschaftslehre, den 
Leiter des Deutschen Handwerksinstituts an der Universität in München, 
Herrn Prof. Dr. Rößle zu einem Vortrag vor den Buchstellen und Krels­ 
handwerkerschaften eingeladen. Die außerordentlich interessanten Dar­ 
legungen 'gaben Anlaß zu einer fruchtbaren und ausgedehnten Aussprache. 
Die Handwerkskammer hat über die Besprechungen auch laufend in 
ihren Mitteilungen berichtet. · 

e) Preisbildung, Preisüberwachung, Saehverständigenwesen 
Auf dem Gebiet der P r e i s w i r t s c h a f t ist nach der Währungsreform 
durch das Gesetz über Leitsätze für die Bewirtschaftung und Preispoli tik 
nach der Geldreform vom 24. 6. 1948 sowie die Anordnung über Preisbil ­ 
dung und Preisüberwachung vom 25. 6. 1948 eine grundlegende Änderung 
insoweit eingetreten, als an die Stelle der Preisbewirtschaftung grundsätz­ 
lich die freie Preisbildung getreten ist. Das schließt allerdings nicht aus, 
daß für eine Reihe von Waren und Leistungen, insbesondere auf dem 
Gebiet der Nahrungsmittelwirtschaft, der Urerzeugnisse sowie der Mieten 
und Pachten die bisherigen Preisvorschriften als H ö c h s t p r e i s e weiter 
bestehen geblieben sind. Darüber hinaus sind aber die Preisschranken auf- 
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gehoben. Gleichwohl wäre es ein Irrtum, anzunehmen, daß damit auch 
zwischen Handwerk und Preisbehörden alle Streitpunkte beseitigt wären. 
im Gegenteil ist für die Preisbehörden ein Betätigungsfeld in der Ver­ 
folgung .von Verstößen gegen preisrechtliche Nebenbestimmungen ge­ 
blieben, die nach Art und Umfang der Handhabung zu mancherlei· Widrig; 
keiten und Schwierigkeiten geführt haben. Es handelt sich hierbei ins; 

. besondere um die Bestimmungen der Preisnachweisverordnung vom 23. 11. 
1940, den Erlaß des Reichskoinmissars für die Preisbildung vom 11. 6. 1943 
und die entsprechenden einschlägigen Bestimmungen nach Sonderverord, 
nungen, die sich auf den Preisnachweis für Textili en, Schuhwaren, Pelz­ 
waren und Lederwaren beziehen sowie schließlich um die Preisauszeich; 
nungspfl ichtverordnung in der Fassung vom 6. 4. 1944. Wir mußten leider 
die Feststellung machen, daß sowohl das V o r g e h e n d e r P r ü f e r als 
auch die Höhe de r verhängten Strafen in vielen Fällen zu be­ 
rechtigten Beanstandungen Anlaß gaben. In gleicher Weise wurde von der 
Industrie- und Handelskammer und vom Einzelhandelsverband Klage ge; 
führt, so daß wir uns veranlaßt sahen, gemeinsam mit der Industrie- und 
Handelskammer in einer Eingabe an c den Herrn Regierungspräsidenten 
offi ziell Beschwerde einzulegen. Daneben bemühten wir uns in Einzelfäl­ 
len, unsere Mitglieder bei der Durchführung von Rechts mit - 
t e) verfahren zu unterstützen. _Wir nahmen weiter Gelegenheit, Miß­ 
stände vor dem Preisausschuß, einer Einrichtung, in welcher außer den 
leitenden Herren der Preisüberwachungsstelle in Münster sämtliche Wirt­ 
schaftsorganisationen sowie die Gewerkschaften vertreten sind, zur Spra­ 
che zu bringen. Schließlich beabsichtigen wir nunmehr, die u. E. auf Grund 
der wirtschaftlichen Entwicklung überlebten und nicht mehr gerechtfer­ 
tigten Vorschriften, soweit sie sich auf den normalen Preisnachweis be­ 
ziehen und in einer Zeit strengster Preiskontrolle entstanden sind, durch 
gesetzliche Neuordnung zu Fall zu bringen. Die entsprechenden Anträge 
werden auf breiter Grundlage zusammen mit den übrigen beteil igten 
Wirtschaftsorganisationen gestellt. 
Verstöße gegen das Preistreibereigesetz, einem Gebiet, nach dem wirk­ 
liche. Preissünder belangt werden können, sind uns in unserem Bereich 
nicht bekannt geworden. _ 
Auf dem Gebiet bestehengebliebener Preiskontrolle, wie sie eingangs 
erwähnt wurde, bezog sich unsere Tätigkeit auf die Mitwirkung bei der 
Festsetzung von Mieten und Pachten bei gewerblichen Räumen auf Grund 
des Runderlasses 184/37, die in gutem Einvernehmen und in der Regel 
zur Zufriedenheit der aus unseren Kreisen Beteili gten abgewickelt wurde. 

Sachverständigenwesen 
Das Saehverständigenwesen wurde einer gründlichen Neuordnung unter- 

, zogen, wobei der größte Teil der Sachverständigen, etwa 70 Herren, neu 
bestellt wurden. Es hat sich gezeigt, daß dem Sachverständigen-Gutachten 
heute eine ungleich größere Bedeutung als bisher ·zukommt. Sowohl die 
Gerichte als auch Private machen von der Anforderung von Sachverstän­ 
digen und Sachverständigen-Gutachten vermehrt Gebrauch. (Siehe Ver­ 
zeichnis· der Sachverständigen, Anhang 4.) 
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Gütestelle 
zugleich mit der Währungsreform setzte eine erhöhte Inanspruchnahme 
der Gütestelle im engeren Sinne und der Rechtsabteilung im weiteren 
Sinne zum Zwecke der Vermeidung und Schlichtung von Streitfällen aller 
Art ein. Dabei bezogen sich die Streitigkeiten im großen Umfang auf die 

. mit der Währungsumstellung in Zusammenhang stehenden rechtlichen 
Fragen, ferner auf das Wettbewerbsrecht, auf handwerkliche Leistungs­ 
verträge und Auseinandersetzungen zwischen Gesellschaften und sonstigen • 
Gemeinschaften. Es war in den meisten Fällen möglich, Prozesse zu ver­ 
meiden, was z. Z. um so wichtiger ist, als die Prozeßkosten für jeden Hand­ 
werker wieder eine nicht geringe Belastung bedeuten. 

f) Kreditfr agen 
Es ist verständlich; daß dem Kreditproblem auch für den Wiederaufbau 
der Handwerkswirtschaft, nachdem der scharfe Schnitt der Währungs­ 
reform die Armut der deutschen Volkswirtschaft offengelegt hat, eine 
entscheidende Bedeutung zukommt. Das gilt umsomehr, als bei den über­ 
höhten Steuerlasten eine einigermaßen hinreichende Eigenkapitalbildung 
gerade für die Betriebe des· Handwerks zur Unmöglichkeit geworden ist. 
Aus dem gleichen Grunde ist aber trotz gewisser steuerlicher Förderung 
die ·Sparkap i t a I b i 1 dun g noch· völli g unzureichend. Die Deutsche 
Wirtschaft ist daher, nachdem der Engpaß auf der Seite der Verbrauchs­ 
und Produktivgüter einigermaßen überwunden ist, in einen Engpaß auf 
dem Gebiete des Kredites gelangt, der sich auf allen Gebieten außeror­ 
dentlich hemmend beim Wiederaufbau auswirkt. Bei dem praktisch ge­ 
sprochen völli gen Fehlen des Privatkapitals ist die deutsche Wirtschaft im 
wesentlichen auf die öffentliche 'Hand .als Kreditgeber angewiesen. Es 
muß daher das Bestreben der handwerklichen Organisationen sein, dafür J 
Sorge zu tragen, daß das Handwerk bei den I n v es t i t i·o n s p I ä n e n 
entsprechend seiner Bedeutung berücksichtigt wird. Die hier für das 
Handwerk zunächst eingesetzten Beträge standen in gar keinem Verhält­ 
nis zu der volkswirtschaftlichen Bedeutung des Berufsstandes, zu der 
Beteili gung des Handwerks am allgemeinen Steueraufkommen und waren 
vor allem auch unzureichend im Hinblick auf den dringenden Investitions­ 
bedarf der. handwerklichen Betriebe. Das Handwerk hat sich auch dagegen 
gewandt, daß es nicht für sich allein mit einem bestimmten Betrage ein­ 
gesetzt, sondern mit dem Handel und dem Kleingewerbe in einer Sparte 
untergebracht war. Auf ein von den Handwerksvertretern im Wirt­ 
schaftsrat an den Direktor für Wirtschaft gerichtetes Auskunftsersuchen 
wurde dann geantwortet, daß· ,,mit besonderer Sorgfalt darauf Bedacht 
genommen werden soll , daß neben den großen Investitionen vor allen 
Dingen auch die große Zahl der kleineren und mittleren Unternehmun­ 
gen, i n s b es o n d e r e a u c h <;l e s H a n d w e r k s , bei der Kredit­ 
verteilung und der Kreditversorgung nicht leer ausgehen soll ". 
Wenngleich die entsprechende Einschaltung des Handwerks bei den ver­ 
schiedenen Maßnahmen in die Wege geleitet ist, so muß doch allgemein 
gesprochen vor übertriebenen Hoffnungen in Bezug auf die Bereitstellung 
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von Krediten gewarnt werden. Eine weitere M ögli chkeit ist durch ein be., 
sonderes Abkommen der In du s tri e k r e d i t b an k, in dessen Ver­ 
waltungsrat das Handwerk vertreten ist, mit den Volksbanken erschlos; 
sen worden. Hiernach nehmen die V o 1 k s b anken auch Kreditanträge 
entgegen und prüfen sie nach den Richtli nien der Industriekreditbank. 
Auf eine an diese Bank gerichtete Anfrage hat die Handwerkskammer die 
folgende Antwort erhalten: 

„ Wir teilen Ihnen mit, daß wir um eine Übersicht über den anfallenden 
Kreditbedarf zu erhalten, Wert darauf legen müssen, den kreditsuchen­ 
den Firmen ggfl. unsere Antragsformulare unmittelbar zu übersenden. 
Wir bitten Sie, demzufolge die entsprechenden Firmen zu veranlassen, 
bei ihrer Anfrage uns die Höhe des nachgesuchten Kredites, den Verwen­ 
dungszweck sowie die Art der Besicherung des Kredites aufzugeben." 
Neben den Investitionskrediten besteht aber auch im Handwerk ein gro­ 
ßer Mangel an 1 au f e n d e n B e t r i e b s k r e d i t e n , der ebenfalls 
trotz vielfach guten Will ens der Kreditinstitute zur Zeit nicht gedeckt 
werden kann. Als weitere Schwierigkeit kommt im übrigen die immer 
noch außerordentliche Höhe der Zinssätze hinzu, die bei der heute wieder 
erforderlichen Notwendigkeit zur schärfsten Preiskalkulation für einen 
großen Teil unserer hand~erklichen Betriebe nicht oder nur schwer 
tragbar ist. 
Bei der Behandlung aller Fragen des handwerklichen Kreditwesens- macht 
sich immer wieder das Fehlen eines eigenen z e n t r a 1 e n K r e d i t - 
i n s t i tut s hemmend bemerkbar. Das .Handwerk hat sich daher für 
die Schaffung einer Z e n t r a I'k a s s e f ü r H a n d w e r k , Handel und 
Gewerbe eingesetzt. Daneben besteht aber auch die Möglichkeit, daß die 
D e u t s c h e G e n o s s e n s c h a f t s k a s s e , die bislang auf Anordnung 
der Mill itärregierung nur für den landwirtschaftlichen Sektor zuständig 
ist, in ihrem Geschäftsbereich auf die gewerblichen Genossenschaftsban­ 
ken (Volksbanken) ausgedehnt wird. Das Handwerk hat hierzu die For­ 
derung erhoben, in diesem Falle auch in den Organen der Deutschen Ge­ 
nossenschaftskasse entsprechend vertreten zu sein. Mit der Schaffung 
des zentralen Kreditinstitutes des Handwerks wird sich demnächst der 
Bundestag befassen. 
Um den Einfluß des Handwerks auf den Wohnungsbau zu stärken, be­ 
steht die Absicht, in Verbindung mit den übrigen Handwerkskammern 
für das Land Nordrhein-Westfalen eine besondere Baufinanzierungs- und 
Betreuungsgesellschaft zu errichten. 
In der Angelegenheit werden zur Zeit Verhandlungen mit dem Wieder­ 
aufbau- und Finanzministerium geführt mit dem Ziele der Anerkennung 
der zu gründenden Gesellschaft und ihrer Einschaltung .in die geplanten 
Maßnahmen. Die Kammer hoff t auf diese Weise eine besondere Förde­ 
rung des Wohnungsbaues zu erreichen., · • 
Ein besondere Bedeutung kommt unter diesen Umständen den sogenann­ 
ten G r e n z 1 a n d k r e d i t e n zu, die für Wiederaufbauzwecke an be­ 
stimmte beim Einmarsch besonders zerstörte Gebiete vom Wirtschafts­ 
ministerium ausgeschüttet wurden. Im Bezirk der Handwerkskammer 
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Münster wurde die Stadt Bocholt, die Kreise Ahaus und Borken, sowie 
Teile des Kreises Coesfeld in diese Maßnahme einbezogen. Aus diesen 
Bezirken konnten insgesamt 142 Anträge erledigt werden, für die ein Ge­ 
samtbetrag von 471 500,- DM zur Ausschüttung gelangte: Da dieser Be­ 
trag aber bei weitem nicht als ausreichend bezeichnet werden kann, hat 
sich die Handwerkskammer für die Bereitstellung weiterer Mittel einge­ 
setzt. 
über die besonderen Maßnahmen hinsichtlich der Gewährung von 
F l ü c h t l in g s k red i t e n berichten wir an anderer Stelle. (Seite 88.) 

g) Handwerksstatistik 
Die Kammer hat die Bedeutung einer aktuellen Handwerksstatistik für 
die Vertretung der Handwerksbelange nach außen und für die Arbeit in 
den Organisationen frühzeitig erkannt und ihre statistische Arbeit ent­ 
sprechend intensiv gestaltet. Daraus fiel ihr eine gewisse Vorrangstellung 
in Fragen der Statistik unter den westfälischen Kammern zu, die ihren 
Ausdruck in der Vertretung im Hauptausschuß Statistik der Zentral­ 
arbeitsgemeinschaft des Handwerks gefunden hat. 
An größeren Arbeiten fielen in die Berichtszeit die Auswertung der Er­ 
hebung vom 1. 10. 1947, eine Betriebsbefragung vom 1. 12. 1948, die lau­ 
fende Geschäftsstatistik und Vorbereitung der neuen Handwerkszählung 
vom 30. 9. 1949. 
Wenn auch die einzelnen Zahlen der Beschäftigtenerhebung vom 1. 10. 1947 
bis zum Beginn der Berichtszeit zusammengetragen waren, so zog sich die 
eigentliche Arbeit - Auswertung und Verwertung des gesammelten Mate­ 
rials - bis zum Jahresende 1948 hin. Das Zahlenmaterial dieser Er­ 
hebung bildete fortan die Grundlage für die Zuteilung von Roh- und 
Hil fsstoffen an das Handwerk. Infolge der besseren Argumentation der 
handwerklichen Dienststellen mit den neugewonnenen Zahlen erhöhte 
sich z.B. das Handwerkskontingent an Eisen im Vereinigten Wirtschafts­ 
gebiet von 16 000 t auf 110 000 t. Darüber hinaus war es auch nunmehr 
möglich, die wirtschaftliche Bedeutung des Handwerks und seine soziale 
Struktur zahlenmäßig darzustellen und zu verbreiten. Nebeh laufenden 
Veröffentlichungen in Tages- und Fachpresse diente dazu besonders die 
maßgeblich von der Kammer bearbeitete Broschüre „Das Handwerk in 
Westfalen". Inhaltlich behandelte sie in Worten, Schaubildern und Zahlen 
Bedeutung und. wirtschaftliche sowie soziale Struktur des Handwerks. 
Eine großzügige Verteilung dieser Broschüre an alle maßgeblichen Stellen 
sorgte für die notwendige Vertiefung des Wissens über das Handwerk. 
Als Werkzeug de r Ge s c h ä f t s führ u n g war es Aufgabe der 
Statistik, die zur erfolgreichen Führung der Geschäfte notwendigen Zahlen 
zu beschaffen und die wesentlichen Vorgänge in der Geschäftsstelle, soweit 
möglich, zahlenmäßig festzuhalten. 
Um die Aus w i r k u n g e n d e r W ä h r u n g s r e f o r m auf das Hand­ 
werk genauer zu ermitteln, führte die Kammer zusammen mit den übrigen 
Kammern in Nordrhein-Westfalen zum 1. 12. 1948 eine Befragung einiger 
Betriebe aus allen Handwerkszweigen durch. Das Ergebnis ist an anderer 
Stelle eingehend behandelt. 
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Die Statistik registrierte a 1 s G e s c h ä f t s s t a t i s t i k laufend die Mei­ 
sterprüfungen, Eintragungen und Löschungen in der Handwerksroll e, Vor; 
bereitungskurse 'auf die Meisterprüfung und Gesell enprüfungen und' ge­ 
stattete damit eine Kontroll e der geleisteten Arbeit und wirkli chkeitsnahe 
Beurteil ung der berufsständischen Probleme: 

Nach Fortfall der Bewirtschaftung rückten für das Handwerk Fragen der 
Kreditgewährung, Investi tionen und Sozialversicherung in den Vorder­ 
grund. Ein fühlbarer Mangel an Zahlenunterlagen und das gesteigerte 
Interesse der. Wirtschaftsverwaltung an Zahlen des Handwerks, die über 
die vorhandenen Zahlen weit hinausgehen, führten durch gemeinsames 
Bemühen des Handwerks und der Verwaltung zu einem „Gesetz über eine 
Handwerkszählung im Vereinigten Wirtschaftsgebiet" vom i8. 8. 1949. Als 
Stichtag der Zählung gilt der 30. 9. 1949. Die Handwerkskammer war in 
die Vorbereitungsarbeiten eingeschaltet. Bei der Zählung selbst obli egt 
ihr die Unterrichtung und Überwachung -der Kreishandwerkerschaften, 
Fragebogenversand und -einziehung sowie Überprüfung der Fragebogen. 
Die statistischen Landesämter werten die Fragebogen maschinell aus und 
tragen dafür die Kosten. 

h) Rohstoffbewirtschaftung . 
Die Währungsreform und die damit verbundene Aufheb u n g de r Be - 
w i r t s c h a f t u n g so mancher Roh- und Hil fsstoffe bzw. Fertigerzeug­ 
nisse gab der Gewerbeförderungsstelle endlich den Weg frei, sich mehr und 
mehr ihrer eigentlichen Aufgabe 'zu widmen. Noch immer blieben zwar 
nach diesem Zeitpunkt Eisen, NE-Metalle, Textili en u. a. bewirtschaftet, 
aber es war doch eine Bresche in die Zwangsbewirtschaftung geschlagen, 
wodurch einmal auch die handwerklichen Betriebe eine reichlichere Versor­ 
gung mit den von ihnen benötigten Materialien durch Bedarfsdeckung auf 
dem freien Markt erreichten, anderseits wurde die Gewerbeförderungs­ 
stelle von zahlreichen unproduktiven bzw. unbefriedigenden Aufgaben 
befreit. Wir können rückschauend diese Aufgaben im Hinblick darauf, 
daß die für die Verteilung von Kontingenten aufgewendete Arbeit meist 
in gar keinem Verhältnis stand zu der Höhe der zur Ausgabe gelangten 
Kontingente, nur als unbefriedigend bezeichnen. So sei erinnert an die 
Kontingentszuteilungen für Papier, Leim, Glühlampen, die z. B. für Glüh­ 
lampen so gering waren, daß es zumindest aus der 1. Zuteilung nicht 
möglich war, den Kreishandwerkerschaften für jede ihrer Innungen 
eine Glühlampenbezugsmarke zukommen zu lassen. Dafür mußten aber 
aus Gründen der Überprüfung durch die Aufsichtsbehörde ein Verteilungs­ 
schlüssel bzw. eine Verteilungsplan in 8-facher Ausfertigung aufgestellt 
werden. Dazu kam dann die Ausfüllung und Aufteilung der Bezugsmar­ 
ken und deren Versendung. 

Unbefriedigt blieb bis zu den letzten Zuweisungen insbesondere die Aus­ 
gabe der bereitgestellten Kontingente (besonders Eisen) für die Ab­ 
deckung des Unterhaltungs- und Erneuerungsbedarfs der Betriebe. Ge­ 
wiß hatten es die handwerklichen Organisationen im Laufe der Zeit er­ 
reicht, größere Zuteilungen zu erhalten, aber gemessen an dem aus man- 

76 



cherlei Gründen seit Jahren aufgestauten Bedarf waren die zugeteilt en 
M engen viel zu gering. So konnten wohl innerhalb eines Jahres 1200 Be­ 
trieben auf Grund von Einzelanträgen Eisenzuteil ungen gemacht werden, 
aber die 10- bis 20-fache Anzahl der eingegangenen Anträge mußte uner­ 
ledigt bleiben. Damit war aber diesen Antragstell ern, und es waren 
hauptsächlich Ausgebombte, heimgekehrte Kriegsgefangene und Anfänger, 
of t die M ögli chkeit genommen, ihren Betrieb aufzubauen bzw. die Be­ 
schaf fung von Betriebseinrichtungen jeder Art · durchzuführen. Es li egt 
zudem auf der Hand, daß die Auswahl der Betri ebe, die berücksichtigt 1 

werden sollten, eine sehr heikle war und dabei manche Gesichtspunkte 
Berücksichtigung finden mußten. Dieses gilt auch für mehrere Sonder­ 
kontingente, die noch kurz vor der Währungsreform zur Verteilung stan­ 
den. Es seien hier u. a. genannt, eine Zuteilung von Bezugsmarken für 
Fahrräder, Kontingente für Dichtungswerg, Modellgips, technische Tex- 
til ien. · 
Bezeichnend für die seinerzeitige Lage auf dem Gebiete der Rohstoff­ 
bewirtschaftung mag sein, daß noch kurz vor der Geldumstellung vom 
Wirtschaftsministerium Düsseldorf Freigabescheine für Särge ausgegeben 
wurden, die im Einvernehmen mit der- Fachgruppe Sarghersteller und 
Bestatter durch die Kammer zur Ausgabe an die Betriebe gelangten. Sie 
sollten dazu dienen, den Betrieben das für die Herstellung von Särgen 
benötigte Holz zu sichern und der Bevölkerung die Sorge um die Be- 
schaffung eines Sarges im Bedarfsfalle zu nehmen. · 

Eisen b e wi rt s eh af tu n g 
Einen besonderen Erfolg brachte eine nach der Währungsumstellung bei 
Hunderten von eisenverarbeitenden Betrieben durchgeführte Erhebung, 
die den Zweck hatte, auch Handwerksbetriebe in den Genuß einer Be­ 
stimmung der Verfahrensregeiung der Eisenbewirtschaftung zu bringen, 
nach der Ersatzteile und Reparaturen bestellrechtsfrei auszuliefern sind, 
wenn das Kontingent je Auftrag nicht höher als 10 bzw. 25 kg liegt, und 
die den Kontingentsverteiler verpfli chteten, gegen Auslieferungsnachweis 
Bestellrechte zur Wiederbeschaffung des aufgewendeten Materials auszu­ 
geben (sog. Rückerstattungskontingent). Diese Bestimmung war bislang 
nur für Industriebetriebe angewandt worden. Für das Handwerk bedeutete 
die Anerkennung des durch. die Erhebung nachgewiesenen Bedarfs eine 
Steigerung der bisherigen Eisenzuteilung. Vergleichsweise seien einige 
Zahlen genannt. Es wurde im 1. Halbjahr 1948 für das eisenverarbeitende 
Handwerk im Land Nordrhein-Westfalen 1 5 0 2 t als Fertigungskontin­ 
gent ausgegeben, aber als Rückerstattungskontingent rund 4 1 0 0 t. 

Die bereits im letzten Tätigkeitsbericht erwähnte Forderung der Kammer 
auf laufende Bezugsrechte und der Hinweis, daß auf diesem Wege zusätz­ 
liche Kontingente in die handwerklichen Betriebe hineinkamen, möchten 
wir durch einige Zahlen bestätigen: 

In der Zeit vom 1. 7. 1948 bis 31. 3. 1949 wurden von den Betrieben des 
metallverarbeitenden Handwerks, hauptsächlich Klempner, Schlosser und 
Heizungsbauer, der Kammer und den Kreishandwerkerschaften als Um- 
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tauschstell en Eisenschecks vorgelegt und in Eisenmarken umgetauscht in 
Höhe. von rund 2000 t. (Für ganz Westfalen rund 4500 t.) 

Handelskontingent 

Erstmali g nach dem Währungsschnitt wurde von der Verwaltung für 
Wirtschaft ein Eisenkontingent für die Beschaffung von Fertigerzeugnis­ 
sen aus Eisen und Stahl (Konsumgüter) ausgegeben. Es soll te als Treu­ 
handskontingent des Handels über diesen an die Herstell er von Konsum­ 
güter ablaufen. Für die handwerkli chen Betriebe, die mit Konsumgüter 
handelten, erfolgte die Regelung dergestalt , daß diese, sofern sie dem 
Einzelhandelsverband angeschlossen waren, von diesem ihre Bezugsrechte 
erhielten. Den übrigen Betrieben wurden ihre Zuteil ungen durch uns zu­ 
gewiesen. Für die handwerkli che Konsumgüter herstell enden Betriebe 
erfolgte die Ausgabe der Bezugsrechte, sofern d_j.e Erzeugnisse unmittelbar 
an den Endverbraucher abgesetzt wurden, durch uns und zwar auf Grund 
von Einzelanträgen. 

Flüchtl ingskontingent und Grenzland-U und E-Kon­ 
tingent 

Das während mehrerer Quartale bereitgestellt e sog. Flüchtli ngskon­ 
tingent trug wesentli ch dazu bei , den ostvertriebenen Handwerkern bei 
der Wiedererrichtung eines Betriebes behil fli ch zu sein. Dasselbe gilt für 
das in 2 Qua.rtalen zur Ausschüttung gekommene sogenannte Grenzland­ 
kontingent für Betriebe in den drei Grenzlandkreisen, Ahaus, Bocholt und 
Borken. 
Eine weitere Auf lockerung in der Eisenbewirtschaftung brachte eine Ver­ 
fügung des Wirtschaftsministeriums vom 1. 9. 49. ,,Danach unterliegen 
sämtliche Halbfertig- und Fertigerzeugnisse, die ganz oder teilweise aus 
Eisen und Stahl bestehen, nicht mehr der Bewirtschaftung. Eisen- und 
Stahlmaterial laut Materialli ste kann bis zu einem Gewicht von 1000 kg, 
Weißblech und Band bis zu 100 kg frei bezogen werden .. 
Hersteller von Schmiedestücken, rollendem Eisenbahnzeug und Grenz­ 
produkten usw. erhalten ihr Rohmaterial nach einem Meldeverfahren von 
der Fachstelle Stahl und Eisen in Düsseldorf. 
Alle übrigen Verbraucher und Verarbeiter von Eisen und Stahlmaterial 
der Materialli ste erhalten in Zukunft die benötigten Kontingente von der 
Wirtschaftsabteilung des zuständigen Regierungspräsidenten." 
Durch diese 'Autlockerung der Eisenbewirtschaftung ist ein Umtausch von 
Schecks bzw. Stückelung von Eisenmarken nicht mehr erforderlich. Es 
konnten daher die U m t au s c h s t e 11 e n bei der Kammer und den 
Kreishandwerkerschaften mit sofortiger Wirkung ihre Tätigkeit einstellen. 
Die geringe Anzahl der in den letzten Monaten noch eingegangenen Eisen­ 
anträge ließ bereits darauf schließen, daß Eisen in genügender Menge frei 
bezogen werden konnte. Es ist daher nur zu begrüßen, daß durch diese 
Anordnung eine Vereinfachung in der Eisenbewirtschaftung durchgeführt 
wird und die Ausgabe von Eisenmarken durch die handwerklichen Orga­ 
nisatio~en zu. einem Abschluß gekommen ist. 
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Textilien 
Ein besonderer Engpaß bestand auch nach dem Währungsschnitt in der 
Versorgung unserer Betriebe mit Textili en, besonders aber mit Wolle und 
Nähgarn. Des öfteren wurden die zuständigen Stellen auf diese Notlage 
hingewiesen und um Abhil fe gebeten. Wir selbst konnten durch unmittel­ 
bare Fühlungnahme mit den einschlägigen Lieferfirmen bessere Lieferun­ 
gen bzw. verkürzte Lieferzeiten für unsere Handwerksbetriebe erreichen. 

Herstellerbetriebe 
Die bereits im Jahre 1947/48 eingeleiteten Maßnahmen, die handwerk­ 
lichen Herstellerbetriebe in der Versorgung mit Roh- und Hil fsstoffen 
usw, den vergleichbaren: Industriebetrieben gleichzustellen, kam durch die 
Aufhebungen in der Zwangsbewirtschaftung nicht mehr voll zur Auswir­ 
kung. Immerhin wirkte sich die Betreuung dieser Betriebe durch die Fach­ 
referate des Bezirkswirtschaftsamtes noch erfolgreich aus in bezug auf 
Kohle und Eisen. 
Nähmaschinen 
Die Auslieferung der restlichen Nähmaschinen, die von den Bielefelder 
Nähmaschinenfabriken herzustellen waren auf Grund der seit längerer 
Zeit von uns bzw. vom Wirtschaftsministerium gegebenen Eisenkontin­ 
gente, konnten trotz unserer Bemühungen vor der Währungsreform nicht 
erreicht werden. Ein Besuch bei den Werken bald nach der Geldumstel­ 
lung ergab, daß der Geldschnitt den Werken keine Verringerungen ihres 
Auftragsbestandes· erbracht hatte, daß aber die Belieferung der handwerk­ 
lichen Besteller doch regelmäßiger erfolgen sollte. Im Laufe der letzten 
Monate sind auch auf diesem Gebiete die Belieferungen bedeutend besser 
bzw. die Lieferzeiten wesentlich kürzer geworden, 

Kohleversorgung 
Die Bemühungen, das Handwerk aus der allgememen Verbraucher­ 
gruppe 16 herauszubekommen, um dadurch eine bessere Kohleversorgung 
der Betriebe .zu erreichen, blieb auch in der Berichtszeit erfolglos. Es 
werden also nach wie vor die Mehrzahl unserer Betriebe aus diesem 
allgemeinen Kontingent bedient. Nur für eine Anzahl größerer Industrie., 
ähnlich gelagerter Fertigungsbetriebe konnte die Versorgung aus der 
Gruppe der nicht meldepfl ichtigen Betriebe (Kleinindustrie) erfolgen. Die 
anerkannten Herstellerbetriebe wurden zudem aus dem Kontingent der 
Fachreferate versorgt. · 

Stromversorgung 
Die allgemeine Stromversorgungslage des Landes war auch in der Be­ 
richtszeit, besonders aber während der Wintermonate sehr angespannt. 
Durch die angeordnete Beschränkung der Stromentnahme und der Strom­ 
abschaltungszeiten . wegen der Überlastung des Stromnetzes entstanden 
unseren Betrieben oft Schwierigkeiten. Es war der Kammer möglich, in 
besonders gelagerten Einzelfällen durch Verhandlungen mit den zustän­ 
digen Stellen Erleichterungen bzw. Erhöhungen des Strombezuges für die 
betreffenden Betriebe zu erreichen. 
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j) Gewerbeförderung 

Mit der Errichtung· der Landesrohstoffstelle in Düsseldorf zu Ende des 
Jahres 1948 übernahm diese jene Aufgaben der Rohstoffbewirtschaftung 
und -verteilung, die bislang von der Kammer Münster als Vorartkammer 
für Westfalen ausgeführt worden waren. Dies bedeutete eine weitere 
Einengung auf dem bisherigen Tätigkeitsgebiet der Gewerbeförderungs­ 
stelle und ließ erneut die reinen produktiven Aufgaben der 
Handwerksförderung in den Vordergrund treten. 

Filmwesen 
Bereits vor dem Kriege wurde durch Vorführung von Lichtbildern und 
Lehrfil men in Innungsversammlungen usw. angestrebt, das Wissen und 
Können weiter Handwerkskreise zu vertiefen. Hierfür standen den Kam- 

. mern bzw." der Reichsstelle Berlin gute Fachfil me zur Verfügung. Diese 
sind leider, wie durch Rückfrage festgestellt wurde, durch Kriegseinwir­ 
kung zum allergrößten Teil vernichtet. Die Landesbildstelle Münster ist 
im Besitz einer Reihe von wertvollen Filmen, die wohl als gutes Unter­ 
richtsmaterial für Berufsschulen angesprochen werden können, die aber, 
wie wir uns durch Vorführungen an Ort und Stelle überzeugten, weniger 
für unsere Zwecke geeignet sind. Mit dieser Arbeit kann also erst in 
vollem Umfange begonnen werden, wenn geeignete Filme wiederher­ 
gestellt sind. 

Schweißtechnik 
Ein weiteres äußerst wichtiges Gebiet der friedensmäßigen Tätigkeit der 
Gewerbeförderungsstelle war die Abhaltung von Schweißlehrkursen und 
Unterrichtung unserer Betriebe über Neuerungen usw. in der Schweiß­ 
technik. Für diese Zwecke stand im Gebäude der Kammer eine gut ein­ 
gerichtete Kursstätte zur Verfügung, die aber auch dem Kriege zum Opfer · 
gefallen ist. Um die gestell ten Aufgaben in schweißtechnischer Hinsicht 
erfüllen zu können, ist es erforderlich, für Münster eine solche Stätte 
wieder zu erstellen. Es wurde daher dieserhalb sowohl mit dem Deut­ 
schen Verband für Schweißtechnik, und auch mit der Arbeitsgruppe 
„Schweißen im Handwerk" Besprechungen geführt, die zeigten, daß von 
diesen Stellen · jede Unterstützung bei der. Errichtung einer Lehrwerk­ 
stätte in Münster zu erwarten ist. • Unsere bisherigen Bemühungen um 
einen dafür geeigneten Raum sind allerdings erfolglos geblieben. Für die 
Ausstattung des Raumes selbst haben sich Lieferfirmen bereiterklärt, 
unter günstigen Lieferpreisen ihre Geräte zu liefern. Wir werden unsere 
Bemühungen um diese Kursstätte weiter fortsetzen und hoffen, recht bald 
zµ einem Erfolg zu kommen. 
Um die Arbeitsgruppe „Schweißen im Handwerk", die bekanntlich als 
praktische Arbeitsgruppe innerhalb des Deutschen Schweißverbandes die 
Belange des Handwerks vertritt, wurden des weiteren Besprechungen ge­ 
führt zwecks Abhaltung von Vorträgen und Unterrichtung unserer Be­ 
triebe über den neuesten Stand der Schweißtechnik durch geeignete Prak­ 
tiker, die in der Arbeitsgruppe selbst mitarbeiten. Diesem Ziel dient 
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auch die Berufung eines Vertreters unseres Kammerbereichs in die Ar­ 
beitsgruppe „Schweißen im Handwerk". 

Wärmetechnische Überprüfungen 
pie von der Verwaltung für Wirtschaft in Frankfurt angeordnete Über­ 
prüfung handwerklicher Betriebe über den zweckmäßigen Einsatz der 
Brennstoffe usw. gab uns, Veranlassung, Fühlung aufzunehmen mit der 
für die Durchführung dieser Anordnung verantwortlichen Kleinverbrau; 
cherwärmestelle in Dortmund. Es sollte damit bezweckt werden, zu Be­ 
ginn der Aktion klarzustellen, daß die finanzielle Belastung der zu über­ 
prüfenden Betriebe kaum zu verantworten wäre, und daß die kleineren 
besonders notleidenden Betriebe nach Möglichkeit vorerst von der Prü­ 
fung auszunehmen seien. Zudem woll ten die Kammern schnellstens einen 
überblick gewinnen über die Ergebnisse der durchgeführten Überprüfun­ 
gen. Soweit die Prüfungen bisher durchgeführt sind, zeigen die Ergeb­ 
nisse, daß bei einem Teil der Betriebe Fehlerquellen in den Betriebs­ 
anlagen entdeckt wurden, die mit geringen geldlichen Mitteln beseitigt 
werden können, die aber anderseits durch Ersparnisse an Brennmateria­ 
lien bald wieder ausgeglichen werden. 

k) Ausfuhr, Ausstellungen, Messen 
Export 
Die allgemein bekannten Schwierigkeiten bei der ·Durchführung eines 
Exportauftrages haben die meisten unserer früher einmal exportierenden 
Betriebe - die wir nunmehr karteimäßig erfaßt haben - abgehalten, 
sich mit Exportfragen zu beschäftigen. Dieses hat sich im Laufe der 
Monate nach dem Währungsschnitt, wie aus den bei uns einlaufenden 
Anfragen zu erkennen war, sehr geändert, so daß wir vor längerer Zeit 
mit der Ausfuhrstelle des Deutschen Handwerks in Verbindung traten 
und den versierten Leiter, Herrn Conzen, baten, auf einer Tagung mit den 
am Export interessierten Betrieben die aktuellen Fragen des Exportes zu 
besprechen. Erst im Juni d. J. stand uns.Herr Conzen für diese Arbeits­ 
tagung zur Verfügung. Sie hatte einen vollen Erfolg und gab den daran 
teilnehmenden Betrieben reichlich Gelegenheit, sich über alle Fragen des 
Exportes zu unterrichten, Um auch weiterhin den Gedanken des Exportes 
bei unseren Betrieben aufrecht zu erhalten, wurde bei dieser Gelegenheit 
ein Exportausschuß gegründet. 

Ausstellungs- und Messewesen 
Die Erfolge mancher Handwerksbetriebe, die ihre Erzeugnisse auf großen 
Messen und Ausstellungen zur Schau bzw. zum Verkauf stell ten, ins­ 
besondere auch der Erfolg der Handwerksmesse München gaben uns des 
öfteren Anlaß, Betriebe, insbesondere Herstellerbetriebe auf die Verkaufs­ 
gelegenheiten bei Messen und Ausstellungen hinzuweisen. 
Das rege Interesse, das vor der Währungsreform bei unseren Betrieben 
für den Besuch großer Messen, wie Hannover, Leipzig, Frankfurt, Köln 
und Flensburg bestand, ist nach diesem Zeitpunkt wesentlich zurück­ 
gegangen, so wurden z.B. für die Messen Hannover 1948_ von uns noch 
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1135 Messeausweise ausgestellt und ausgegeben, hingegen für die beiden 
Hannoverschen Messen 1949 nur insgesamt 40 Stück. Berücksichtigt wer; 
den muß allerdings dabei, daß der Preis für den Messeausweis mit 
20,- DM viel zu hoch liegt und uns veranlaßte, dieserhalb beim Messe­ 
amt Hannover vorstelli g zu werden. 

Für die Kölner Messe wurden folgende Ausweise ausgestell t und aus­ 
gegeben: 

Herbst 1948 
Frühjahr 1949 
Herbst 1949 

Für die Frankfurter Messe Herbst 1948 
Für die Frankfurter Messe Herbst 1949 

259 Stück, 
382 Stück, 
70 Stück, 
32 Stück, 

6 Stück. 

Während für die Leipziger Frühjahrsmesse 1948 noch 125 Ausweise aus­ 
gegeben wurden, waren es im Frühjahr 1949 nur noch 45 Ausweise und 
für die Leipziger Herbstmesse insgesamt 43 Ausweise. 

I) Arbeitsgemelnsehatt des Kunsthandwerks 
Be°i-eits im Jahre 1946 hatte sich in. weiten Kreisen der Handwerks­ 

führung die Erkenntnis Bahn gebrochen, daß es notwendiger denn je sei, 
die hochquali fizierten künstlerischen Kräfte im Handwerk organisatorisch 
- in enger Anlehnung an die bestehenden handwerklichen Organisatio­ 
nen - zusammenzufassen und in jeder Weise zu unterstützen und zu för­ 
dern. In einer Zeit, die auf vielen Gebieten ganz im Zeichen des Verfalles 
und des Materialismus steht und in welcher der Markt von künst­ 
lerisch minderwertigen Erzeugnissen überschwemmt wird, mußten Wege 
gesucht werden, die kunstschaffenden Handwerker auf ideellem und wirt­ 
schaftlichem Gebiet zu unterstützen und den Sinn für gute Handwerks­ 
kunst bei der Bevölkerung zu wecken. 
Die kunstschaffenden Handwerker unseres Bereichs wurden erstmalig im 
August 1947 zu einer Besprechung zusammengerufen, auf der Herr 
Dr. Kahmann Aufgaben und Ziele der zu bildenden Vereinigung klar 
herausstellte. Ein von der· Verammlung gewählter Ausschuß übernahm 
die Aufgabe, die Satzungen dieser Vereinigung auszuarbeiten. Schon auf 
der zweiten Sitzung im November 1947 konnten diese Satzungen vorgelegt 
und genehmigt werden. Gleichzeitig gruppierten sich auf dieser Sitzung 
die einzelnen Fachgruppen, die dann wiederum die Mitglieder der „Jury" 
bestellten, welche über die Aufnahme in die Arbeitsgemeinschaft zu ent., 
scheiden hat. 
Seit diesen ersten Sitzungen konnten bei den in regelmäßigen Zeitab­ 
schnitten stattfindenden Mitgliederversammlungen 52 Mitglieder in die 
Arbeitsgemeinschaft aufgenommen werden. Vorsitzender der Arbeitsge­ 
meinschaft ist der Goldschmiedemeister Karl Schrage, Leiter der Werk­ 
schule Münster, während die Geschäftsführung bei der Handwerkskammer 
und in Händen von Herrn Dr. Kahmann -liegt, 

Auf der von der Arbeitsgemeinschaft im Landesmuseum in Münster in der 
Zeit vom 24. 7.-6. 9. 1948 veranstalteten „Leistungsschau des Westfä- 
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lischen Kunsthandwerks" wurden einer breiten Öffentlichkeit kunsthand­ 
werkliche Erzeugnisse aller beteili gten Handwerkszweige gezeigt, die in 
Formgebung und Ausführung hervorragende Leistungen darstellten. Der 
gute Besuch und die ausgezeichnete Beurteilung in der Presse bestätigen, 
daß die Arbeitsgemeinschaft mit dieser Schau einen wesentlichen Beitrag 
geleistet.hat, den. ihr gestell ten Zielen näher zukommen. 

Die Erkenntnis, daß Messen und Ausstellungen in erheblichem Maße dazu 
beitragen, das Können des Einzelnen anzuregen und zu vertiefen, und 
gleichzeitig gute Verkaufsmöglichkeiten bieten, haben viele der Mitglieder 
veranlaßt, ihre Erzeugnisse auf derartigen Veranstaltungen auszustellen. 
Nach wie vor verfolgt die Arbeitsgemeinschaft die bereits angedeuteten 
Ziele. Besonders erscheint es aber von Wichtigkeit in einer wirtschaftlich 
schlechten Zeit, wie der gegenwärtigen, einem größeren kaufenden Publi­ 
kum zu zeigen und klarzumachen, was die wesentlichsten Merkmale des · 
guten und soliden Handwerks sind. Die Bemühungen jedes einzelnen 
Kunsthandwerkers durch rationelle Ausnutzung· seiner Produktionsmög­ 
lichkeiten einfachere Dinge zu annehmbaren Preisen herzustellen, sind zu 
unterstützen. r 

Um die organisatorischen Voraussetzungen einer Förderung des kunst­ 
handwerklich Schaffenden noch weiter zu unterbauen, wurden die bei den 
Handwerkskammern des Landes Nordrhein-Westfalen bestehenden 
Arbeitsgemeinschaften des Kunsthandwerks in einer überbezirklichen Ge­ 
meinschaft lose zusammengefaßt. Ein in der Bildung begriffener Gesamt­ 
verband wird diese Gemeinschaften zusammenfassen, so daß damit sämt­ 
liche deutschen Kunsthandwerker in einer Organisation zusammenge­ 
schlossen sind. 

m) · Verkehrsfr agen 

Die außerordentlichen Verkehrsschwierigkeiten, die zu Beginn der Be­ 
richtszeit überall , insbesondere im Eisenbahnverkehr bestanden, haben 
ebenfalls seit dem Tage der Währungsreform eine entscheidende Ent­ 
lastung erfahren. Damit fand die starke Inanspruchnahme der Hand­ 
werkskammer durch die Ausstellung yon Dienstreisebescheinigungen und 
von Dringlichkeitsbescheinigungen für die Benutzung der Bahn ihren 
Abschluß. Die Schwierigkeiten im Eisenbahnverkehr können nunmehr 
als restlos überwunden gelten. Durch Einlegung weiterer Züge und Her­ 
stellung günstiger Anschlußmöglichkeiten sind auch manche Wünsche 
der Wirtschaft erfüllt worden. Die Kam~er hat sich jeweils mit den ihr 
zugesandten Fahrplanentwürfen der verschiedenen Reichsbahndirektionen 
ihres Bereiches befaßt. Besondere Beachtung wurde dem weiteren Aus­ 
bau des Eilzugverkehres geschenkt. Die Bestrebungen auf Verbesserung 
der Verbindungsmöglichkeiten auf der ·strecke Rheinc--Oberhausen­ 
Essen sowie auf den Strecken Münster-Gronau und Münster-Bocholt 
wurden unterstützt. Eine weitgehende Entlastung erfuhr der Verkehr 
auch durch die seit langem erstrebte und im letzten Jahr durchgeführte 
Einführung der westfälischen Landeseisenbahn in den Hauptbahnhof 
Münster. Die Bestrebungen zur Schaffung eines Bahnbaus Warstein- 
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Ruhrtal , die auch gewisse Verbesserungen für den Beckumer Bezirk 
bringen wird, wurden unterstützt. 

Die Befürwortung der Ausstellung von. I n t e r z o n e n p ä s s e n für Ge_ 
schäftsreisen nach Berlin und die russische Zone wurden durch die be­ 
kannte Blockade Berlins unterbrochen. Nach Aufhebung der Blockade ist 
aber eine merkliche Zunahme der Anträge festzustellen die darauf schlie_ 
ßen läßt, daß der Geschäftsverkehr mit den ostdeutschen Gebieten wie­ 
der· einen gewisen Umfang anzunehmen scheint. Die Kammer war ·auch 
in die Ausstellung von Fahrtausweisen zur Benutzung der für den Be­ 
such einzelner größerer Ausstellungen, z. B. der Leipziger Messe, ein­ 
gerichteten Sonderzüge eingeschaltet. Obgleich hier jeweils nur ~ine be., 
schränkte Anzahl von Plätzen zur Verfügung standen, konnten die Wün- 
sche des Handwerks doch im allgemeinen befriedigt werden. · 

Auf dem Gebiete des Kraftverkehrs ist zwar durch den Fortfall des Zu­ 
lassungszwangs eine gewisse Entspannung eingetreten, jedoch ist die Zu; 
weisung von Kraftstoff nach wie vor für unsere Betriebe durchaus unge­ 
nügend. In manchen Handwerkszweigen ist die ständige Einsatzbereit­ 
schaft im Interesse ihres Kundenkreises erforderlich. In diesen Fällen 
hat die Handwerkskammer naturgemäß unter Anlegung des gebotenen 
scharfen Maßstabes die Anträge auf Zulassung zum Sonntagsverkehr be­ 
fürwortet. Die zu Beginn der Berichtszeit noch festzustellenden Schwie­ 
rigkeiten bei der Beschaffung von Reifen und Batterien haben erfreu­ 
licherweise auch eine weitgehende Entlastung erfahren. Ein weiterer 
Abbau der noch bestehenden Einschränkungen auf dem Gebiet des 
Verkehrswesens wird von der Kammer für notwendig gehalten. Obgleich 
die Zusammenarbeit mit den sogenannten Kreisingenieuren eine durch­ 
aus gute gewesen war, hat die Kammer doch die Auflösung dieser Dienst­ 
stellen, für die eine Notwendigkeit wirklich nicht bestand, durchaus be­ 
grüßt. In verschiedenen Fällen hat die Kammer auch die geplanten 
gemeinsamen Autobusfahrten von Innungen zu Ausstellungen und Ta­ 
gungen gegenüber den Verkehrsbehörden in solchen Fällen befürwortet, 
wo mit den normalen Verkehrsmitteln die Reise nicht hätte durchgeführt 
werden, können. Die Lockerung der Kraftfahrzeugbenutzungsverordnung 
vom 28. 12. 1948 durch die Richtlinien des Direktors der Verwaltung für 
Verkehr vom 9. Juni 1949 wurde begrüßt. In einzelnen Fällen hatte die 
Handwerkskammer sich bemüht,· einzelne im Jahre 1945 beschlagnahmte 
Kraftfahrzeuge von Handwerkern wieder zurückzubekommen. Leider 
hatten die Bemühungen auch in Fällen dringend nachgewiesenen Eigen­ 
bedarfs und bei Fortfall des eigentlichen Zweckes, für den die Beschlag­ 
nahme seinerzeit erfolgte, keinen Erfolg.' So erhielten wir in einem Ein­ 
zelfall vom Verkehrsministerium, an das wir uns gewandt hatten, den 
folgenden Bescheid: 
,,Die Mili tärregierung hatte die Verkehrsverwaltung angewiesen, Kraft­ 
fahrzeuge von weniger wichtigen Benutzern zu Eigentum für solche von 
größerer Wichtigkeit in Anspruch zu nehmen. Im Hinblick darauf, daß 
gegen Inanspruchnahme wiederholt Beschwerden eingelegt worden sind, 
hat die Mili tärregierung mit Anordnung vom . . . . . nochmals klarge- 
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stellt , daß es sich bei allen Beorderungen in der Zeit von der Kapitula.; 
tion bis Ende Februar 1947 um Befehle der Mili tärregierung handele, die 
rechtmäßig Eigentum übertragen haben und die von mir nicht aufgehoben 
oder abgeändert werden können, daß ferner auch die Mili tärregierung 
nicht bereit ist, von sich aus die Inanspruchnahme rückgängig zu machen 
und ihr Anträge dieser Art nicht vorgelegt werden dürfen." 
Bei dieser . Sachlage konnten wir leider unseren Betrieben nicht helfen. 
Sehr große Schwierigkeiten bereitet noch immer der außerordentliche 
Mangel an Fernsprechanschlüssen. In fast allen Orten unseres Bezirkes 
sind die Fernsprechämter restlos überlastet, so daß die Zulassung eines 
neuen Anschlusses die Kündigung eines bestehenden zur Voraussetzung 
hat. Das gilt insbesondere für die Stadt Münster. Hier konnten von 
2000 vorliegenden Anträgen nur rund. 800 befriedigt werden. Die Hand­ 
werkskammer hat sich bei den Beratungen in dem besonderen · Zulas­ 
sungsausschuß bemüht, einmal für eine entsprechende Berücksichtigung 
des Handwerks im Rahmen der Gesamtzuteilung sich einzusetzen um 
dann dafür Sorge zu tragen, daß wenigstens die wichtigsten Betriebe 
einen Fernsprechanschluß erhielten. Über die Bemühungen zum weiteren 
Ausbau des Fernsprechamtes Münster kann im Augenblick Abschließen­ 
des noch nicht gesagt werden. 
Die Zusammenarbeit mit dem Verkehrs- und Heimatverein des Bezirks, 
insbesondere der Provinzialhauptstadt Münster, dessen Ausschuß die 
Handwerkskammer Münster angehört, war gut und rege. Auch an der 
Arbeit und den Bestrebungen des westfälischen Heimatbundes und des 
Landesverkehrsverbandes Westfalen hat sich die Handwerkskammer 
laufend. beteili gt. 

1 

4. Sozialpolit ik 
a) Sozialpoli tische, Gesetze 

Auf dem Gebiete der sozialen Gesetzgebung hat sich die Tendenz von der 
staatlich gelenkten autoritären Sozialpolitik zu dem durch die Wirtschaft 
in eigener Verantwortung gestalteten Vertragswesen zu gelangen weiter 
entwickelt. Dabei herrscht Wohl auf keinem Gebiete der Gesetzgebung 
eine so große Vielgestaltigkeit der Erscheinungen und auch Unterschied·­ 
lichkeit der Entwicklung. Bei dieser unübersichtlichen Situation gilt es 
für das Handwerk eine ganz klare Stellung zu beziehen und eine eigen­ 
ständige Sozialpolitik zu gestalten. Die Lage ist für das Handwerk auf 
diesem Gebiet in mancherlei Beziehung anders als die der Industrie. Die 
Handwerkskammer hat als Mitglied des Hauptausschusses für Sozialpoli­ 
tik der Zentralarbeitsgemeinschaft des Handwerks diesen Fragen ihre 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Sie hat mit Nachdruck den Stand­ 
punkt vertreten, daß den Innungsverbänden die Tariffähigkeit unbedingt 
zuerkannt werden müsse; um damit die Voraussetzungen zu einer eigenen 
handwerklichen Tarifpoli tik zu schaff~n. Analog der Aufhebung der ge­ 
bundenen Wirtschaft ist durch Gesetz vom 3. 11. 1948 der Lohnstop ge-. 
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fall en d. h., es gibt keine Grenze nach oben mehr. Nach. unten bedürfen 
Abmachungen, in denen ungünstigere als die bisher geltenden, dem Lohn­ 
stop unterliegenden Arbeitsbedingungen vereinbart werden, bis zu einer 
neuen tarif lichen Regelung immer noch der Zustimmung der Arbeits­ 
behörde.· Bis auf ganz wenige Handwerkszweige, z. B. das Holzschuh­ 
macherhandwerk und das Wäscheschneiderhandwerk haben inzwischen · 
alle anderen Berufe Lohnerhöhungen, teilweise sogar mehrfache Lohn­ 
erhöhungen erfahren. Mit einer schematischen Erhöhung der Nominal­ 
löhne ist aber weder den Meistern noch den Gesellen im· Handwerk ge­ 
dient. Das gil t vor allem für die lohnintensiven Handwerkszweige, bei 
denen sich jede Lohnerhöhung im Preis auswirkt und zu lähmenden Er., 
scheinungen führen muß. Die erstrebte Steigerung der Reallöhne ist aber 
letzten Endes· im wesentlichen eine Leistungsfrage. Daher wird man ge_ 
rade im Handwerk die Ausgestaltung der Leistungslöhne besonders be­ 
achten müssen. Unter diesen Gesichtspunkten hat sich die Kammer mit 
den verschiedensten sozialpoli tischen Gesetzen, so z. B. dem inzwischen 
verabschiedeten T a r i f v e r t r a g s g e s e t z , dem nunmehr zurückgezo­ 
genen Entwurf eines 8 c h 1 i c h t u n g s g e s e .t z e s usw. befaßt. Immer 
wieder wurde dabei die Notwendigkeit betont, ebenso, wie es die Hand­ 
werkskammer für das Steuergebiet gefordert hat, in dem einheitlichen 
Wirtschaftsgebiet auch zu einer einheitl ichen Rechtsgestaltung auf dem 
sozialpolitischen Sektor zu gelangen. Die Kammer hat es daher begrüßt, 
daß eine ganze Reihe sozialpoli tischer Gesetze die zum Teil schon seit lan­ 
gem in der Beratung waren, entweder vom Wirtschaftsrat nicht mehr zur 
Verabschiedung gelangten oder durch das Zweizonenkontrollamt nicht ge­ 
nehmigt und-an die Organe des neuen Bundes verwiesen wurden. Dahin 
gehört z. B. auch der mehrfach umgestaltete Entwurf eines J u g e n d - 
a r b e i t s s c h u t z g es et z e .s. Nach: den unbefriedigenden Erfahrungen, 
die man mit -den in Niedersachsen verabschiedeten Gesetz auf diesem Ge­ 
biete hat machen müssen, scheint es bedeutsam zu sein, das kommende 
Bundesgesetz mit besonderer Sorgfalt auszuarbeiten. Das Gleiche gilt von 
dem Entwurf eines K ü n d i g u n g s s c h u t z g es e t z e s , das ebenfalls 
den Bundestag beschäftigen wird. In diesem Entwurf des Verwaltungs­ 
amts für Arbeit war das Arbeitsverhältnis seines privaten Charakters ent­ 
kleidet und zu einem Dauerbeschäftigungsverhältnis ausgestaltet worden, 
dessen Kündigung schlechthin als rechtswidrig angesehen wurde: Mit der 
Wiedereinführung eines gewissen - Kündigungsschutzes, wie es früher auch 
schon mit der sogenannten Kündigungswiderrufsklage gegeben war, er­ 
klärt sich das Handwerk einverstanden. Jedoch muß dieser Kündigungs­ 
schutz von einer gewissen Dauer der Betriebszugehörigkeit abhängig sein 
und Ausnahmen für kleinere Handwerksbetriebe vorgesehen werden. Auch 
mit dem ebenfalls bislang nicht verabschiedeten Gesetz über G r u n d - 
s ä t z e d e r L o h n r e g e 1 u n g wird sich das Handwerk wegen seiner 
weitgehenden lohnpolit ischen Auswirkungen noch befassen müssen. In 
diesem Gesetzentwurf ist vorgesehen, daß die unterschiedliche Lohnfest­ 
setzung ausschließlich auf Grund • des Geschlechtes oder des Alters als 
rechtsunwirksam anzusehen ist. Das Handwerk hat hierzu die Forderung, 
daß bei der Lohnfestsetzung auch in Zukunft Berufszugehörigkeit und 
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Arbeitserfahrung berücksichtigt werden können. Von den übrigen sozial­ 
polit ischen Gesetzentwürfen, mit denen sich die Handwerkskammer in der 
Berichtszeit befaßte, seien hier nur das Heim:aif.beiter:-ges:et'z 
H e i m k e h r e r g e s e t z , das M u t t e r s c; h u t z g e s, e t z usw., vor 
allem aber auch der Gesetzentwurf für die Schaffung einer neuen :s' u n - 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen­ 
V e r s i c h e r u n g genannt. 

' Eine stärkere Angleichung des Ur I a u b s r e c h t s , das heute teils in Lan- 
desgesetzen, teils· in Tarifverträgen der einzelnen Berufe ganz unterschied­ 
lich geregelt ist, hält die Handwerkskammer für erforderlich. Sie hatte 
auch in einer der let~ten Sitzungen des Arbeitsrechtsausschusses der Zen­ 
tralarbeitsgemeinschaft hierzu die Berichterstattung übernommen. Nach 
Auffassung der Handwerkskammer gilt es hier, eine gerechte Staffelung 
nach Berufsalter und Dauer der Betriebszugehörigkeit zu finden. 

Ein ähnlich buntscheckiges Bild zeigt heute das Recht der S c h werbe - 
s c h ä d i g t e n. .Während in der britischen Zone hier im wesentlichen die 
alten gesetzlichen Bestimmungen noch in Kraft sind, sind in einigen süd­ 
deutschen Ländern neue Gesetze erlassen, durch die u. a. die Quote d:er 
Pfli chteinstellung eine Erhöhung erfahren hat. Auch hier wird eine ein­ 
heitliche Regelung für das gesamte Bundesgebiet für erforderlich gehal­ 
ten. Es, wurden hierzu die folgenden Grundsätze vorgeschlagen, die auch 
von der Zentralarbeitsgemeinschaft übernommen wurden. 

1. Jeder private Arbeitgeber, der mindestens 20 Arbeitnehmer beschäftigt, 
ist verpfli chtet, 5 °/o seiner Arbeitsplä~e mit Schwerbeschädigten zu be­ 
setzen. 

2. Jeder 10. Arbeitsplatz ist mit einem Schwerbeschädigten (100 0/oige Er­ 
werbsunfähigkeit oder Versehrtenstufe IV) zu besetzen. Ein Schwerst­ 
beschädigter zählt bei der Berechnung der Pfli chtzahl für 2 Schwer­ 
beschädigte. 

3. Wenn ein Schwerbeschädigter nicht beschäftigt werden kann, so kann 
dem Arbeitgeber ein Ausgleichsbetrag von 25 DM je 'Monat auferlegt 
werden. 

4. Ein Schwerbeschädigter kann nach Ablauf einer Probezeit von 3 Mona­ 
ten nur mit Zustimmung der Hauptfürsorgestelle· gekündigt werden, 
Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn dem Schwerbeschädigten 
ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt , ein anderer Schwer­ 
beschädigter eingestellt wird oder die Einstellung über die Pfli chtquote 
hinaus 'erfolgt war. 

Die Arbeitsvermittlung der Schwerbeschädigten ist neuerlich auf die 
Arbeitsämter und Landesarbeitsämter übergegangen, während die Lan­ 
desfürsorgeverbände, die sich früher auch mit diesen Arbeitsgebieten 
befaßten, lediglich noch die sozialpolitische Betreuung übernehmen. Aus 
diesem Übergang der Arbeiten hatten sich anfänglich gewisse Schwierig­ 
keiten und Reibungen ergeben, die aber wohl als überholt angesehen wer- 
den können. · 
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Obgleich die Handwerkskammer die Auffassung vertritt, daß das Hand_ 
werk seiner eigenen ständischen Struktur und seiner besonderen Wirt_ 
schaftsverhältnisse entsprechend eine eigene sozialpolit ische Linie ver­ 
-folgen .muß, hat sie doch die nähere Zusammenarbeit der Zentralarbeits­ 
gemeinschaft mit der sozialpolit ischen • Arbeitsgemeinschaft der Arbeit­ 
geberverbände in Wiesbaden begrüßt. Der Hauptgeschäftsführer ist irn 
Ausschuß für Sozialversicherung und betriebliche Fürsorge als Vertreter 
des Gesamthandwerks eingeschadtet. Ebenso wurde er auch als Vertreter 
des Handwerks als Mitglied in den Beratungsausschuß für allgemeine 
grundsätzliche und gemeinsame Angelegenheiten der Sozialversicherung 
beim Verwaltungsamt für Arbeit in Frankfurt entsandt. 
Infolge der mannigfachen Änderung der sozialpolit ischen Gesetze, es sei 
hier nur auf die Änderungen der Tariflöhne und der Urlaubsbestimmun­ 
gen hingewiesen, ergab sich: für die Kammer eine umfangreiche Tätigkeit 
in der mündlichen Beratung des Handwerks. Auch in arbeitsrechtlichen 
Streitigkeiten wurde Rat und Auskunft erteil t. · Es ist zu begrüßen, daß 
in Nordrhein-Westfalen nunmehr bei den Arbeitsgerichten wieder beson­ 
dere Kammern für handwerkliche Streitfragen eingerichtet werden sollen. 
Es sind bereits Beisitzer für diese Kammern in Vorschlag gebracht. 
Wir erwarten von dieser Regelung, daß den Interessen des Handwerks in 
einem größeren Umfange, als es bisher der Fall war, Rechnung getragen 
werden kann. 

b) Flüchtli ngsfr agen 
Bei den Arbeiten des Beztrksflüchtllngsausschusses beim Regierungsprä­ 
sidenten, dem die Handwerkskammer angehört, stand die Frage der Kre­ 
ditgewährung an Flüchtlinge zum Wiederaufbau einer wirtschaftlichen 
Existenz im Vordergrund. Die vom Sozialministerium hierfür zur Ver­ 
fügung gestellten Beträge wurden entsprechend der Flüchtlingszahlen auf 
die einzelnen Kreise aufgeteilt . Über Kreditbeträge bis zu DM 5000 ent­ 
scheiden die Kreisflüchtlingsausschüsse, während die darüber hinaus 

.gehenden Beträge durch den Beztrksflüchtlingsausschuß zugeteil t werden. 
Obgleich die Mittel leider nicht ausreichen, um allen berechtigten Anfor­ 
derungen entsprechen zu können, konnte ,a'och einem großen Teil der 
Flüchtlinge wirksam geholfen werden. Die Handwerkskammer hat sich 
dabei von dem Gedanken leiten lassen, einem möglichst großen Kreis zu 
helfen, auf der andern Seite aber auch die Gelder nicht zu zersplit tern, 
um auch im Einzelfall eine wirklich fühlbare Hil fe bei der Neugründung 
zu gewähren. 
In der Zeit nach der Währungsreform, vom 20. 6. 1948 bis 31-. 3. 1949, sind 
an 640 Flüchtlingshandwerker DM 1 052 075,- als Kredit gegeben worden. 
Insgesamt wurden an Flüchtlingskrediten im Kammerbezirk 
DM 2 470 575,- gewährt, so daß das Handwerk an, diesen Krediten zu 
42,6 0/o beteili gt ist. 
Die 640 mit Krediten bedachten Betriebe machen rund 65 0/o aller p.and ... 
werklichen Flüchtlingsbetriebe im Kammerbezirk aus. 
Bedauerlicherweise scheitert ein sinnvoller Arbeitseinsatz der Ostvertrie­ 
benen entsprechend den fachlichen Fähigkeiten nur zu oft an der leidigen 
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Wohnraumfrage. Es ist daher zu begrüßen, daß nunmehr durch .die Mög­ 
lichkeit gewisser Wohnungsbauzuschüsse wenigstens in etwa hier gehol­ 
fen werden kann. Die Handwerkskammer hat sich stets für eine planvolle 
Einsetzung der Neubürger eingesetzt und, soweit es in ihren Kräften 
stand, ist sie bei der Gründung eines eigenen Betriebes behil fli ch ge­ 
wesen. 

c) Altersversorgung und Altershil fe 
Die Handwerkskammer Münster hat sich im Berichtszeitraum wiederholt 
eingehend mit Tagesfragen der So z i a 1 ver s ich er u.n g befaßt. Das 
ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß dem Hauptgeschäftsführer 
der Kammer, Herrn Dr: Kahmann, die Federführung des Ausschusses für 
Sozialversicherung bei der Zentralarbeitsgemeinschaft des Handwerks 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes übertragen wurde. Im Mittelpunkt 
der Beratungen standen Fragen der Altersversorgung. 

Währungsreform und AUersversorgung 
Durch das „Dritte Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens" (Gesetz Nr. 
63) wurden die Summen der Lebensversicherungsverträge, soweit für sie 
vor dem 20. 6. 1948 bereits Prämien gezahlt waren, im Verhältnis 10 :- 1 
ab gewertet. Von dieser Maßnahme wurden nicht nur die privat ab­ 
geschlossenen Lebensversicherungsverträge betroffeh, sondern auch. die­ 
jenigen, die von Handwerksmeistern auf Grund des Altersversorgungs­ 
gesetzes getätigt wurden. Für die lebensversicherten Handwerker bedeu­ 
tete diese. Regelung eine besondere Härte, da die angestell tenversicherten 
Handwerker von einer Abwertung hinsichtlich der ihnen aus der Ange­ 
stell tenversicherung zustehenden Leistung nicht betroffen wurden. Dazu 
kam noch, daß die Handwerker, deren Lebensversicherungen abgewertet 
wurden, ab 20. 6. 1948 durchweg zu niedrig versichert waren und des­ 
halb vor die Entscheidung gestellt wurden, entweder von der 'Bestimmung 
des § 24 des Dritten Währungsgesetzes Gebrauch zu machen und ihre 
Lebensversicherungen „bis zu dem ursprünglich in Reichsmark ausge­ 
drückten Betrag wleder herzustellen" oder zur Angestelltenversicherung 
überzutreten. · 
Der bereits oben erwähnte Sozialversicherungsausschuß befaßte sich in 
seinen Sitzungen vom 23. 7. und 8. 10. 1948 sowie vom 8. 3. und 12. 9. 1949 
eingehend mit diesen Fragen. Bereits in der erstgenannten Sitzung faßte 
er folgende Entschließung: 
,, .... Insbesondere verlangt der Ausschuß, daß im Interesse einer gleich­ 
mäßigen Behandlung der durch das Handwerkerversorgungsgesetz pfli cht­ 
versicherten Handwerker die Lebensversicherungen, soweit sie als Ersatz 

· für die Angestelltenversicherung abgeschlossen sind, grundsätzlich in der 
gleichen Weise wie die Angestelltenversicherung behandelt werden. 
Der Ausschuß steht auf dem Standpunkt, daß Handwerker-Lebensver­ 
sicherungen, die lediglich infolge der Währungsreform die Mindestsumme 
von RM 5 000,- (jetzt DM 5 000,-) unterschreiten, zum mindesten bis zur 
gesetzlichen Neuregelung der Altersversorgung als ausreichend anerkannt 
werden." 
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Leider wurde trotz wiederholter Eingaben und trotz mehrfacher Ver­ 
handlungen mit den zuständigen Stell en der berechtigten Forderung des 
Handwerks auf G 1 eichst e 11 u n g der Lebensversicherungen mit der 
Angestell tenversicherung nicht Rechnung getragen. Es wurde erklärt, daß 
entsprechende M ittel nicht zur Verfügung ständen, wobei zusätzli ch da­ 
rauf hingewiesen wurde, daß, wenn die Beträge auf Sparkonten gelegt 
worden wären, eine Abwertung 'sogar auf 6,5 °/o eingetreten wäre. Er­ 
reicht wurde jedoch, daß die Frist zur Wiederherstell ung der ursprüng­ 
li chen Lebensversicherungssummen im Sinne des vorgenannten § 24 des 
Währungsgesetzes mehrfach verlängert wurde, so daß die lebensver , 
sicherten Handwerksmeister übereili ge Entscheidungen nicht zu treffen 

· brauchten. Unter dem 19. 9 .. 1949 hat auf unsere Veranlassung die Verwal- 
tung für Arbeit in Frankfurt den Arbeitsministerien des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes empfohlen, die Rentenversicherungsträger anzuweisen, 
während des gegenwärtigen Übergangszustandes, längstens ~edoch bis zum 
31. 12. 1949 bei der Prüfung der AV-Pfticht der· Handwerker entgegen­ 
kommend zu verfahren. Den Wortlaut dieses Schreibens geben wir nach­ 
stehend bekannt: 

Verwaltung für Arbeit 
- 4a 1 IVa 1- 

An die 
8 Arbeitsministerien des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 

Ffm.-Höchst, den 19. 9. 1949 

Betr.: Handwerkerversorgung, Wiedererhöhung der Versicherungssumme 
und Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz. 

Nach § 16 der Durchführungsverordnung zum Sozialversicherungs-Anpas­ 
sungsgesetz vom 27. Juli 1949 unterliegen die nach dem Handwerkerver­ 
sorgungsgesetz lebensversicherten Handwerker im Bereich des Vereinig­ 
ten Wirtschaftsgebietes nach, dem 1. Oktober 1949 der Versicherungspfli cht 
zur Angestelltenversicherung, wenn sie nicht bis dahin ihre Lebensver­ 
sicherungssumme und Versicherungsprämien so erhöht haben, daß die ge­ 
setzlichen Voraussetzungen für eine Versicherungsfreiheit oder eine Halb­ 
versicherung gegeben sind. 

Der Wirtschaftsrat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes hat durch Beschluß 
vom 20. Juli 1949 an den Direktor der Verwaltung für Arbeit das Er­ 
suchen gerichtet, ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Alters­ 
versorgung des deutschen Handwerks vom 21. 12. 1938 vorzulegen: Im 
Hinblick darauf, daß die Verwaltung für Arbeit nunmehr ihre Tätigkeit 
einstell t und die Vorarbeiten für die gesetzliche Neuordnung der Hand­ 
werkerversorgung vom Bundesarbeitsministerium übernommen werden 
und mit- einer Fertigstellung und Verabschiedung dieses Gesetzes vorerst 
noch. nicht gerechnet werden kann, wird empfohlen, die Rentenversiche­ 
rungsträger Ihres Bereiches anzuweisen, während des gegenwärtigen 
Übergangszustandes, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 1949, bei der 
Prüfung der Angestelltenversicherungspfli cht der Handwerker in den Fäl­ 
len entgegenkommend zu verfahren; in denen ein Handwerker die Auf- 
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füll ung der früheren Lebensversicherungssumme wegen d . . 
.. . er m Aussicht 

genommenen Gesetzesanderung noch hmauszuschieben wünscht. 

In Vertretung 
gez. Sc h e u b 1 e. 

Neugestaltung der Altersversorgung 

Die Neuordnung des Geldwesens brachte e~ mit sich, daß viele Hand­ 
werksmeister das Altersversorgungsgesetz nicht mehr als ein Geschenk 
ansahen, sondern es wegen der hohen sozialen Lasten als eine Belastung 
betrachteten. Sie forderten deshalb die Außerkraftsetzung des Gesetzes. 
Vertreter der Verwaltungen forderten dagegen die Beseitigung der Sicher­ 
stell ung der Altersversorgung durch Abschluß von Lebensversicherungs­ 
verträgen,, da dadurch angeblich die Angestellt enversicherung belastet 
werde. Der Sozialversicherungsausschuß nahm zu beiden Fragen in den 
Sitzungen vom 8. 10. 1948, 8. 3. und 12. 9. 1949 Stellung. Er entschied sich 
in überwiegender Mehrheit für die Beibehaltung des Gesetzes und ließ sich 
dabei in erster Linie von dem Gedanken leiten, daß gerade in der jetzigen 
wirtschaftlichen Notzeit auf eine Versorgung für das Alter nicht verzich­ 
tet werden könne. Zur zweiten Frage vertrat der Ausschuß den Stand­ 
punkt, daß die Wahlmöglichkeit zwischen Angestelltenversicherung und 
Lebensversicherung beibehalten werden müsse, da andernfalls die Alters­ 
versorgung des selbständigen Handwerksmeisters den Charakter einer 
Pfli chtversicherung annehmen würde. 
Mit Rücksicht darauf jedoch, daß vielen Handwerksmeistern weder die Auf­ 
stockung der Lebensversicherungsverträge noch die Zahlung der 1m 
S o z i a 1 ver sicher u n g s an p a s s u n g s g e setz vorgesehenen stark 
erhöhten Beiträge zur Angestelltenversicherung zugemutet werden konnte, 
wurde die Möglichkeit einer gewissen U n t e r v e r s i c h e r u n g gefor­ 
dert. Der Beitragsfestsetzung soll also nicht immer das gesamte Ein­ 
kommen, sondern nur eine gewisse Mindestsumme zugrunde gelegt wer­ 
den. Außerdem wurde die Schaffung einer eigenen Abteilung sowohl bei 
der Landesversicherungsanstalt als auch bei den Lebensversicherungs­ 
gesellschaften gefordert. Für notwendig wurden ferner Regelungen da­ 
hingehend gehalten, 

0

daß bei einem evtl. Übergang von der Lebensver­ 
sicherung zur Angestelltenversicherung einmal die in der Lebensversiche­ 
rung verbrachten Jahre angerechnet werden und zweitens der beim Über­ 
gang bereits über 50 Jahre alte Handwerker auch den vollen Grundbetrag 
von DM 444,- erhält. 
Am Ende des Berichtszeitraumes sind die vorstehenden Fragen noch 
nicht endgültig geklärt. Nach eingehenden Beratungen im Präsidium des 
Handwerksrates in Frankfurt am 1. 6. 1949 kam es im Wirtschaftsrat zu 
einem Antrag auf Änderung des Gesetzes über die Altersversorgung, der 
folgenden Wortlaut hat: 
„In Anpassung an die wirtschaftliche und soziale Lage des selbständigen 
Handwerks und im -Hinblick auf eine freiheitlichere Entwicklung in allen 
Lebensbereichen muß auch der Zwang bei der Altersversorgung des 
Handwerks wesentlich gelockert werden. Nur auf diese Weise kann auch 

91 



derjenige Handwerker, der mit wirtschaftli chen Schwierigk,eit en zu käm­ 
pfen hat, trotz der eingetretenen Beitragssteigerung seine Versicherung 

· aufr echt erhalten. 
Der Di rektor der Verwaltung für Arbeit wi rd daher ersucht, ein Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes- über die A ltersversorgung für das deutsche 
Handwerk vom 21. 12. 1938 (RGBL I S. 1900) vorzulegen, durch welches 
den selbständigen Handwerkern die Möglichkeit gegeben wird, seine Ver­ 
sicherung aufrecht zu erhalten." 
Dieser Antrag wurde im Plenum des Wirtschaftsrates am 24. 6. 1949 an­ 
genommen. Die weitere Bearbeitung bleibt dem Bundesrat bzw, Bundes­ 
tag überlassen. 

Altershilfe 
Das Gesetz über die Altersversorgung des Deutschen Handwerks ermäch­ 
tigt die handwerklichen Organisationen zur Erhebung einer besonderen 
Jahresumlage, um aus der Umlage älteren und bedürftigen Handwerks­ 
·meistern laufend· einen Betrag .zur Verfügung stellen zu können. Seit 1939 
wurde aus· diesem Fond einer Reihe von Handwerksmeistern eine Bei­ 
hil fe gezahlt. Mit dem Zusammenbruch kamen diese sozialen Leistungen 
in Fortfall. Der Vorstand der Handwerkskammer Münster hielt jedoch 
die Neuregelung dieser besonderen Verpfli chtungen für, notwendig und be­ 
schloß, erneut einen Altersfond zur Linderung außergewöhnlicher Not­ 
stände zu schaffen. Der Altersfond wird durch einen Zuschlag von 1,- DM 
zum jährlichen Grundbeitrag zur Handwerkskammer finanziert. Soweit 
die Mittel reichen,· erhalten alte Handwerksmeister aus diesem Fond eine 
Unterstützung von monatlich 30,- DM. 
Außerdem sind inzwischen Verhandlungen mit den Lebensversicherungs­ 
gesellschaften über die Zurverfügungstellung von Mitteln für Zwecke der 
Altershil fe geführt worden. Diese Verhandlungen haben dazu geführt, 
daß von den Gesellschaften bei Neuabschlüssen von Lebensversicherungs­ 
verträgen auf Grund des Altersversorgungsgesetzes jeweils 3 %0 der Ver­ 
sicherungssummen an die Zentralarbeitsgemeinschaft des Handwerks in 
Frankfurt überwiesen werden. Die Zentralarbeitsgemeinschaft des Hand­ 
werks sammelt diese Beträge. Sobald dort eine angemessene Summe zur 
Verfügung steht, wird diese über die zuständigen Handwerkskammern 
zur Verteilung kommen. 

d) Kranken-, Renten- und Unfallversicherung 
Das Sozial v e r sl c h e r u n g s a n p a s s u n g s g e setz 

Mit dem vorerwähnten „Sozialversicherungsanpassungsgesetz" befaßte 
sich am 14.12.1948 die Vo'llversammlung der Handwerkskammer 
Münster. Sie brachte in Übereinstimmung mit dem Westdeutschen Hand­ 
werkskammertag ihre stärksten Bedenken gegen den Entwurf zum Aus-" 
druck und begründete ihre Ablehnung wie folgt: 
i. Nach Wiederherstellung demokratischer Regierungs- und Verwaltungs­ 

formen muß aus grundsätzlichen Erwägungen jede Art der Er m ä c h - 
t i g u n g, gesetzliche Bestimmungen ohne Zustimmung des Wirt­ 
schaftsrates zu ändern, abgelehnt werden. Fachausschüsse ersetzen nicht 
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das Parlament. Das im Entwurf vorgelegte Sozialversicherungs-Anpas­ 
sungsgesetz ermöglicht eine völli ge Umgestaltung des bestehenden 
Deutschen Sozialversicherungsrechts im Verordnungswege. 

2. Die Anpassung von Leistungen in der Sozialversicherung, insbesondere 
in der Rentenversicherung, an die gegenwärtigen Bedürfnisse wird 
grundsätzlich begrüßt. Die Vorschläge des Entwurfs jedoch sind im 
Hinb~.ick auf die derzeitige außerordentliche Belastung des Handwerks 
zu weitgehend. Die im Rahmen der A 1 t er s ver sorg u n g des deut­ 
schen Handwerks der Pfli chtversicherung unterliegenden selbständigen 
Handwerker können die für sie vorgesehenen erheblich erhöhte n 
B e i träge zur Angestelltenversicherung nicht aufbringen; die Bei­ 
tragssenkung zur Arbeitslosenversicherung wirkt sich fü_r sie nicht aus. 
Es darf darüber hinaus dem Direktor des Verwaltungsamtes für Arbeit 
nicht allein überlassen werden, für einzelne Berufszweige die Zuge­ 
hörigkeit zu den Beitragsklassen zu bestimmen. 

3. Der Zeitpunkt, über die Erhöhung der Versicherungspfli chtgrenze über 
3 600 DM hinaus zu entscheiden, ist verfrüht. Die Stabili sierung des 
Preis- und Lohnniveaus muß abgewartet werden. 

4. Der Entwurf ermöglicht dem Direktor des Verwaltungsamtes- für Ar­ 
beit die Einführung eines Finanzausgleichs zum Ausgleich ungerecht­ 
fertigter Verschiedenheit in der Höhe der Leistungen und Beiträge. 
Damit wird eine Forderung wiederholt, die im Gesetz über den Auf­ 
bau der Sozialversicherung vom 5. 7. 1934 unter der Bezeichnung 
„Gemeinlast in, der Krankenversicherung" von den Nationalsozialisten 
schon einmal verankert wurde. Bereits damals wurde von den an der 
Sozialversicherung unmittelbar Beteili gten der Nachweis erbracht, daß 
die Verschiedenheiten in der Krankenversicherung nicht ungereehtfer-' 
tigt sind, ein gerechter Ausgleich außerdem undurchführbar ist. Die 
Verwirklichung dieser Forderung würde der Selbstverwaltung in der 
Krankenversicherung hinsichtlich der Beiträge und Leistungen ihre 
ureigene Aufgabe nehmen und sie damit bedeutungslos machen. Die 
Durchführung einer solchen Gemeinlas-t würde das Wirtschaften aus 
dem großen Topf fördern und die Träger der Krankenversicherung 
der Bürokratie überantworten. Unwirtschaftlich arbeiten lediglich die· 
größten Ortskrankenkassen. Ihre Auflockerung durch Errichtung und 
Erweiterung von beruf'sständischen Krankenkassen, insbesondere von 
Innungskrankenkassen, ist neben der Einführung der echten Selbstver­ 
waltung das einzige wirksame Mittel, die dringend notwendige Wirt­ 
schaftlichkeit zu verbessern." 
Das „Gesetz über die Anpassung von Leistungen der Sozialversicherung 
an das veränderte Lohn- und Preisgefüge und über ihre finanzielle 
Sicherstellung" wurde in veränderter Fassung unter dem 17. 6. 1949 
mit Wirkung vom 1. 6. 1949 in Kraft gesetzt. Die Renten wurden monat­ 
lich um DM 15,- erhöht (Mindestrente DM 50,-), die Beiträge zur 
Rentenversicherung von 5,6 0/o auf 10 0/o heraufgesetzt und die Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung von 6,5 0/o auf 4 0/o gesenkt. Über die 
Auswirkungen wird demnächst zu berichten sein. 

93 



Innungskrankenkassen , 

Die Rechtsverhältnisse der Innungskrankenkassen . wurden durch die 
„Sechste Verordnung zum Aufbau der Sozialversicherung" vom 13. März 
1935 an die durch die ,/Erste Verordnung über den Vorläufigen Aufbau 
des Handwerks" vom 15. 6. 1934 geschaffene Rechtslage angepaßt. Diese 
Verordnung brachte jedoch für die Innungskrankenkassen insofern einen 
u n h a 1 t b a r e n Zustand, als es -den bestehenden Innungskrankenkassen 
nicht gestattet wurde, den Zuständigkeitsbereich dem der Kreishand­ 
werkerschaften anzugleichen. Von den Innungskrankenk:assen konnte des­ 
halb nach wie vor nur ein Teil der im Handwerk Tätigen betreut werden. 
Dazu kam noch, daß im Jahre 1934 grundsätzlich die Neuer r ich tun g 
von Krankenkassen v e r b o t e n wurde. Für das Handwerk hatte das 
bis auf den heutigen T,ag zur Folge, daß in Bezirken, in denen Innungs­ 
krankenkassen noch nicht vorhanden· sind, diese Kassen noch nicht er­ 
richtet werden durften, so daß in derartigen Bezirken alle handwerk­ 
lichen Arbeitnehmer bei berufsfremden Kassen versichert werden mußten. 
Dieser Zustand muß als des Handwerks unwürdig bezeichnet werden. 
Die Kammer Münster setzte sich deshalb auch im Berichtszeitraum immer 
wieder für die Beseitigung des durch nichts begründeten Zustandes ein. 
Sie befaßte sich mit dem Problem letztmalig eingehend noch auf einer 
sozial-poli tischen Tagung des gesamten westfälischen Handwerks, - auf 
der neben dem jetzigen Staatssekretär im Bundesarbeitsministerium 
in Bonn, Herrn S au erb o r n, auch- ein Handwerksmeister und ein 
Geselle des Handwerks zu Worte kamen. Sie alle forderten die Ausdeh­ 
nung der Innungskrankenkassen auf das gesamte Handwerk. Über den 
Arbeitgeberausschuß Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf und über das 
Zentralsekretariat der Arbeitgeber des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
in Wiesbaden - beiden Ausschüssen gehört Dr. Kahmann als Mitglied 
an - brachte die Kammer Münster es deshalb im Wirtschaftsrat zur Be­ 
ratung eines „Gesetzes über Aufhebung und Änderung von ·vorschriften 
der gesetzlichen. Krankenversicherung", womit gleichzeitig der vorge­ 
nannten Forderung des Handwerks Rechnung getragen werden sollte. 
Der Wirtschaftsrat bill igte das Gesetz in seiner Sitzung vom 23. 6. 1949. 
Der Länderrat sprach sich leider gegen die Durchführung des Ge­ 
setzes aus, wodurch eine nochmalige Beratung im Wirtschaftsrat erforder­ 
lich wurde. Zu dieser Beratung im Wirtschaftsrat ist es jedoch nicht 
mehr gekommen-, so daß nunmehr das Problem vom Bundestag gelöst 
werden muß. 

Selbstverwaltung, Einheitsbeitrag und 
Einheitsleistung 

Das Gesetz zum Aufbau der Sozialversicherung vom 5. 7. 1934 brachte 
für alle Sozialversicherungsträger als Organe den Leiter und den Beirat. 
Davon wurde dem Beirat nur eine beratende Tätigkeit auferlegt. Die 
Verantwortung der gesamten Verwaltung wurde also in die Hand eine s 
Mannes gelegt. · 
Das Handwerk betrachtete diese Lösung für seine handwerklichen In­ 
nungskrankenkassen als äußerst ungünstig. Es legte Wert darauf, daß das 
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gesamte Handwerk an der Gestaltung seiner Sozialversicherung beteili gt 
wurde. Meister und Gesellen soll ten über Beitrags- und Leistungs­ 
gestaltung selbst entscheiden. 
Der Sozialversicherungsausschuß begrüßte deshalb, daß endlich nach wie­ 
derholten seit 1945 geführten Besprechungen am 24. 5. 1949 der Wirt­ 
schaftsr,a,t in Frankfurt ein Gesetz über die Wiederherstellung der Selbst­ 
verwaltung verabschiedete, wonach als· Organe der Sozialversicherungsträ­ 
ger ein Vorstand und eine Vertreterversammlung vorgesehen sind. In 
beide Organe sollen bezüglich der Innungskrankenkassen Handwerks­ 
meister und Gesellen. in gleicher Zahl gewählt werden. Vom Sozialver­ 
sicherungsausschuß wurde diese p a r i t ä t i s c h e Besetzung der Organe 
nicht zuletzt deswegen gefordert, weil nach den Bestimmungen des Sozial­ 
versicherungsanpassungsgesetzes, das am 1. 6. 1~49 in Kraft trat, Arbeit; 
geber und Arbeitnehmer auch je zur Hälfte am Beitragsaufkommen 
beteili gt sind. Mit der Schaffung der Selbstverwaltung forderte. da's. Hand­ 
werk auch die Außerkraftsetzung der Sozialversicherungsdirektive Nr. 4 
der britischen Mili tärregierung vom 15. 10. 1945. Diese Direktive brachte 
für alle Krankenkassen den Einheitsbeitrag von 6 °/o für Pfli chtversicherte· 
und die Einheitsleistung, Für die Innungskrankenkassen bedeutete diese 
Regelung eine Erhöhung um durchschnittlich 1,5 0/o und gleichzeitig einen 
Abbau fast sämtlicher Mehrleistungen. Die Gestaltung des Beitrags- und 
Leistungsrechts hat jedoch der Ausschuß gerade als vordringliche Auf­ 
gabe der Selbstverwaltung angesehen, weil nur dann von einer echten 
eigenen Verwaltung gesprochen werden kann. 
Leider muß abschließend gesagt werden, daß das Zweimächtekontrollamt 
in Frankfurt am 16. 8. 1949 seine Genehmigung zu dem Gesetz zur Wie­ 
derherstellung der Selbstverwaltung versagt hat. Auch hier muß der 
Bundestag ·die Entscheidung bringen. · 

, Unfallversicherung 

Die reichsgesetzliche Unfallversicherung war bis zum Jahre 1942 auf dem 
sogenannten Betriebsprinzip aufgebaut, d. h. der Unfallversicherung un­ 
terlagen nur bestimmte, in der Reichsvericherungsordnung der Art nach 
im einzelnen aufgeführte Betriebe. Das Sechste Gesetz über Änderung in 
der Unfallversicherung vom 9. März 1942· brachte mit Wirkung vom 1. 1. 
1942 an Stelle des Betriebsprinzips das Personenprinzip. Seitdem unter­ 
liegen der Unfallversicherung alle auf Grund eines Arbeits-, Dienst- oder 
Lehrverhältnisses beschäftigten Personen. Durch die Satzung der B'erufs­ 
genossenschaft sind in vielen Handwerkszweigen auch. die Handwerks­ 
meister als Betriebsinhaber pfli chtversichert.' 
Die Erfassung all dieser Betriebe und die Durchführung des Beitrags­ 
einzuges machte vor allem- der Textil- und Bekleidungsberufsgenossen­ 
schaft in Augsburg wegen der sehr vielen Kleinbetriebe besondere Schwie , 
rlgkeiten. Die Berufsgenossenschaft wandte sich deshalb u. a. auch 'an 
die Handwerkskammer Münster mit der Bitte, über die Kreishandwer­ 
kerschaften die Beiträge einziehen zu lassen. Am 29. März 1949 wurde 
die Angelegenheit mit den Kreishandwerkerschaften des Kammerbezirks 
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erörtert. Dabei erklärten sich diese bereit, die in Frage kommenden 
Handwerker in einem Rundschreiben auf die Beitragspfli cht hinzuweisen 
und den· Handwerksmeistern nahezulegen, den Beitrag über die Kreis­ 
handwerkerschaft abzuführen. Damit trug das Handwerk den diesbezgl, 
Wünschen der Berufsgenossenschaft Rechnung. \ 
Im Laufe der Monate wurde jedoch besonders von Handwerkern des Tex­ 
til - und Bekleidungsgewerbes (Damenschneider, Putzmacher, Schuj.; 
macher) immer wieder gefordert, die laut Satzung bestehende Ver­ 
sicherungpfli cht des Betriebsinhabers rückgängig zu machen und außerdem 
die gesetzliche Versicherungspfl icht nur auf die Personen in besonders ge­ 
fährdeten Betrieben zu beschränken. Die Beibehaltung der im - Januar 
1942 eingeführten Bestimmungen. sieht das Handwerk als unnötige soziale 
Belastung an. Es erstrebt deshalb die Wiederherstellung des vor 1942 be­ 
stehenden Zustandes. Dazu ist allerdings neben Änderung der Satzung 
auch die Änderung der gesetzlichen Bestimmungen erforderlich. Der Aus; 
schuß für Versicherungswesen der Zentralarbeitsgemeinschaft- des Hand­ 
werks, dessen Geschäftsführung bei der Handwerkskammer Münster liegt, 
hat mit der Berufsgenossenschaft Textil und Bekleidung Verhandlungen 
aufgenommen und wird eine Regelung herbeiführen. 
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1. Aufr uf des nordrheinisch-westfäli schen Handwerks zur Wahl 

Die mit dem Erlaß des Bundesgesetzes und mit der bevorstehenden Wahl 
des Bundestages eingeleitete politische Neuordnung gibt dem nordrhei. 
nisch-westfälischen Handwerk Veranlassung, Öffentlichkeit und Parteien 
über die Grundsätze und Forderungen zu unterrichten, die für die Erhal­ 
tung eines lebensfähigen Handwerksstandes von Bedeutung sind. 

Grundsätze zur Gestaltung der Sozial- und Wirtschaftsordnung 

Das Bundesgesetz überläßt den Hoheitsorganen des neuen Bundesstaates 
die Regelung der künftigen Sozial- und Wirtschaftsordnung. Es wider. 
spricht einer klugen Staatsführung, wenn der Staat sich. anmaßt, allein. 
berechtigt und alleinbestimmend in der Wirtschafts- und Sozialordnung 
zu sein. -Seine treuhänderische Aufgabe gebietet es, daß er selbst die aus 
der Zeit des totalitären Staatssystems übernommene eigene Vormacht. 
stellung und diejenige seiner Verwaltungsbürokratie überwindet, weil sie 
den Grundsätzen einer gesunden Demokratie widerspricht. Das Hand­ 
werk ist der Auffassung, daß dieses Ziel nur durch eine neue Sozi~l- und 
Wirtschaftsordnung auf der Grundlage der berufsständischen Selbst- 
verwaltung erreicht werden kann. · 
Träger der wirtschaftlichen und sozialen Selbstverwaltung müssen die 
Berufs s t ä n de sein, in deren 'Organen Unternehmer, Angestellte und 
Arbeiter, Meister und Gesellen in solidarischer Leistungs- und Arbeits. 
gemeinschaft und in gegenseitiger. Achtung zusammenwirken. Diese 
Berufsstände (Industrie, Landwirtschaft, Handwerk, Handel, Verkehr, freie 
Berufe u. a.) 'stellen bereits heute eine Re a 1 i t ä t dar, die im wirtschaft­ 
lichen und sozialen Gemeinschaftsleben und im politischen Bewußtsein 
des deutschen Volkes wurzelt. Die Berufsstände, denen bislang eine staats; 
und verwaltungsrechtliche Form von den politischen Gewalten versagt ist, 
sind vielfach in Klassen- und Interessenorganisationen aufgespalten und 
entwickeln' sich in der Richtung wachsender Entfremdung untereinander 
und leider oftmals auch im Gegensatz zur allgemeinen öffentlichen Ver­ 
waltung. 

Dieser Zustand verhindert die Wohlfahrt des Volkes und kann nicht 
länger verantwortet werden. 

Das Handwerk bejaht das Recht und die Aufgaben der politischen Par­ 
teien, Träger der politischen Macht- und Will ensbildung zu sein. Es for­ 
dert jedoch die Beteili gung der Berufsstände an der polit ischen Verant­ 
wortung in den Formen einer ständisch geordneten 

Wirt schaftsdemokratje. 

Eine 'weitgehende Übertragung staatlicher Hoheitsaufgaben des wirtschaft­ 
lichen und sozialen Lebens auf Körperschaften der Berufsstände ist die 
Voraussetzung: 
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Für die Ausbreitung und Vertiefung des demokratischen Staatsgedan­ 
kens, 
für die lebendige Gestaltung eines harmonischen Verhältnisses zwischen 
Bevölkerung und Staat, · ' 
für die Überwindung des Klassenkampfes und die Anbahnung eines 
sozialen Friedens, für den Aufbau einer lebendigen Wirtschaftsdemo­ 
kratie. · 

Von dieser Grundlage einer berufsständisch geordneten Wirtschafts- und 
Sozialverfassung ausgehend, stell t das Handwerk folgende Forderungen: 

1. Die verfassungsrechtliche· VeTankerung der Berufsstände im Bundesrat 
ist erforder lich · 

Die Bundesrepublik Deutschland muß auf allen Ebenen der öffentlichen 
Staatsverwaltung und der berufsständischen Selbstverwaltung in ein­ 
fachster und sparsamster Form aufgebaut werden. Eine wirkliche Ver­ 
waltungsreform vornehmlich bei Ländern und Gemeinden ist Voraus­ 
setzung für die vom gesamten Volk erhoffte Senkung der öffentlichen 
Lasten. 
Bei der Bildung der Bundesregierung ist einesinnvolle Zusammenfassung 
der Wirtschafts-, Ernährungs-, Arbeits- und Verkehrsverwaltung zu ver­ 
wirklichen. Dabei ist auch das Geld- und Kreditwesen in die Zuständig­ 
keit der Wirtschaftsverwaltung einzubeziehen. Stärkste Verwaltungsver­ 
einfachung ist auch in den Ländern zum Zwecke der Einsparung über­ 
flüssiger Minister ien durchzuführen. Die bisherige Aufteilung der wirt ­ 
schaftlichen Verwaltung in getrennte Ministerialbereiche verhindert orga- 
nische Gesamtlösungen der staatlichen Wirtschaftspoli tik. _ 

Die Wiedereinrichtung eines ( 
1
~

0

~~ 

Staatssekretariats für Handwerk und gewerblichen Mittelstande} 

innerhalb dieses Ministeriums ist ein dringendes Bedürfnis. 
Die öffentliche verantwortliche Mitwirkung der Berufsstände ist auch bei 
den Ländern- und Kommunalverwaltungen zu verwirklichen, um die not­ 
wendige Entlastung der Verwaltung zu erreichen. Im übrigen ist das 
Recht der Staatsaufsicht über die berufsständische 'Selbstverwaltung weit­ 
gehend einzuschränken. 
2. Das Handwerk bekennt sich zu einer Wirtschafts- und Sozialverfassung, 
die auf der Anerkennung des Privateigentums sowie auf der Initiative 
und Verantwortung-des freien Unternehmertums beruht und eine gesunde 
Entwicklung des selbständigen gewerblichen Mittelstandes gewährleistet. 
Der Schutz des wirtschaftlich Schwächeren vor sozialer und wirtschaft­ 
licher Ausbeutung, die Sicherung des Arbeitsplatzes durch Vollbeschäfti­ 
gung der Betriebe muß das höchste Ziel der staatlichen Wirtschaftspoli tik 
sein. 
Grundsätzlich wird die Gewerbefreiheit anerkannt mit der Einschränkung, 
daß unlautere Elemente vom Wettbewerb auszuschließen sind. Die Grün­ 
dung und Führung von Handwerksbetrieben- soll nur für solche Personen 
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zugelassen werden, welche den Nachweis der fachli chen Befähigung durch 
Ablegung der Meisterprüfung erbracht haben (Großer Befähigungsnach- 
weis). · · 

Die hoch bestehenden Reste der Zwangswirtschaft, insbesondere auf dem 
Gebiet des Arbeitsmarktes und der Ernährung sind so schnell wie mög, 
li eh zu beseitigen. 
Das Bank- und Kreditwesen bedarf einer grundlegenden Reform, die der 
gegenwärtigen Geld- und · Kapitalmarktlage Rechnung trägt und eine 
wirtschaftlich vertretbare Zinspoli tik gewährleistet. 

' . , ' 

Die wichtigsten Forderungen 

Im Rahmen der vorstehend dargelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Neugestaltung der Wirtschafts- und Sozialordnung bezeichnet das Hand­ 
werk folgende Einzelmaßnahmen als besonders vordringlich: 

Zur Wirtschaftspoli tik 

Den Behörden einschließlich der, Kommunalbehörden ist jede privatwirt­ 
schaftliche Betätigung (Einrichtung und Unterhaltung von Regiebetrteben) 
zu untersagen. 
AB den zur Verteilung kommenden Wiederaufbau- und Investitionskredi­ 
ten und bei der Mitwirkung in den für die Verteilung zuständigen Kre­ 
ditinstituten ist das Handwerk angemessen zu beteili gen. 
Bei der Förderung des sozialen Wohnungsbaus hat die einseitige Bevor-. 
zugung der gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften unter Ausschal­ 
tung und .Verdrängung der privaten Wohnungs- und Bauwirtschaft zu 
unterbleiben. · 
Das Genossenschaftswesen als Selbsthil feeinrichtung ist zu fördern.' Je­ 
doch ist eine .staatliehe Begünstigung einzelner Genossenschaftsarten zum 
Schaden der Privatwirtschaft zu unterlassen. 

Zur Sozialpolit ik und Sozialversicherung 

Die Einheitsversicherung, die zur Vermassung und Bürokratisierung führt, 
wird strikte abgelehnt. In den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung 
ist die Mitwirkung der Berufsstände weitgehend sicherzustellen. Die 
Kranken- und Unfallversicherung ist der berufsständischen Selbstver­ 
waltung zu übertragen. In der gleichen Richtung ist auch die 

Altersversorgung des Handwerk!; 

schnellstens neu zu regeln. 
Soweit bei den Entscheidungen bei der Lohn- und Tarifpolitik staatliche 
Schlichtungsbehörden mitwirken, ist auf die besonderen Belange der 
Handwerkswirtschaft Rücksicht zu nehmen. . ' 
Die Arbeitsgerichte sind tunlichst mit besonderen Kammern für Arbeits­ 
streitigkeiten aus den handwerklichen Arbeitsverhältnissen zu besetzen, 
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Zur Finanz- und Steuerpoli tik 

Das Handwerk fordert eine beschleunigte 

Steuerreform 

mit dem Ziel einer umfassenden Steuersenkung, einer Vereinfachung d.er 
Steuergesetze, Steuerberechnung, Steuerfestsetzung und Steuererhebung. 
Die bestehende Unklarheit in den Steuergesetzen und -verordnungen ist. 
zu beseitigen. Die Höhe. der Steuern und Abgaben verhindert einespar; 
same und rationelle Betriebsführung, erschwert die Neubildung 'von Kapi­ 
tal und untergräbt die Steuermoral. 
Neubauwohnungen und wieder Instandgesetze Wohnungen sind für eh~b 
angemessene Zeit im Interesse einer gesunden Mietpreisbildung und Wie­ 
derbelebung des Baumarktes von jeder Besteuerung freizustellen. 
Die Einnahmen aus den Altgeldhypotheken auf Grund des Hypotheken­ 
sicherungsgesetzes sind ausschließlich dem Wohnungsbau zuzuführen. Die 
Ruinenhypotheken auf Trümmergrundstücken sind sofort zu beseitigen und 
die Grundbücher zu bereinigen, um die Voraussetzungen für die Belebung 
der Bauwirtschaft zu schaffen. · 
Der Lastenausgleich ist so durchzufühern, daß die Leistungs- und Lebens­ 
fähigkeit des Handwerks aufrechterhalten bleibt. 

Zum berufli chen Aus- und Fortbildungswesen 

fordert das Handwerk Erhaltung und Ausbau aller staatlichen, kommu­ 
nalen und berufsständischen Schulen des Handwerks unter seiner ent­ 
scheidenden Mitwirkung. Die an den Universitäten und technischen Hoch­ 
schulen bestehenden Lehr- und Forschungseinrichtungen sind stärker. als 
bisher für die wissenschaftliche Förderung der Handwerkswirtschaft und 
Handwerkstechnik einzusetzen. 

Ferner fordert das Handwerk die Aufrechterhaltung der Meisterlehre .. Das 
Lehrverhältnis ist durch berufsständische Organe des Handwerks nach, wie 
vor als Ausbildungs- und Erziehungsverhältnis zu regeln. Hierzu gehört 
auch das Recht der Innungen zur- Schlichtung von Lehrstreitigkeiten. 

Die Berechtigung zu seinen Forderungen stützt das Handwerk auf f_olgende 
Tatsachen: - · 
a) Der Berufsstand des Handwerks umfaßt in den drei Westzonen rund 

900 000 Betriebe mit rund 3 500 000 Beschäftigten. Davon entfallen auf 
Nordrhein-Westfalen 210 000 Betriebe mit· rund 800 000 Beschäftigten. 
Mit rund 2 000 000 wahlberechtigten Staatsbürgern und den dazu ge­ 
hörigen Famili en ist der Berufsstand des Handwerks eine der stärk­ 
sten Gruppen des gesamten gewerblichen Mittelstandes und damit 
'I'räger einer gesunden Gesellschaftsordnung; 

b) in der Geschichte des deutschen Volkes hat sich die wirtschaftliche und 
soziale Widerstandskraft des Handwerks immer wieder behauptet und 
das deutsche Volk mehr als einmal vor dem völli gen Zusammenbruch 
bewahrt; 
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c) ein lebensfähiges Handwerk - stellt auch heute noch eine dem natür­ 
li chen Streben des einzelnen erreichbare M ögli chkeit des Aufstiegs bis 
zur Selbständigkeit dar. Hierin liegt die beste Lösung der sozialen 
Frage; · 

d)- die trotz des 'pclttlschen und wirtschaftli chen Zusammenbruchs vorn 
Handwerk voll brachten Leistungen für die Versorgung der Bevölke­ 
rung, für Wiederaufbau, für die Aufr echterhaltung des Verkehrs sowie 
als Zubringer- und Hil fsbetriebe für Industrie und Landwi rtschaft 
machen das Handwerk auch für die Zukunft zu einem unentbehrli chen 
Gli ed der deutschen Volkswirtschaft. 

Das Handwerk erwartet von den Parteien, daß sie diese Tatsachen aner­ 
kennen und die sich daraus ergebenden Folgerungen für die poli tische 
Neuordnung Deutschlands und für die Arbeit im Bundesparlament ziehen. 

2. Die M itgli eder des Vorstandes und der Voll versammlung 

·1. Vorstand: 

Meister: 
1. (verstorben) 
2. Bäckermeister Franz Epping, Burgsteinfurt, Markt 4, 
3.- Zimmerermeister Theodor Geringhoff, Münster, Metzer Straße 7, 
4. Sattlermeister Julius Debus, Gelsenkirchen, Schalker Straße 31, 
5. Tischlermeister Wilhelm Mühlenbeck, Ascheberg, Dorfheide 187, 
6. Tischlermeister Clemens Beeking, Recklinghausen, Kurfürstenwall 16. 

Gesellen: 
t Schlossergeselle Wilhelm ·Fuchtmann,· Gelsenkirchen, Virchowstraße 3, 
2. Polsterergeselle Ewald Lensing, Bocholt, Wittekindstraße 14, 
3. Schneidergeselle Eugen Gerdemann, Münster, Breite Gasse 47. 

II . V o 11 v e r s a m m l u n g : 

A) Vertreter des selbständigen Handwerks: 

a) Bezirk 1 ich e Auf g 1 i e der u n g: 

Teilbezirk I : (Stadtkreis Münster und Landkreise Münster und Warendorf) 

Mitglieder 
1. Theodor Geringhoff', Zimmerer­ 

meister, Münster, Metzer· Str. 7 
2. Franz Post, Bäckermeister, Mün­ 

ster, Steinfurter Str. 7 
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Stellvertreter 
Gerhard Schultenkemper, Maler­ 
meister, Warendorf, Neuenhof 
Franz Hülsmann, Fleischermeister, 
Münster, Kanalstr. 25 
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3. Wilhelm Hotte,· Schneiderrneister, 
Telgte, Emsstr. 18 

4; Ludwig Pape, Elektr~meister, 
Münster, v,'olbecker Str. 17 

5. Johann Haverbeck, Friseurmeister, 
Nottuln, Stiftplatz 1 

6. Heinrich Wewer, Baumeister, 
Harsewinkel, Bahnhofstr. 39 

Teilbezirk II : (Stadt- und Landkreis Recklinghausen) 

1. (verstorben) 

2 .. Clernens Beeking, Tischlermeister, 
Recklinghausen, Kurfürstenwall 16 

3. Wilhelm Cornelius, Schuhmacher­ 
meister, Marl, Loerstr. 

4. Emil Kraas, Meister des Kraftfahr- 
zeughandwerks, Recklinghausen, 
S„ 2., Bochumer Str. 153 a 

Heinz Thiemeyer, Kürschnerrnei­ 
ster, Münster, Zeppelinstr. 8 · 
Georg Grothaus, Schmiedemeister 
Telgte, Antoniusstr. 2 · ' 
Hermann Becker, Zahntechniker­ 
meister, Münster, Dechanei­ 
schanze 28 
(verstorben) 

Hubert Engberding, Bauunterneh­ 
mer, Haltern, Recklinghäuser Str. 
24 
Georg Veuhoff ,. Tischlermeister, 
Datteln, Marktstr. 26 
Frl. Klara Hardick, Damenschnai; 
dermeisterin, Recklinghausen,. <;a-. 
stroper Str. 29 
Adolf Freyhoff , Schlossermeister, 

· Recklinghausen, Rill en 22 

Teilbezirk II I : (Stadtkreise Bottrop, Gelsenkirchen, Gladbeck) 

1. Paul Hilkenbach, Bäckermeister, 
Gelsenkirchen, Florastr. 77 

2. Julius .Debus, Sattlerrneister, 
Gelsenkirchen, Schalker Str. 31 

3, Hans Eickelschulte, Schmiedemei­ 
ster, Bottrop, 'K irchhellener Str. 121 

4. Hermann Elbers, Buchbindermei­ 
ster, Gelsenkirchen-Euer, · Hoch:. · 
str. 52 

5. Franz Merz, Baumeister, Gelsen­ 
kirchen-Euer, Horster'Str. 132 

6. Fr .. Hanna Kleine-Gunk, Damen- 
schneidermeisterin, Gladbeck, 
Markstr. 41, 

Heinrich Stobbe, Fleis<;Jlermeister, 
Gelsenkirchen Klosterstr. 11 
Theodor Hülskemper, Sattlermei­ 
ster, Bottrop, Scharnhölzstr. 40 
Gustav Freye, Klempner- und .I n­ 
stallateurmeister, Gelsenkirchen­ 
Buer, Am Spinnweg 8 
Clemens Stollbrock, Buchbinder­ 
meister, Gelsenkirchen-Buer- 
Resse, Hertener Str. 54 . . 
Josef Wüstefeld, Stukkateurmei., 
ster, Bottrop, Scharnhölzstr. 17 
Fr. Käthe Hintzen, Meisterin .des 
Weißnäherhandwerks, Gladbeck, 
Hermannstr. 92 

Teilbezir~ IV: (Stadtkreis Bocholt und Landkreise Borken und Coesfeld) 

1. Heinrich Jasper, Schuhmacher­ 
meister, Dülmen, Münsterstr, 86 

Theodor Inkmann, Herrenschnei­ 
dermeister, Bocholt, Wesemann­ 
str. 21 
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2: Otto Kemper, Tischlermeister, 
Bocholt, Südwall 26 

3, Heinrich Jeising, Holzschuh- 
maehermeister, Hiddingsel, Dorf 59 

4_, Josef Ebbing, Fleischermeister, 
· Gemen b. Borken, Holzplatz 

Bernhard Bietenbeck, Tischler_ 
meister, Borken, Kapellenstr. 19 
Heinrich Büscher, Zimni.erermei­ 
ster, Merfeld 65 b. Dülmen 
Bernhard Kemper, Konditormei-' 
ster, Coesfeld, Schüppenstr. 15 

Teilbezirk V: (Landkreis Beckum und Lüdinghausen) 

1. Bernhard Plaßmann, Baumeister, 
Herzfeld, Dorf 52 

2. Wilhelm Mühlenbeck, Tischlermei­ 
. ster, Ascheberg, -Dorfheide 187 

3. Heinrich Teigelkötter, Uhrmacher­ 
meister, Werne, Bonenstr. 4 

4. Josef Kaufholt, Malermeister, 
.. Beckum, Oelder Str. 18 

·Teilbezirk VI : (Landkreise Ahaus, Steinfurt und Tecklenburg) 

1. Anton Pomberg, Tischlermeister, 
Ahaus, Königsstr. 7 

2. Wilhelm Erning, Töpfermeister, 
Stadtlohn, Hegebrockstr. 

3. Franz Epping, Bäckermeister, 
Burgsteinfurt, Markt 4 

4: Wilhelm Kock, Friseurmeister, 
Ochtrup, Hellstiege 2 

5; August Ternme, Elektromeister, 
Ibbenbüren, Münsterstr. 

6. · Ernst Möllenkamp, Schmiedemei„ 
ster, Lengerich, Münsterstr, 

,, 
Mitglieder 

1. Theodor Geringhoff, Zimmerer­ 
meister, Münster, Metzer Str. 7 

2. Heinrich Wewer, Baumeister, 
Harsewinkel, Bahnhofstr. 39 

3. (verstorben) 

4. Franz Merz, Baumeister, Gelsen­ 
kirchen-Euer, Horster Str. 132 

i 04 

Hans Feldhaus, Maurermeister, 
Ahlen, Winkelstr. 96 
Franz Trampe,· Böttchermeister, 
Beckum, Lippborger Str. 6 
Wilhelm Rosenbaum, Maschinen­ 
baumeister, Lüdinghausen, Indu, 
striestr. 1 

· 

Bernhard Voss, Zimmerermeister, 
Lüdinghausen, Wolfsberg 6 

Wilhelm Dahlhoff, Tischlermei­ 
ster, Gronau, Losserstr. 2 
Arnhold Brockhoff , Töpfermeister, 
Stadtlohn, Eschstr. 44 
Leo Kemna, Müllermeister, 
Berghorst, Altenberger Str. 
Albert Klooster, Friseurmeister, 
Rheine, Mühlenstr. 5 
Carl-Stark, Rundfunkmechaniker­ 
meister, Mettingen 
Hermann Sander, Schlossermei­ 
ster, lbbenbüren-Alstätte 

b) Fachliche Aufgliederung: 

Gruppe I : Bauhandwerke 

Stellvert reter 
Gerhard Schultenkemper, Maler­ 
meister, Warendorf, Neuenhof 
(verstorben) 

Hubert Engberding, Bauunterneh­ 
mer, Haltern, Recklinghäuser 
Str. 24 
Josef Wüstefeld, Stukkateurmei­ 
ster, Bottrop, Scharnhölzstr. 17 

... 



5. Bernhard Plaßmann, Baumeister, 
Herzfeld, Dorf 52 

6. Josef Kaufholt,. Malermeister, 
Beckum, Oelder Str. 18 

Gruppe II : Nahrungsmittelhandwerke 

1. Franz Post, Bäckermeister, 
Münster, Steinfurter Str. ·7 

2. Paul Hilkenbach, Bäckermeister, 
Gelsenkirchen; Florastr. 77 

3. Josef Ebbing, Fleischermeister, 
Gemen b. Borken, Holzplatz 

4. Franz Epping, Bäckermeister, 
Burgsteinfurt, Markt 4 

Gruppe II I : Bekleidungs-, Textil - und Lederwarenhandwerke 

1. Wilhelm Hotte, Schneidermeister, 
Telgte, Emsstr. 18 · 

2. Wilhelm Cornelius, Schuhmacher; 
meister, Marl, Loestr. 27 

3, Julius Debus, Sattlermeister, 
Gelsenkirchen, Schalker Str. 31 

4. Fr. Ranna Kleine-Gunk, Damen- 
schneidermeisterin, Gladbeck, 
Marktstr. 41 · 

5. Heinrich Jasper, Schuhmachermei­ 
ster, Dülmen, Münsterstr. 86 

Hans Feldhaus/ Maurermeister, 
Ahlen, Winkelstr. 96 
Bernhard Voss, Zimmerermeister, 
Lüdinghausen, Wolfsberg 6 

Franz Hülsmann, Fleischermei­ 
ster, Münster, Kanalstr. 25 
Heinrich Stobbe, Fleischermeister, 
Gelsenkirchen, Klosterstr. 11 
Bernhard Kemper,· Konditormei­ 
ster, Coesfeld,' Schüppenstr. 15 
Leo Kemna, Müllermeister, 
Borghorst, Altenberger Str. 

Heinz Thiemeyer, Kürschnermei­ 
ster, Münster, Zeppelinstr, 8 
Fr. Klam Hardick, Damenschnei­ 
dermeisterin, Recklinghausen, Ca- 
stroper Str. 2·9 · 
Theodor Hülskemper, Sattlerrnei­ 
ster, Bottrop, Scharnhölzstr. 40 
Fr. Käthe Hintzen, Meisterin· des 
Weißnäherhandwerks, Gladbeck, 
Hermannstr. 92 
Theodor Inkmann, Herrenschnei­ 
dermeister, Bocholt, Wesernann., 
str. 2~ 

Gruppe IV: Eisen- und metallverarbeitende Handwerke 

· 1. Ludwig Pape, Elektromeister, 
Münster, Wolbecker Str. 17 

2. Emil Kraas, Meister des Kraftfahr- 
zeughandwerks, Reeklinghausen, 
S. 2., Bochumer Str.· 153 a 

3. Heinrich Teigelkötter, Uhrmacher­ 
meister, Werne, Bonenstr, 4 

4. August Temme, Elektromeister, 
Ibbenbüren, Münsterstr. 

5. Hans · Eickelschulte, Schmiedemei­ 
ster, Bottrop, Kirchhellener Str. 121 

6. Ernst lVIöllenkamp, Schmiedemei­ 
ster, Lengerich, Münsterstr. 

Georg Grothaus, Schmiedemeister, 
Telgte, Antoniusstr. 2 
Adolf Freyhoff, Schlossermeister, 
Recklinghausen, Rill en 22 

Wilhelm Rosenbaum, Maschinen­ 
baumeister, Lüdinghausen. _ Indu­ 
striestr. 
Carl Stark, Rundfunkmechaniker­ 
meister, Mettingen 
Gustav Freye, Klempner- und In­ 
stallateurmeister, Gelsenkirchen­ 
Buer, Am Spinnweg 8 
Hermann Sander, Schlossermei­ 
ster, Ibbenbüren, Alstätte 
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Gr uppe V : Holzver ar beit ende Handwer ke 

1. Clemens Beeking, Tischlermeister, 
Recklinghausen, Kurfürstenwall 16 

2. Otto Kemper, Tischlermeister, 
Bocholt, Südwall 26 

3. Heinrich Jeising, Holzschuh- 
macherrneister, Hiddingsel, Dorf 59 

4. Wilhelm Mühlenbeck, Tischlermei­ 
ster, Ascheberg, Dorfheide 187 . 

5. Anton Pomberg, Tischlermeister 
Ahaus, Königsstr. 7 

· Georg. Veuhoff, Tischlermeister, 
Datteln Marktstr. 26 
Bernhard Bietenbeck, Tischler­ 
meister, Borken, Kapellenstr. 19 
Heinrich Büscher, Zimmererrnei., 
ster, Merfeld 65 b. Dülmen 
Franz Trampe, Böttehermeister, 
Beckum; Lippborger Str. · 6 
Wilhelm Dahlhoff, Tischlermei., 
ster;: Gronau, Losserstr. 2 

Gruppe. 'VI : Handwerke für Gesundhelts , und Körperpflege, chemische u. 
. . . Reinlgungshandwerke 

1. Johann Haverbeck.Fr'iseurmeister, 
Nottuln, Stiftplatz 1. ' · ' 

2. Wilhelm· Kock, Friseurmeister, 
Ochtrup, Heilstiege 2 

Hermann Becker, Zahntechniker - 
meister, Münster, Dechanei­ 
schanze 28 
Albert Klooster, Friseurmeister, 
Rheine, Mühlenstr. 5 

Gruppe VII : Papierverarbeltende, keramische und sonstige Handwerke 
1. Hermann _Elbe.rs,, Buchbindermei- Clemens Stollbrock, Buchbinder- 

__ ster, Gelsenkirchen-Euer, Hoch- meister, Gelsenkirchen-Buer- 
str. 52 Resse, Hertener Str. 54 

2. Wilhelm Erning, Töpfermeister, Arnold Brockhoff, .. Töpfermeister, 
Stadtlohn, Hegebrockstr. Stadtlohn, Eschstr. 44 

B) Vertreter der Gesellen: 
a) Bezirk 1 ich e Auf g I i e der u n g: 

Te!Jbezirk I : (Stadtkreis Münster und Landkreise Münster und Warendorf) 
Mitglieder 

1. Karl Biel, Maurerpolier, 
Münster, Warendorfer Str. 100 

2. Heinrich Wientke, Tischlergeselle, 
. Telgte, Grevener Str. 627 

3. ,F.erd. Uthrnann, Bäckergeselle, - 
Warendorf, Oststr. 53 

Stellvertreter 
Josef Rohlmann, Maurergeselle, 
Hil trup, Richthofenstr. 4 

· August Wiesmann, 'I'lschlergeselle, 
Havixbeck, Poppenbeck 53 
Theodor Brinkmann, Bäckerge­ 
selle, Warendorf, Brünebrede 33 

Teilbezirk II : (Stadt-· und Landkreis Recklinghausen) 
1. Wilhelm 'Mengelkamp, Maurerpo-, Robert Schulz, Maurergeselle, 

lier, Recklinghausen, W. 4., Her- Recklinghausen, Börster Weg 80 
tener Str. 223 

2: August' Sosnowski, Schneiderge., 
selle, Herten, Clemensstr. 11/1 

Anton Schmitz, · Schneidergeselle, 
Erkenschwick, Stirnbergstr. 60 
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Teil bezir k II I : (Stadtkreise Bottrop, Gelsenkirchen, Gladbeck) 

-1. Gerhard Stratkötter, Maurerge­ 
selle, Bottrop, Am Vogelpoth 26 

2_. Wilhelm Fuchtmann, Schlosser­ 
geselle, Gelsenkirchen, Virchow, 
str. 3 

3. Heinrich Heisterkamp, Bäckerge­ 
selle, Gladbeck, Schillerstr. 32 

Karl Vogt, Maurergeselle, 
Gelsenkirchen, Hollkampstr, 14 
Josef Gladen, Klempner- und In­ 
staUateurgeselle, Gelsenkirchen­ 
Buer, Ophoffstr. 36 
Johann Tytko, Bäckergeselle, 
Bottrop, Am· Lamperfeld 2"8 

Teilbezirk IV: (Stadtkreis Bocholt und Landkreise Borken und Coesfeld) 

1. Ewald Lensing, Polsterergeselle, 
Bocholt, Wittekindstr. 14 

2. Hermann · Schneermann, Tischler­ 
.geselle, Veelen 16, Krs. Borken 

Bernhard Vorell , Schneidergeselle, 
Bo.cholt, Schwanens-tr. 100 
Josef Hallenkamp, Tischlergeselle, 
Borken, Kapellenstr. 54 

Teilbezirk V: (Landkreise Beckum und Lüdinghausen) 

1. August Limberg, Schmiedegeselle, 
Stockum b. Werne, b. Dickmann 

2. Hanns Viktor, Mechanikergeselle, 
Oelde, Herrenstr. 8 

August Bentlage, Schmiedegeselle, 
Ascheberg, Dorf 253 
Franz Feldmann, Klempnerge­ 
selle, Beckum, Annastr. 24 

Teilbezir k_ VI : (Landkreise Ahaus, Steinfurt und Tecklenburg) 

1. Hermann Gottschalk, Friseurge­ 
selle, Gronau, Kaiserstiege 

2. Adolf Beermann, Buchbinderge­ 
selle, Emsdetten, Rheiner Str. 39 

3. Otto Lührmann, Maurergeselle, 
Ibbenbüren, Bergkamp 6 

b) Fachliche Aufgliederung: 

Gruppe I : Bauhandwerke 

Mitglieder 
1. Karl Biel, Maurerpolier, 

Münster, Warendorfer Str. 100 
2. Wilhelm Mengelkamp, Maurer­ 

polier, Recklinghausen -W. 4., Her­ 
tener Str. 223 

3. Gerhard Stratkötter, Maurerge­ 
selle, Bottrop, Am Vogelpoth 26 

4. Otto Lührmann, Maurergeselle, 
Ibbenbüren, Bergkamp 6 

Friedrich Lukas, Friseurgeselle, 
Gronau, Schildkampstr. 9 
Ernst Schiel, Buchbindergeselle, 
Gronau, Neustr. 6/8 
Theodor Plake, Maurergeselle, 
Ibbenbüren, Bockraden 52 

Stellvertreter 
Rohlmann, Maurergeselle, 
Hiltrup, Richthafenstr. 4 - 
Robert Schulz, Maurergeselle, 
Recklinghausen, Börster· Weg 80 

Karl Vogt, Maurergeselle, 
Gelsenkirchen, Hellkampstr. 14 
Theodor Plake, Maurergeselle, 
Ibbenbüren, Bockraden 52 
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Gruppe II : Nahrungsmittelhandwerke 

1. Ferd. Uthmann, Bäckergeselle, 
Warendorf, Oststr. 53 

2. Heinrich Heisterkamp, Bäckerge , 
selle,. Gladbeck, Schill erstr. 32 

Theodor Brinkmann, Bäckerge., 
selle, Warendorf, Brünebrede 33 
Johann Tytko, Bäckergeselle, 
Bottrop, Am Lamperfeld 28 

,Gruppe II I : Bekleidungs-, Textil - und Lederhandwerke 

1. August Sosnowski, Schneiderge­ 
• selle, Herten, Clemensstr. 11/1 
2. Ewald Lensing, Polsterergeselle, 

Bocholt, Wittekindstr. 14 

Anton Schmitz, Schneidergeselle, 
Erkenschwick, Stirnbergstr. 60 
Bernhard Vorell , Schneidergeselle, 
Bocholt, Schwanenstr. 100 

Gruppe IV: Eisen- und metallverarbeitende Handwerke 

1. Wilhelm Fuchtmann, Schlosserge­ 
selle, Gelsenkirchen, Virchowstr. 3 

2. August Limberg, Schmiedegeselle, 
Stockum b. Werne, b. Dickmann 

0

3.' ·Hanns Viktor, Mechanikergeselle, 
Oelde, Herrenstr. 8 

Josef Gladen, Klempner- und In­ 
stallateurgeselle, Gelsenkirchen­ 
Buer, Ophoffstr. 36 
August Bentlage, Schmiedegeselle, 
Ascheberg, Dorf 253 ' 
Franz Feldmann, Klempnerge­ 
selle, Beckum, Annastr, 24 

Gruppe V: Holzverarbeitende Handwerke 

1. Heinrich! Wientke, Tischlergeselle, August Wieskamp, Tischlergeselle, 
Telgte. Grevener Str. 627 Havixbeck, Poggenbeck 53 . 

2. Hermann Schneermann, Tischler- Josef Hellenkamp, Tischlergeselle, 
geselle, Veelen 16, Krs. Borken Borken, Kapellenstr. 54 · · 

Gruppe VI : Handwerke für Gesundheits- und Körperpflege; chemlsehe u. 
Reinigungshandwerke 

1. Hermann Gottschalk, Friseurge­ 
selle, Gronau, Kaiserstiege 

1. Adolf Beermann, Buehbinderge­ 
selle, Emsdetten, Rheiner Str. 39 

Friedrich Lukas, Friseurgeselle, 
Gronau, Schildkampstr. 9 

Gru~pe VII : Papierverarbeitende, keramische und sonstige Handwerke 

Ernst Schiel, Buchbindergeselle, 
Gronau, Neustr. 6/8 • 

C) Zugewählte Mitglieder : 

Schmiedemeister Mathias Golzheim, Gelsenkirchen, Am Stadthafen, 
Malermeister Aloys Beyer, Olfen, · 
Mechanikerrneister Gustav Bauer, Münster, Dorotheenstr. 27, 
Schornsteinfegermeister H. Böger, Münster, Himmelreichallee, 
Braumeister Karl Müller, Münster, Kreuzstraße 7/9, 
Schneidermeisterin Frl. Hedwig Schmitz, Datteln Nonnenrott 34, 
Schneidergeselle Eugen Gerdemann, Münster, Breite Gasse 47/48, 
Mechanikermeister Bruno Gottschalk, Datteln, 
Kürschnergeselle Werner Brokamp, Bill erbeck. 
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3. ;Die K reishandwerkerschaften 

· K reishandwerkerschaft Ahaus 
Kreishandwerksmeister : Tischl_ermeister Anton Pomberg, Ahaus, 

Königsstraße 7, _ 
Geschäftsführer : DipL-Volksw. Franz Berding, Epe, Marschstraße 37; 

Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte 
. 20 1617 \ 6174 

Sitz: Ahaus, Bahnhofstraße 9, Telefon: 465 

Kreishandwerkerschaft Beckum 
Kreishandwerksmeister : Schmiedemeister Josef Detmar, Ahlen, 

Nordstraße 6, 
Geschäftsführer : Josef Laukemper,• Beckum, Alleestraße 17, 

Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte 
24 2178 7 727 

Sitz: Beckum, Westmarkstraße 22, Telefon: 3690 

,, ( 

K reishandwerkerschaft Borken 
Kreishandwerksmeister: Tischlermeister Bernhard Bietenbeck, Bor- 

ken, Kapellenstraße 19 · 
Geschäftsführer: -Lünenborg, Borken 

Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte' 
9 . 517 2 013 

Sitz: Borken, Heidenerstraße, Telefon: 315 

K reishandwerkerschaft Bocholt 
'1 

Kreishandwerksmeister : Tischlermeister W. Kemper, Bocholt, Süd- 
wall 

Geschäftsführer: Karl-H. Büning, Bocholt, Münsterstraße 76 
Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte · 

21 1 263 5 024 
Sitz: Bocholt, Münsterstraße 76, Telefon: 556 

Kreishandwerkerschaft Bott rop 
/ 

Kreishandwerksmeister: Maurermeister B. Emsehermann, Bottrop, 
Sterkrader Straße 108 

Geschäftsführer : Vienken, Bottrop, Gerichtstraße 6 
Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte 

18 755 4 504 
Sitz: Bottrop, Gerichtstraße 6, Telefon 2644 
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K reishandwerkerschaft Buer 

Kreishandwerksmeister : Buchbindermeister Hermann Elbers, Buer, 
Hochstraße 52 

Geschäftsführer : Heinrich Confer, Buer 
Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte 

19 1140 7 598 
Sitz: .Buer, Maelostraße 2, Telefon: 3 03 51 

' 
11 
II 

Kreishandwerkerschaft Coesfeld 

Kreishandwer\{smeister : Schuhmachermeister Heinrich Jasper, Dül­ 
men, Münsterstraße 86, 

Geschäftsführer : Dipl. V. Strauch, Coesfeld 
Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte 

29 1 676 5. 776 
Sitz: Coesfeld, Osterwicker Straße 29, Telefon 236 

li 

1 

1 

K reishandwerkerschaft Gelsenkir chen 

Kreishandwerksmeister : Baumeister Emil Krenzer, Gelsenkirchen, 
Hüttenstraße 63 

Geschäftsführer : Dr. Kraume, Gelsenkirchen, Hohenzollernstraße 108 
Zahl der Innungen, Betr iebe, Beschäftigte 

24 1 743 9 542 
Sitz: Gelsenkirchen, v.-d.-Recke-Straße 24, Telefon: 2 14 51 

1 Kreishandwerkerschaft Gladbeck 

Kreishandwerksmeister : Maurermeister Heinrich. Kasten, Gladbeck, 
Marktstraße 39 

Geschäftsführer : Dr. Schellewald, Gladbeck, Roonstraße 44 
Zahl der Innungen, Betr iebe, Beschäftigte 

25 837 5 327 
Sitz: Gladbeck, Schill erstraße 12, Telefon: 29 48 

: 

K reishandwerkerschaft Lüdinghausen 

Kreishandwerksmeister : Tischlermeister Wilh. Mühlenbeck, Asche­ 
berg, Dorfheide 187 

Geschäftsführer : Dipl.-Kaufmann Laukemper, Lüdinghausen 
Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte 

22 1 639 6 517 
· Sitz: Lüdinghausen, Ostwall , Telefon: 208 
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· K reishandwerkerschaft Münster 
Kreishandwerksmeister : Zimmerermeister Theodor .Geringhoff, 

Münster; MetzJrstraße 7 · 
Geschäftsführer : Dr. Alfred Schön, Münster 

Zahl der Innungen, Betr iebe, Beschäftigte 
55 3 996 18 028 

Sitz: Münster, Alter Steinweg 36/39, Telefon: 68 56 

K reishandwerkerschaft Reckli nghausen 
Kreishandwerksmeister: Tischlermeister Clemens Beeking, Reck; 

linghausen, Kurfürstenwall 16 
Geschäftsführer : Severin, Recklinghausen, Kurfürstenwall 10 I 

Zahl der Innungen, Betr iebe, Beschäftigte 
. 28 3 125 14 320 

Sitz: Recklinghausen, Kurfürstenwall 10 

K reishandwerkerschaft Steinfur t in Burgsteinfurt 
Kreishandwerksmeister : Maurermeister Laumann, Burgsteinfurt, 

Veltrup, • ., .. 
Geschäftsführer : Will y Kornfeld, Burgsteinfurt, Markt 4 

Zahl der Innungen, Betriebe, Beschäftigte 
- 25 2 602 ' 9 561 

Sitz: Burgsteinfurt, Markt 4, Telefon: 315 

K reishandwerkerschaft Tecklenburg in Ibbenbüren 
Kreishandwerksmeister : Tischlermeister Ernst Brockmann, Lenge­ 

rich, Tecklenburger Straße • 
Geschäftsführer : Rediger, Ibbenbüren 

Zahl der Innungen, Betriebe, 
21 1 593 

Sitz: Ibbenbüren, Marktstraße 2, Telefon: 377 

Beschäftigte 
5 713 

K reishandwerkerschaft Warendor f 
·Kreishandwerksmeister: Baumeister Heinrich Wewer, Harsewinkel, 

Bahnhofstraße 
Geschäftsführer : Dr. Biskup, Warendorf 

Zahl der Innungen, Betriebe, 
21 1157 

Sitz: Warendorf, Emsstraße 13, Telefon: 357 

Beschäftigte 
4 717 
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4. L iste der von der Handwerkskammer Münster öff entli ch , . 

bestell ten und vereidigten Sachverständigen 
\ 

Bäcker-Handwerk 

1 , Bandagisten- und Orthopädie­ 
Handwerk 
Bau-Handwerk 

1 

Böttcher-1fandwerk 

Büchsenmacher-Handwerk 
Buchbinder-Handwerk 

. Daehdeeker-Handwerk 

Damenschneider-Hand Werk 

Elektro-Handwerk 

1 1 ' Elektromaschinenbauer-Hand- 
werk 
Färber-Handwerk 

Theodor Stumpe, Bäckermeister,• 
Münster, Kreuzstraße 35' · 
Theodor Pohlmeyer, Bäckermeister, 
Münster, Ludgeristraße 
Robert Kellner, Schlossermeister, 

_Müpster, W eißenburger Straße 
Bernhard Vocks, Bau-Ingenieur, 
i. Fa. Peter Büschier, Münster 
Franz Mönig, Architekt, 
Münster, Weißenburger Straße 10 
Wilhelm Schulze-Bramey, Maurer- und 
Zimmerermeister, Recklinghausen, 
Stenkhoffstraße 
Bruno Kästner, Baumeister, 
Münster, Heisstraße 9 
Josef Bielefeld, Baumeister, 
Gelsenkirchen, Florastraße is _ 
Hans Diekamp, Böttchermeister, 
Münster, Hafenstraße 41 
Emil Herrmann, Münster, Salzstraße 45 
Josef Dürselen, Buchbindermeist~r, 

· Münster, Warendorfer Straße 123 
BernHard Sander jr., Dachdeckermeister, 
Münster, Maximili anstraße 31/33 
Fritz Guntermann, Dachdeckermeister, 
Gelsenkirchen, Rotthauser Straße 98 
Käte Fröhlich, Damenschneiderrneisterin, 
Münster, Habichtshöhe 3 
Gertrud Sehwegmann, Damenschneider­ 
meisterin, Münster, Erphostraße 96 
Franz Heikes, Elektro-, Installateur- u. 
Rundfunkmechaniker-Meister, Münster, 
Geiststraße 94 
Karl Stark, Elektro- und Rundfunk­ 
mechaniker-Meister, Mettingen 
Willi Jöst, Maschinenbauermelster, 
Münster, Hammer Straße 95 
Anton Zurawski, Färbermeister, 
Münster, Münzstraße 
Karl Kunze, Gelsenkirchen, Hauptstr. 22 

:, 

112 

1 



d 
l, 

5 

t, 

Feintäschner-Handwerk Georg Schilde, Münster, Salzstraße 
Phili pp Amend, Münster, Bohlweg 11 

Fleischer-Handwerk Heini; Stobbe, Fleischermeister, 
Gelsenkirchen, Klosterstraße 11 

Fotografen-Handwerk Hans Weber, Fotografenmeister, 
Münster, Warendorfer Straße 

Friseur-Handwerk Josef Wiechers, Friseurmeister, 
Münster, Alter Fischmarkt 

Gerüstbauer-Handwerk Gustav Cornelius, 
Recklinghausen,. Hedener Straße 

Glas- und Gebäudereiniger- Theodor Stölting, Glas- und Gebäude­ 
Handwerk reiniger-Meister, Gelsenkirchen, Wanner 

_Straße · 
. Goldehmiede-Handwerk 

Herr enschneider- Hand werk 

Holzbildhauer-Handwerk 

Holzschuhmacher-Handwerk 

Klempner-Handwerk 

Korbmacher-Handwerk 

Kraftfahrzeug-Handwerk 

Iiurbelwellen- und. Zylinder­ 
schleifer-Handwerk 
Kürschner-Handwerk 

Rudi Drabe, Goldschmiedemeister, 
Münster, Hohenzollernring 17 
Ernst Dörr, Herrenschneidermeister, 
Münster, Kettelerstraße 5 
Bernhard Mannefeld, Herrenschneider­ 
meister, Münster, Langenstraße 32 
Karl Markmeier, Herrenschneidermei­ 
ster, Laggenbeek 
Franz Schürmann, Herrenschneidermei­ 
ster, Bottrop, Gladbecker Straße 
Paul Pochard, Münster, Baltrumweg 14. 

.Franz Stöppler, Holzbildhauermeister, 
Münster, Schleswiger Straße 8 
Heinrich Jeising, Holzschuhmachermei- 
ster, Hiddingsel, Dorf 59 · · 
Eugen Winheimer, Klempnere. und Inst., 
Meister, Münster, Rothenburg 
Wilhelm Kleekamp, Klempner und Inst.­ 
Meister, Münster, Coerdestraße 62 
Wilhelm Walterscheid, Korbmaehermei­ 
ster, Burgsteinfurt · - 
Phil ipp Glöckner, Kraftfahrzeugmeister, 
Münster, Friedrich-Ebert-Straße 
Karl Diene!, Kraftfahrzeugmeister, 
Gelsenkirchen, Steeler Straße 93 
H. Häusler, Kraftfahrzeugmechaniker­ 
Meister, Münster, Albersloher Weg 43 
Heinz Thiemeyer, Kürschnermeister, 
Münster, Zeppelinstraße 
August Schläger, Kürschnermeister, 
Münster, Hafenstraße 
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L ackierer -Handwer k 

M aler -Handwer k 

M echaniker -Handwer k 
-Bür omaschinen- 

-Nähmasehinen- 

-Fahr r ad- 

M esserschmiede-Handwer k 

·M usikinstru mentenmacher ­ 
Handwer k 

· ·-K lavier bau- 

-Orgelbau, 

-Blaslnstrumentenmaeher, 

Franz Knoche, Klavierbauermeister, 
Münster, An den Mühlen 13 1 

Franz Breil , Orgelbaumeister, Dorsten 
Edm. W endler, Münster, Münzstraße 

Optik- und Feinmechaniker- . Wilhelm Wiesmann, Optiker und Fein- 
Handwerk mech.-Meister, Münster, Königstraße 

Putzmacher-Handwerk 

·Rundfunkmechaniker-Hand­ 
werk 

Sattler' - und Tapezierer-Hand­ 
werk 

Schlosser-Handwerk 

Carl Röckener, Lackierermeister, 
Münster, Beckhoffstraße 
Anton Klausing, Malermeister, Dülmen 
Kreuzweg ' 
Johannes Pickart, Malermeister, 
Münster, Lönsstraße 25 

Otto Höfer, Mech.-Meister, 
Buer, Düppelstraße 37 
August Schneider, Mech.- Meister, 
Münster, Hermannstraße 32 
Paul Kochan, Mechaniker-Meister, Gel­ 
senkirchen, Ückendorfer Straße 
Franz Heemann, · Mechanikermeister, 
Münster, Querstraße 1 
Carl Herli tzius, Messerschmiede- und 
Schleifermeister, Münster, Goldstraße 5 

Frau Schwitzke-Krimphove, Putzmacher­ 
meisterin, Münster, Windthorststraße 
Dr. Paul Reiff , Rundfunkmech.-Meister, 
Hoetmar über Warendorf 
Johann Janko, Rundfunkmech.-Meister, 
Münster, Hammer Straße 187 
Julius Debus, Polsterermeister, 
Gelsenkirchen, Schalker Straße 
Johann Aupers, Sattlermeister, 
Roxel, Dorf 131 
Gustav Krabbe, Schlossermeister, 
Münster, Katthagen 29/30 
Albin Langguth, Maschinenschlossermei­ 
ster, Münster, Dahlweg 3 
Josef Dinkelbach, Schlossermeister, 
Gelsenkirchen, Bergmannstraße 63 
Alexander Drees, Maschinenschlosser­ 
meister, Rheine, Goethestraße 6 
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.Schmiede-Handwerk 

Schornsteinfeger-Handwetk 

Schuhmacher-Handwerk 

Seiler-Handwerk 

Steinbildhauer-Handwerk 

Stellmacher-Handwerk 

Tischler-Handwerk 

Uhrmacher-Handwerk 

Vulkaniseur-Hantlwerk 

August Döbbing, Schmiedemeister, 
Münster, Gertrudenstraße 22 
Ernst Niernerg, Schmiedemeister, 

. Münster, Grevener Straße 13 
Will i Böger, Schornsteinfegermeister, 
Münster, Himmelreich-Allee 43 · · · 
Anton Rettig, Schuhmachermeister, 
Münster, Melchersstraße 58 
August Lüffe, Schuhmachermeister, 
Münster, Grevener Straße 66 
Franz Epping, Schuhmachermeister, 
Greven, Marktstraße 56 
Karl Gausepohl, Münster, Hansaring 34 

Leo Heinrichs, Steinbildhauermeister, 
Münster, Eupener Weg 2 
Karl Schürmann, Steinbildhauermeister, 
Münster, Warendorfer Straße 
Anton Evels, Stellma·chermeister, 
Münster, WeißenburgEtr Straße 
Anton Wickenbrock sen., Stellmacher­ 
meister, Recklinghausen, Bochumer :Str. 
Robert Hübscher, Stellmachermeister, 
Gelsenkirchen, König-Wilhelm-Straß,e 
Josef Wirtz, Tischlermeister, 
Münster, Birkenweg 11 
Wilhelm Mühlenbeck, Tischlermeister; 
Ascheberg, Dorfheide 187 
Otto Kemper, Schreinermeister, 
Bocholt, Südwall 26 
Ernst Brockmann, Tischlermeister, 
Lengerich, Tecklenburger. Straße 
Heinrich Langela, Tischlermeister, 
Münster; Brüderstraße 5 
Wilhelm-Peter Strupp, Architekt und 
Tischlermeister, Münster, Goebenstr. u 
Wilhelm Nonhoff, Uhnnachermeister,. 
Münster, Rothenburg_13 
Theodor Hartmer, Uhrmachermeister, 
Münster, Sentmaringer Weg 
Karl Ahlhorn, Vulkaniseurmeister, 
Münster, Weißenburger Straße 
Julius Zappe, Vulkaniseurmeister, 
Gelsenkirchen-Euer, Westerholter Str. 
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Wäscheschneider -Handwer k 

Zahntechniker -Handwer k 

Zimmer er -Handwer k 

Frieda Sandmüller, Wäscheschneider­ 
meisterin, Münster, Lippestraße 14 
Käthe Hintzen, Wäscheschneidermei­ 
sterin, Gladbeck, Hermannstraße 92 

· Hermann Becker, Zahntechnikermeister, 
Münster, Dechaneistraße 
Heinrich Hülsken, Zimmererrneister, 
Münster, Hansaring 18 

5. Die Meisterprüfungsausschüsse 

Bandagisten-Handwerk 1 Vorsitzender 2 Beisitzer 
Chirurgiem,echaniker-Handwerk - 1 1 
Orthopädiemechaniker-Handwerk 1 5 
Bäcker-Handwerk . 1 7 
Euromaschinenmechaniker-Handwerk 1 3 
Böttcher- und Küfer-Handwerk 1 3 
Bauschlosser-Handwarje 1 5 
Brauer- und Mälzer-Handwerk 1 3 
Buchbinder-Handwerk 1 6 
Büchsenmacher-Handwerk 1 3 
Betonstein- und Terrazzo-Handwerk 1 6 
Bürstenmacher-Handwerk 1 2 
Brunnenbauer-Handwerk 1 2 
Dachdecker-Handwerk 1 6 
Damenschneider-Handwerk 1 17 
Drechsler-Hand werk 1 3 
Elektro-Installateur-Handwerk 1 13 
Elektromechaniker-:Handwerk 1 2 
Elektromaschinenbauer-Handw~rk 1 4 
Färber- und ehern. Reiniger-Handwerk 1 5 
Fleischer-Hand werk 1 8 
Friseur-Handwerk 1 11 
Fotogr.afen-Hand werk 1 4 
Feinmechaniker- und Mechaniker-Handwerk 1 2 
Fahrradmechaniker-Handwerk 1 5 
Feintäschner-Handwerk 1 2 ,, 
'Jll6 / 



der_ Fort'rl er"" und Gießer-Handwerk 1 Vorsitzender 1 Beisitzer 
derBe'r-Handwerk 1 2 

ei- Glockengießer-Handwerk 1 1 

Glas- und Gebäudereiniger-Handwerk 1 " 
5 " 

ter, Glasschleifer-Handwerk 1 " l " 
Gold- und Silberschmiede-Handwerk 1 " 3 " 
Graveur-Handwerk 1 jj 2 " 
Gürtler-Handwerk 1 ;; 1 jj 

Heizungs-Installateur-Handwerk i " 3 
Herrenschneider-Handwerk i " 11 H 

Holzbildhauer-Handwerk 1 3. 
\ 

Holzschuhmacher-Handwerk 1 " 6 H 

Kunstglaser-Handwerk 1 H 4 
" 

itzer Klempner- und Installateur-Handwerk 1 " 8 
" 

Konditoren-Handwerk 1 4 " 
Korbmacher-Handwerk 1 H 4 

" I' Kraftfahrzeug-Handwerk i 6 ,, 
Kraftfahrzeug- Elektro-Handwerk 1 1 

Kupferschmiede-Handwerk r 2 

Kürschner-Handwerk l 3 
I> 

1, Lackierer-Handwerk 1 1' 
4 

Landmaschinen-Handwerk 1 " 
5 

Maurer-Handwerk 1 " 7 " I' 

1: 

Mühlenbauer-Hand werk 1 2 ,, 
Maler-Handwerk l 16 " 
Messerschmiede-Handwerk 1 3 

r Modellbauer-Handwerk . 1 2 

,, Müller-Handwerk 1 4 

" 
Klavierbauer-Handwerk 1 2 

Metallblasinstrumentenmacher-Handwerk 1 2 

Geigenbauer-Hand werk ·1 3 

Maschinenbauer-Handwerk 1 5 

" 
Nähmaschinenmechaniker-Handwerk 1 3 

Optiker-Handwerk 1 3 

Platten- und Fliesenleger-Handwerk 1 2 

Putzmacher-Handwerk 1 8 

Porzellanmaler-Handwerk 1 2 

Rundfunkmechaniker-Handwerk 1 7 

Roßschlachter-Handwerk 1 2 

Ü.1 
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Seiler-Handwerk 1 Vorsitzender 2 Beisitzer 
Sattler-Handwerk 1 3 
Straßenbauer-Handwerk 1 5- 

1 Steinmetz-Hand werk 1 3 
' Steinbildhauer-Handwerk 1 4 

Stukkatetrr-Handwsj-je 1 3 
Stricker-{l andwerk 1 5 
Stellmacher-Handwerk 1 6 
Sticker-Handwerk 1 2 
Schornsteinfeger-Handwerk 1 6 
Schuhmacher-Handwerk 1 10 
Schmiede-Handwerk 1 5 
Schweißer-Handwerk 1 2 
Tischler:.. Hand werk 1 11 
Töpfer-Handwerk 1 2 
Tapezierer-Handwerk 1 5 
Uhrmacher-Handwerk 1 5 
Vulkaniseur-Handwerk 1 4 
Wäscher- und Plätter-Handwerk 1 3 
Wäscheschneider-Handwerk 1 <l 
Weber-Handwerk 1 3 
Zimmerer-Handwerk .1 6 
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